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Editorial 
 
 
 
 

Liebe Mitglieder und Freunde, 
 
 
ich freue mich erneut, einige wenige Grußworte an 
Euch anlässlich der aktuellen Ausgabe der INF zu 
richten.  
 
Nachdem wir die Corona-Pandemie mehr oder weniger 
überstanden haben, beherrschen das Leben in 
Deutschland und Spanien die derzeitig von Inflation 
spekulativ erzeugten Energiepreise unseren Alltag. In 
der Tat verdrängt die Konfrontation das harmonische 
Miteinander. So haben wir in Spanien bis heute nach 
wie vor keine Erneuerung des Consejo General del 
Poder Judicial (CGPJ), welcher leider in den letzten 
Jahren zum ständigen Spielball der wichtigsten 
politischen Kräfte in Spanien geworden ist.  
 
In Zeiten, in denen vor allem Solidarität gefordert und 
nur mit einem gemeinsamen Konsens Antworten auf 
die bestehenden Probleme unserer Gesellschaften 
gefunden werden können, ist dies nicht 
nachvollziehbar, jedenfalls aber nicht zielorientiert. 
Umso mehr müssen wir, auch in unserer Eigenschaft als 
Juristen, uns hierfür stark machen.  
 
 
Wir als Deutsch-Spanische Juristenvereinigung gehen 
mit gutem Beispiel voran. Wir integrieren 
verschiedenste juristische Kulturen aus beiden Ländern. 
Wir vereinen alle länderspezifischen Eigenheiten unter 
einem Dach in einem Klima der Freundschaft, der 
geschäftlichen Zusammenarbeit und einer 
außerordentlichen persönlichen Zuneigung. 
 
 
Zuletzt haben wir dies bei unserer Herbsttagung in 
Bilbao erleben dürfen. Jetzt im November steht unser 
Frühstücks-WEBINAR vor der Tür und im Frühjahr 
2023 werden wir sicherlich ein weiteres Webinar 
anbieten. Ausserdem arbeiten wir bereits sehr intensiv 
an unserem Jahreskongress in Valencia vom 08. – 10. 
Juni 2023. Hierzu möchte ich Euch bereits jetzt alle 
herzlich einladen. Seid versichert, es erwartet Euch 
nicht nur ein außerordentlich spannendes 
Rahmenprogramm, sondern auch inhaltlich hochwertige 
Referate zu sehr aktuellen Themen. Ich freue mich auf 
Euch. 
 
 

Estimados socios y amigos, 
 
 
Una vez más, me complace saludaros con motivo de la 
presente edición de nuestra revista INF. 
 
 
Después de haber dejado atrás la pandemia de una 
manera u otra, nuestra vida cotidiana en Alemania y 
España está dominada por una inflación debido a la 
especulación de los precios de la energía. De hecho, la 
confrontación sustituye a la convivencia armoniosa. 
Hasta el día de hoy aún no se ha renovado el Consejo 
General del Poder Judicial (CGPJ) en España. 
Lamentablemente, esto se ha convertido en una pelota 
de juego permanente entre las principales fuerzas 
políticas en España en los últimos años 
 
Esto es incomprensible y mucho menos orientado a 
nuestros objetivos, pero en estos momentos en los que 
se reclama ante todo solidaridad se pueden encontrar 
respuestas a los problemas existentes basadas en un 
consenso común. Conceptos que, nosotros en calidad de 
juristas, debemos defender. 
 
 
 
Nosotros como Asociación Hispano-Alemana de 
Juristas damos un buen ejemplo. Integramos diversas 
culturas jurídicas de ambos países. Reunimos todas las 
características intrinsecas de cada país bajo un mismo 
techo en un clima de amistad, de cooperación 
profesional y un especial afecto personal.  
 
 

Recientemente lo hemos podido experimentar en 
nuestra Jornada de otoño en Bilbao. En noviembre nos 
espera nuestro WEBINAR matutino y en primavera 
2023 seguramente ofreceremos otro webinar. Además, 
estamos trabajando muy intensamente en la 
planificación de nuestro Congreso Anual en Valencia 
del 08 al 10 de junio 2023, al cual me gustaría invitaros 
cordialmente desde este momento. No cabe duda de que 
os espera no sólo una agenda de actividades atractiva, 
sino también un programa de ponencias de alta calidad 
sobre temas de gran actualidad. Estré encantado de 
saludaros. 
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Für den Jahresendspurt, die Weihnachtszeit und den 
Jahreswechsel wünsche ich Euch allen gutes Gelingen, 
eine harmonische Zeit und einen noch besseren Start in 
das Jahr 2023! 
 
Herzlichst  
 
Euer 
Lutz Carlos Moratinos Meissner 

¡Para la recta final del año, las Navidades y la 
Nochevieja os transmito mis mejores deseos y un mejor 
comienzo de año 2023! 

 
Cordialmente 
 
Vuestro 
Lutz Carlos Moratinos Meissner 
 

 

Präsident DSJV – Presidente AHAJ 
Rechtsanwalt & Abogado 
Simon & Partner, Hamburg 
l.moratinos@simon-law.de 
 

 

 
Grusswort / Saludo 

 
 

Liebe Mitglieder, Leserinnen und Leser,  
 
in der letzten Ausgabe dieses Jahres darf ich mich für 
die Schriftleitung zu Wort melden und danken für Ihrer 
aller Mitwirkung an den Ausgaben dieses Jahres und 
mit den besten Wünschen für 2023.  
 
Zahlreiche renommierte Autorinnen und Autoren haben 
Ihnen einen bunten Blumenstrauß aus den wichtigsten 
Bereichen des Rechts zusammengestellt. Es zeigt, wie 
sich unser ehrenamtlicher Einsatz lohnt und unsere 
Zeitschrift auch digital unverändert hohes Ansehen in 
Spanien und Deutschland genießt. Das soll 2023 nicht 
nur so bleiben, sondern weiter ausgebaut werden. 
 
Ihre Anregungen und Beiträge sind weiter herzlich 
willkommen. Wie Sie wissen, können die 
Fortbildungsverpflichtungen der Fachanwältinnen und 
Fachanwälte von 15 Stunden jährlich auch und gerade 
durch Publikationen erfüllt werden und dies unter 
Einberechnung der Vorbereitungs- und Recherchezeit 
für einen Beitrag. 
 
Die Expertise jedes einzelnen Mitgliedes hat die 
Vereinigung und unsere Zeitschrift zu dem gemacht, 
was sie ist: Ein Aushängeschild im deutsch-spanischen 
Rechtsverkehr. Zögern Sie also nicht, uns im Jahr 2023 
mit Ihrem Beitrag zu versehen.  
 
Herzliche Grüße  
 
Dr. Markus Artz 
Schriftleiter 

 

Estimados socios, lectoras y lectores, 
 
Con motivo del último número de este año y en nombre 
de la redacción, me gustaría darles las gracias a todos 
ustedes por su cooperación en el transcurso de este año 
y desearles todo lo mejor para el año 2023.  
 
Numerosos autores de renombre les han ofrecido un 
colorido popurrí de las áreas más importantes del 
derecho. Esto nos demuestra que nuestro trabajo 
voluntario vale la pena y que nuestra revista en formato 
digital sigue gozando de una gran reputación en España 
y Alemania. Esto no sólo debería seguir así en 2023, 
sino que también debería fomentarse. 
 
Por lo tanto, sus sugerencias y contribuciones son 
bienvenidas.  
 
 
La experiencia de cada uno de sus miembros ha hecho 
de la Asociación y de nuestra revista lo que son, un 
referente en las relaciones jurídicas germano-españolas. 
Así que no dude en proporcionarnos su contribución en 
2023.  
 
 
 
Saludos cordiales 
 
Dr. Markus Artz 
Redactor 
 

 

Vicepresidente DSJV - AHJA 
Rechtsanwalt, Koblenz 
artz@artzlopez.com 
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Meldepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen in Deutschland 

 
Dr. Marion Frotscher* 

 
 

1. Einleitung 
 
Mit Richtlinie (EU) 2018/822 ist eine Meldepflicht 
für grenzüberschreitende Steuergestaltungen 
eingeführt worden, die mit Gesetz vom 21.12.2019 in 
das deutsche Steuerrecht umgesetzt worden ist. Die 
Regelung tritt am 1.7.2019 in Kraft. Erläutert wird 
die gesetzliche Regelung durch ein BMF Schreiben 
vom 29.3.2021.   
 
Wesentliche von der Meldepflicht betroffene Steuern 
sind die Ertragsteuern (Einkommen-, Körperschaft-, 
Gewerbesteuer), Erbschaft-/Schenkungssteuer, 
Grunderwerbsteuer, Grundsteuer. Nicht erfasst 
werden die Umsatzsteuer, Zölle, Kirchensteuer, 
sowie steuerliche Nebenleistungen und Gebühren. 
Eine Gestaltung ist dabei jeder bewusste 
Schaffensprozess, der eine Situation bewusst und 
aktiv herbeiführt oder verändert für den Nutzer der 
Gestaltung. Demgegenüber ist das bloße passive 
Abwarten z.B. von Haltefristen nicht erfasst. 
Ebenfalls nicht erfasst sind bloße rechtliche 
Würdigungen eines Sachverhalts oder 
Verrechnungspreisanpassungen, die durch den 
Fremdvergleichsgrundsatz geboten sind.  
 
Eine Steuergestaltung wird dann als 
grenzüberschreitend angesehen, wenn mindestens ein 
EU-Staat und ein anderer Staat betroffen sind. Dabei 
muss nicht Deutschland einer dieser Staaten sein. Die 
Betroffenheit kann sich dabei aus jeder Tätigkeit in 
dem Staat ableiten.  
 
2. Kennzeichen 
 
Entsprechend der Richtlinie unterteilt auch das 
deutsche Recht in Kennzeichen mit und ohne sog. 
Relevanztest. Kennzeichen mit Relevanztest sind: 
 
• Mandatsvereinbarungen mit Vertraulichkeits-

klauseln, die die Offenlegung gegenüber anderen 
Beratern oder der Finanzverwaltung untersagen 
oder unter ein pauschales 
Zustimmungserfordernis stellen.  

 
• erfolgsabhängige Vergütungen, die aber in 

Deutschland im Regelfall berufsrechtlich schon 
nicht erlaubt sind.  

 
• Nutzung von standardisierten Strukturen oder 

Dokumenten, wobei aber Standardverträge wie 

Lizenzverträge, Darlehensverträge, Standard-
Leasingverträge oder Verträge zur 
Gesellschaftsgründung ausgenommen sind. 

 
• „missbräuchliche“ Verlustnutzung, wobei in 

Deutschland die steuerliche Verlustnutzung 
ohnehin nur sehr eingeschränkt möglich ist. 

 
• Umwandlung in nicht oder niedrig besteuerte 

Einkünfte bzw. Vermögen. 
 
• Zirkuläre Transaktionen. 
 
• Zahlung an ein steuerbefreites, verbundenes 

Unternehmen, wobei ein Steuersatz von über 4% 
unschädlich ist. 

 
• Zahlung ist beim verbundenen Unternehmen als 

Empfänger steuerbefreit oder präferiert besteuert; 
dies gilt auch bei sog. Präferenzregime (z.B. IP- 
Boxen), Erlass oder Verzicht. Nicht erfasst ist 
eine Steuerfreiheit aufgrund einer Verrechnung 
der Einkünfte mit Verlusten. 

 
Diese Kennzeichen führen nur dann zu einer 
Meldepflicht, wenn der sog. Relevanztest erfüllt ist. 
Dieser ist definiert, dass ein "verständiger Dritter 
unter Berücksichtigung aller wesentlichen Fakten 
und Umstände vernünftigerweise erwarten kann, dass 
zumindest einer der Hauptvorteile die Erlangung 
eines steuerlichen Vorteils gem. § 138d Abs. 3 AO 
ist." Da die Definition sehr viele unbestimmte 
Rechtsbegriffe enthält, die auch durch das BMF 
Schreiben nicht konkretisiert werden, ist eine 
Vermeidung der Meldepflicht durch Verneinung des 
Relevanztest rechtssicher kaum möglich. Ein 
Steuervorteil soll bei jeder Senkung der Steuerlast 
(Rückzahlung, Verringerung oder Verhinderung der 
Steueransprüche) sowie einer zeitlichen 
Verschiebung eines Steueranspruchs vorliegen. 
Dabei ist nicht erforderlich, dass der Steuervorteil 
auch tatsächlich eintritt. Der Steuervorteil muss auch 
nicht in Deutschland eintreten.  
 
Eine Meldepflicht, ohne dass ein steuerlicher Vorteil 
intendiert sein muss, besteht in den folgenden Fällen: 
 
• Das verbundene Unternehmen als 

Zahlungsempfänger ist nicht oder in einer sog. 
Steueroase ansässig. 
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• Für ein Vermögenswert wird in verschiedenen 
Staaten eine Abschreibung geltend gemacht; dies 
gilt allerdings nicht, wenn zur Vermeidung einer 
etwaigen Doppelbesteuerung die sog. 
Anrechnungsmethode Anwendung findet.  

 
• Einkünfte oder Vermögen werden in mehr als 

einen Staat zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung freigestellt und es kommt 
somit zu einer Nichtbesteuerung. Eine 
Freistellung von Dividenden soll dabei nicht 
erfasst sein.  

 
• Bei der Übertragung oder Überführung von 

Vermögensgegenständen gibt es wesentliche 
Bewertungsunterschiede, wobei ein 
Bewertungsunterschied wesentlich ist, wenn er 
mehr als 10% und mindestens EUR 100.000 
beträgt oder mehr als EUR 500.000. 
 

• Aushöhlung der Mitteilungspflichten. 
 
• Scheingeschäfte. 
 
• Verrechnungspreisgestaltungen wie die 

Inanspruchnahme von Safe Harbour Regelungen, 
Übertragung von schwer zu bewertenden 
immateriellen Wirtschaftsgütern sowie bei 
Funktionsverlagerungen. Dies gilt unabhängig 
von dem Erfordernis, eine Verrechnungspreis-
dokumentation zu erstellen.  

 
3. Meldepflichtiger 
 
Grundsätzlich ist der sog. Intermediär meldepflichtig. 
Dies ist im Regelfall der Steuerberater oder 
Rechtsanwalt; allerdings ist die Meldepflicht nicht 
auf diese Berufsgruppen beschränkt. Jeder, der eine 

Steuergestaltung vermarktet, für Dritte konzipiert, 
organisiert, zur Nutzung bereitstellt oder die 
Umsetzung verwaltet, unterfällt der Verpflichtung. 
Nicht erfasst wird allerdings die Unterstützung bei 
der Umsetzung einer Gestaltung, die Beurteilung der 
Gestaltung, die Widergabe des Gesetzeswortlauts 
oder der rechtlichen Lage sowie das Erstellen von 
Steuererklärungen.  
 
Der Intermediär hat, sofern er nicht von der Meldung 
befreit ist, die allgemeinen Daten zur Gestaltung 
innerhalb von 30 Tagen zu melden. Sofern er von 
seinem Mandanten von einer etwaigen 
berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflicht 
entbunden worden ist, hat er auch die 
nutzerbezogenen Daten zu melden. Der Nutzer kann, 
wenn er den Intermediär nicht von der 
Verschwiegenheit entbindet, auch die 
nutzerbezogenen Daten melden oder sogar nach 
Vereinbarung auch die allgemeinen Daten. Der 
Intermediär ist von der Meldepflicht befreit, wenn er 
nachweisen kann, dass eine andere Person (Nutzer 
oder Intermediär) ihn in eine Meldung mit 
einbezogen hat. Der Nachweis erfolgt über eine 
Registrierungsnummer.  
 
Eine nicht erfolgte oder nicht korrekte Meldung stellt 
eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einer Geldbuße 
bis zu EUR 25.000 pro Verstoß geahndet werden 
kann. 
 

 

* Rechtanwältin, Steuerberaterin, M.I.Tax, 
Beiten Burkhardt Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Hamburg,  
Marion.Frotscher@advant-beiten.com 
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La trasposición al ordenamiento español de las directivas de servicios digitales y de compraventa de 
bienes mediante la reforma de la ley del consumidor por el real decreto - 

 ley 7/2021, de 27 de abril 
 

Alberto J. Tapia Hermida* 
 
 
I. Introducción: la reforma de la LGDCU en 
materia de contratos de compraventa de bienes y 
de suministro de contenidos o servicios digitales 
por el real decreto-ley 7/2021, de 27 de abril 
 
El artículo decimosexto del RDL 7/20211 -
convalidado por Acuerdo del Congreso de los 
Diputados publicado por Resolución de 13 de mayo 
de 20212- modifico la LGDCU3 integrando el Título 
VIII sobre la “Transposición de directivas de la 
Unión Europea en materia de contratos de 
compraventa de bienes y de suministro de contenidos 
o servicios digitales”.  
 
En concreto, se trata de dos Directivas: la Directiva 
(UE) 2019/770 o Directiva de servicios digitales 
(DSD)4 y la Directiva (UE) 2019/771 o Directiva 
sobre compraventa de bienes (DCB)5.  
Esta reforma afecta a diversos preceptos del Libro II 
de la LGDCU sobre “contratos y garantías” y, muy 
especialmente, a su título IV sobre “garantías y 
servicios postventa” con una incidencia acusada en 
su capítulo II sobre “responsabilidad del empresario 
y derechos del consumidor y usuario” con la adición 

 
1Real Decreto-ley 7/2021, de 27 de abril, de transposición de 
directivas de la Unión Europea en las materias de competencia, 
prevención del blanqueo de capitales, entidades de crédito, 
telecomunicaciones, medidas tributarias, prevención y 
reparación de daños medioambientales, desplazamiento de 
trabajadores en la prestación de servicios transnacionales y 
defensa de los consumidores (BOE núm. 101 del miércoles 28 de 
abril de 2021 Sec. I. Pág. 49749 y ss.) 
2 BOE núm. 119 del miércoles 19 de mayo de 2021 Sec. I. Pág. 
59534. 
3 Texto refundido de la Ley General para la Defensa de los 
Consumidores y Usuarios y otras leyes complementarias, 
aprobado por el Real Decreto Legislativo 1/2007, de 16 de 
noviembre. El lector interesado en las últimas reformas de la 
normativa de consumo en la UE y en España, puede consultar 
nuestra monografía “La nueva normativa de consumo en España 
y en la Unión Europea”. Editorial Reus. Colección de Derecho 
del Consumo, Madrid 2022. 
4 Directiva (UE) 2019/770 del Parlamento Europeo y del Consejo 
de 20 de mayo de 2019, relativa a determinados aspectos de los 
contratos de suministro de contenidos y servicios digitales 
(DOUE de 22.5.2019 pág. L 136/1 y ss.). El lector puede 
consultar la entrada de nuestro blog financiero de 10.06.2019 
sobre “Contratos de suministro de contenidos y servicios 
digitales: Directiva (UE) 2019/770”.  
5 Directiva (UE) 2019/771 del Parlamento Europeo y del Consejo 
de 20 de mayo de 2019, relativa a determinados aspectos de los 
contratos de compraventa de bienes, por la que se modifican el 
Reglamento (CE) número 2017/2394 y la Directiva 2009/22/CE 
y se deroga la Directiva 1999/44/CE (DOUE de 22.5.2019 pág. L 
136/28 y ss.).  

de un nuevo capítulo III dedicado a regular el 
“ejercicio de derechos por el consumidor y usuario”,  
un nuevo capítulo IV, sobre la “modificación de los 
contenidos o servicios digitales” y un capítulo V 
sobre “garantías comerciales y servicios posventa”.  
 
Conforme a la disposición final octava, letra d) del 
RDL 7/2021 “el artículo decimosexto (…) entrará en 
vigor el 1 de enero de 2022, salvo los artículos 126 y 
126 bis, que se aplicarán solo a los contratos 
celebrados a partir de esa fecha”. Así se cumple con 
lo dispuesto en el art.24 dedicado a la transposición 
de la Directiva (UE) 2019/770 que establece: “1. A 
más tardar el 1 de julio de 2021, los Estados 
miembros adoptarán y publicarán las medidas 
necesarias para dar cumplimiento a la presente 
Directiva. Informarán de ello inmediatamente a la 
Comisión. (…) 2. Lo dispuesto en la presente 
Directiva se aplicará al suministro de contenidos o 
servicios digitales que tenga lugar a partir del 1 de 
enero de 2022, con excepción de los artículos 19 y 
20, que solo se aplicarán a los contratos celebrados 
a partir de esa fecha”. 
 
 
II. Aspectos generales de la reforma  
 
A) Contexto: La proyección de las dos 
megatendencias regulatorias generales -
sostenibilidad y digitalización - dentro del sector 
primario y secundario de la producción y 
consumo de bienes y la prestación de servicios 
 
Desde hace tiempo se vienen identificando dos 
megatendencias regulatorias generales de la 
Economía -la digitalización y la sostenibilidad- en el 
ámbito mercantil, en el Derecho del consumo y en el 
sistema financiero6. Ahora, con ocasión del 
comentario de la modificación de la LGDCU por el 
RDL 7/2021l; exponemos la proyección de ambas 
megatendencias regulatorias en los sectores primario 
y secundario de la producción y consumo de bienes y 
la prestación de servicios y comenzamos por realizar 
algunas reflexiones iniciales sobre la ubicación de 
dicha reforma. 
 

 
6 Ver al respecto nuestra monografía sobre la “Sostenibilidad 
financiera”. Editorial Reus. Colección Sostenibilidad y Derecho, 
Madrid 2021. 
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Para ello, debemos empezar señalando que la 
sostenibilidad se nos presenta como una exigencia de 
la supervivencia del ser humano como especie por 
dos tipos de razones:  
 
a) Desde el punto de vista estructural, decimos que la 
sostenibilidad es una exigencia de la supervivencia 
del ser humano como especie porque, llegados a un 
determinado punto de agotamiento de recursos 
naturales por diversos factores (el demográfico de la 
superpoblación, el económico del despilfarro propio 
de la sociedad capitalista de consumo, etc.), se ha 
producido una crisis vital de la especia humana con 
manifestaciones tan evidentes como el cambio 
climático merced al calentamiento global.  
 
b) Desde el punto de vista coyuntural, vivimos 
sumidos en una “tormenta perfecta” de fenómenos 
que exigen utilizar los recursos naturales y los bienes 
producidos con ellos de manera sostenible, 
conscientes de su finitud. Coadyuvan en tal resultado 
la escasez de materias primas, el cuello de botella en 
el transporte internacional de mercancías, la crisis de 
los semiconductores, el mantenimiento y agravación 
de la pandemia del COVID 19 a resultas de las 
mutaciones que se suceden del virus. En el caso de 
los países occidentales y especialmente europeos se 
unen factores geoestratégicos como el predominio 
creciente de China en el comercio internacional en 
detrimento de la libre competencia y la crisis 
económica y energética (especialmente, en lo relativo 
al suministro de gas) causada en Europa por la 
Guerra en Ucrania.  
 
Este contexto someramente descrito conduce a 
identificar la sostenibilidad como una exigencia de la 
supervivencia del ser humano como especie con 
manifestaciones como la durabilidad creciente de los 
bienes de consumo de la que nos ocuparemos 
después.  
 
En cuanto se refiere a la digitalización de los 
servicios, es necesario reforzar la protección del 
consumidor o usuario ante fenómenos recientes 
como, por ejemplo, la deslocalización de la red de 
oficinas bancarias que profundizan la “brecha 
digital” por razones demográficas y geográficas 
hasta convertirla, con frecuencia, en “abismo digital” 
en daño de consumidores y usuarios particularmente 
vulnerables. 
 
B) Los cinco principios esenciales de la reforma  
 
Cuando abordamos la reforma de la LGDCU por 
RDL 7/2021, resulta recomendable comenzar por 
identificar los cinco principios básicos de esta nueva 
regulación que son:  
 

a) La sostenibilidad de los bienes de consumo en 
forma de la durabilidad: Esta sostenibilidad de los 
bienes de consumo requiere un cambio del modelo 
lineal de la economía, en el que la producción de 
bienes y servicios sigue la pauta de “usar-consumir-
tirar” y que exige un uso intensivo de recursos 
naturales y genera una elevada cantidad de residuos 
por otro que opere con la pauta de “usar-mantener-
conservar”, que reduce las exigencias de recursos 
naturales y la generación de residuos. Es evidente 
que este cambio de paradigma en favor de la 
durabilidad de los bienes de consumo requiere la 
colaboración de todos los agentes implicados en la 
cadena de producción, distribución y consumo. 
 
b) La homologación parcial del tratamiento de los 
contratos de compraventa de bienes y los contratos de 
suministro de contenidos o servicios digitales: Desde 
el punto de vista técnico-jurídico, la reforma de la 
LGDCU por el RDL 7/2021 refleja la homologación 
parcial del tratamiento de los contratos de 
compraventa de bienes y los contratos de suministro 
de contenidos o servicios digitales que resulta 
necesaria para garantizar la protección de los 
consumidores. Ello es así porque las Directivas de la 
Unión Europea en materia de contratos de 
compraventa de bienes y de suministro de contenidos 
o servicios digitales comparten el objetivo de 
armonizar determinados aspectos -por eso 
calificamos de parcial la homologación- relativos a 
ambos tipos de contratos en un contexto económico 
en el que la evolución tecnológica ha dado lugar a un 
incremento del mercado de bienes que incorporan 
contenidos o servicios digitales o están 
interconectados con ellos.  
 
c) La armonización europea plena mediante la 
trasposición de la Directiva de servicios digitales y la 
Directiva sobre compraventa de bienes: Esta tercera 
característica general de la reforma de la LGDCU por 
el RDL 7/2021 atiende asimismo a un punto de vista 
técnico-jurídico y responde a la circunstancia de que, 
dado que las dos Directivas incorporadas establecen 
una armonización plena. Quiere ello decir que los 
Estados miembros de la UE no podrán mantener o 
introducir en su Derecho nacional disposiciones que 
se aparten de las establecidas en las dos Directivas y, 
en particular, disposiciones más o menos estrictas 
para garantizar un diferente nivel de protección de los 
consumidores. A estos efectos, es importante 
recordar que el artículo 1 de la Directiva (UE) 
2019/770 dispone que su finalidad es “contribuir al 
correcto funcionamiento del mercado interior, 
proporcionando a la vez un alto nivel de protección 
de los consumidores, a través del establecimiento de 
normas comunes sobre determinados requisitos 
relativos a los contratos celebrados entre 
empresarios y consumidores para el suministro de 
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contenidos o servicios digitales” y que su artículo 4, 
refiriéndose al “nivel de armonización” advierte que 
“los Estados miembros no podrán mantener o 
introducir, en su Derecho nacional, disposiciones 
que se aparten de las establecidas en la presente 
Directiva, en particular disposiciones más o menos 
estrictas para garantizar un diferente nivel de 
protección de los consumidores, salvo que se 
disponga de otro modo en la presente Directiva”.  
 
d) La conformidad como principio rector: Este cuarto 
principio general de la reforma de la de la LGDCU 
por el RDL 7/2021 atiende a la sustancia del régimen 
que se basa en la conformidad que se determina 
mediante el cumplimiento de unos requisitos 
objetivos y subjetivos. 
 
e) La responsabilidad directa del vendedor y 
subsidiaria del productor: Este quinto principio 
general de la reforma de la LGDCU por el RDL 
7/2021 es el cierre lógico-jurídico de la regulación 
sustancial del régimen porque opera en la hipótesis 
última en que al consumidor o usuario le resulte 
imposible o le suponga una carga excesiva dirigirse 
al empresario por la falta de conformidad derivada 
del incumplimiento de los requisitos objetivos y 
subjetivos. Entonces es cuando el consumidor o 
usuario podrá reclamar directamente al productor con 
el fin de conseguir que el bien o el contenido o 
servicio digital sea puesto en conformidad. Este 
principio se infiere de la nueva redacción del artículo 
125 de la de la LGDCU por el RDL 7/2021 que se 
refiere a la “acción contra el productor y de 
repetición”. 
 
III. La estructura del nuevo régimen de la 
sostenibilidad de los bienes de consumo y defensa 
del consumidor digital 
 
A) Elementos subjetivos 
 
Hay que partir de la base de que la nueva estructura 
del régimen de la sostenibilidad de los bienes de 
consumo y defensa del consumidor digital se asienta 
en el elenco clásico de personajes de la cadena de 
valor en producción y consumo de bienes y servicios: 
el consumidor y usuario7, del empresario, del 
productor y del proveedor. 

 
7 El artículo 3. de la LGDCU -en su redacción dada por el art. 1.1 
del Real Decreto-ley 1/2021, de 19 de enero- define los 
conceptos de consumidor y usuario y de persona consumidora 
vulnerable diciendo: “A efectos de esta ley, y sin perjuicio de lo 
dispuesto expresamente en sus libros tercero y cuarto, son 
consumidores o usuarios las personas físicas que actúen con un 
propósito ajeno a su actividad comercial, empresarial, oficio o 
profesión. Son también consumidores a efectos de esta norma las 
personas jurídicas y las entidades sin personalidad jurídica que 
actúen sin ánimo de lucro en un ámbito ajeno a una actividad 
comercial o empresarial. 2. Asimismo, a los efectos de esta ley y 

 
B) Elementos objetivos 
 
El nuevo régimen de la sostenibilidad de los bienes 
de consumo y defensa del consumidor digital 
también parte de la base del concepto de producto 
que ofrece el artículo 6 de la LGDCU cuando dice 
“Sin perjuicio de lo establecido en el artículo 136, a 
los efectos de esta norma, es producto todo bien 
mueble conforme a lo previsto en el artículo 335 del 
Código Civil”8.  
Sin perjuicio de dicha continuidad conceptual en el 
punto de partida, procede destacar que el RDL 
7/2021 modifica ampliamente el artículo 59 bis de la 
LGDCU para introducir definiciones específicas que 
son las piezas en las que se basa el nuevo régimen, 
Podemos ordenar estos nuevos elementos específicos 
agrupándolos en dos grandes categorías referidas a 
las dos megatendencias regulatorias de la 
sostenibilidad9 y la digitalización: 
 
1. Elementos objetivos relacionados con la 
sostenibilidad 
 
Podemos identificar los siguientes: 
 
a) La “durabilidad” que es “la capacidad de los 
bienes de mantener sus funciones y rendimiento 
requeridos en condiciones normales de utilización 
durante el tiempo que sea razonable en función del 
tipo de bien”.  
 
b) La “garantía comercial” que es “todo 
compromiso asumido por un empresario o un 
productor (el “garante”) frente al consumidor o 
usuario, además de sus obligaciones legales con 
respecto a la garantía de conformidad, de 
reembolsar el precio pagado o de sustituir, reparar o 
prestar un servicio de mantenimiento relacionado 
con el bien o el contenido o servicio digital, en caso 

 
sin perjuicio de la normativa sectorial que en cada caso resulte 
de aplicación, tienen la consideración de personas consumidoras 
vulnerables respecto de relaciones concretas de consumo, 
aquellas personas físicas que, de forma individual o colectiva, 
por sus características, necesidades o circunstancias personales, 
económicas, educativas o sociales, se encuentran, aunque sea 
territorial, sectorial o temporalmente, en una especial situación 
de subordinación, indefensión o desprotección que les impide el 
ejercicio de sus derechos como personas consumidoras en 
condiciones de igualdad”.  
8 Procede añadir que “el agua, el gas y la electricidad se 
considerarán “bienes” cuando estén envasados para su 
comercialización en un volumen delimitado o en cantidades 
determinadas”. 
9 Sobre la aplicación de la DPCD al sector de la sostenibilidad se 
puede ver la Guía sobre la interpretación y la aplicación de la 
Directiva 2005/29/CE del Parlamento Europeo y del Consejo 
relativa a las prácticas comerciales desleales de las empresas en 
sus relaciones con los consumidores en el mercado interior, 
pág.72 y ss. 
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de que no se cumplan las especificaciones o 
cualquier otro requisito no relacionado con la 
conformidad del bien o del contenido o servicio 
digital con el contrato, enunciados en la declaración 
de garantía o en la publicidad, disponible en el 
momento o antes de la celebración del contrato”. 
 
c) El “Soporte duradero” que es “todo instrumento 
que permita al consumidor o usuario y al empresario 
almacenar información que se le haya dirigido 
personalmente de forma que en el futuro pueda 
consultarla durante un período de tiempo acorde con 
los fines de dicha información y que permita su fiel 
reproducción. Entre otros, tiene la consideración de 
soporte duradero, el papel, las memorias USB, los 
CD-ROM, los DVD, las tarjetas de memoria o los 
discos duros de ordenador, los correos electrónicos, 
así como los mensajes SMS”.  
 
2. Elementos objetivos relacionados con la 
digitalización 
 
Podemos identificar los siguientes: 
 
a) Los “bienes con elementos digitales” son “todo 
objeto mueble tangible que incorpore contenidos o 
servicios digitales o esté interconectado con ellos de 
tal modo que la ausencia de dichos contenidos o 
servicios digitales impediría que los bienes 
realizasen sus funciones”.  
 
b) La “compatibilidad” que es “la capacidad de los 
bienes de funcionar con los aparatos (hardware) o 
programas (software) con los cuales se utilizan 
normalmente los bienes del mismo tipo, sin necesidad 
de convertir los bienes, aparatos (hardware) o 
programas (software), así como la capacidad de los 
contenidos o servicios digitales de funcionar con los 
aparatos (hardware) o programas (software) con los 
cuales se utilizan normalmente los contenidos o 
servicios digitales del mismo tipo, sin necesidad de 
convertir los contenidos o servicios digitales”. 
 
c) El “entorno digital” que es “el aparato 
(hardware), programa (software) y cualquier 
conexión a la red que el consumidor y usuario utilice 
para acceder a los contenidos o servicios digitales o 
para hacer uso de ellos”. 
 
d) La “integración” que es “la conexión e 
incorporación de los contenidos o servicios digitales 
con los componentes del entorno digital del 
consumidor o usuario para que los contenidos o 
servicios digitales se utilicen con arreglo a los 
requisitos de conformidad previstos en el título IV de 
este libro”.  
 

e) La “interoperabilidad” que es “la capacidad de 
los bienes o de los contenidos o servicios digitales de 
funcionar con aparatos (hardware) o programas 
(software) distintos de aquellos con los cuales se 
utilizan normalmente los bienes o los contenidos o 
servicios digitales del mismo tipo”. 
 
f) El “servicio digital” que es “un servicio que 
permite al consumidor o usuario crear, tratar, 
almacenar o consultar datos en formato digital, o un 
servicio que permite compartir datos en formato 
digital cargados o creados por el consumidor u otros 
usuarios de ese servicio, o interactuar de cualquier 
otra forma con dichos datos”. 
 
3. Referencia a la jurisprudencia reciente del 
TJUE y del TS español sobre la noción de 
producto defectuoso 
 
Procede destacar que la jurisprudencia europea y 
española se han pronunciado en 2021 sobre la noción 
de “producto defectuoso” y sobre la consiguiente 
responsabilidad civil empresarial por fabricación y 
distribución de bienes o servicios defectuosos. Se 
trata de las resoluciones siguientes:  
 
c.1) La Sentencia del Tribunal de Justicia (Sala 
Primera) de 10 de junio de 2021 (asunto C-65/20) 
que declara: ”El artículo 2 de la Directiva 
85/374/CEE del Consejo, de 25 de julio de 1985, 
relativa a la aproximación de las disposiciones 
legales, reglamentarias y administrativas de los 
Estados miembros en materia de responsabilidad por 
los daños causados por productos defectuosos, en su 
versión modificada por la Directiva 1999/34/CE del 
Parlamento Europeo y del Consejo, de 10 de mayo 
de 1999, analizado a la luz de los artículos 1 y 6 de 
dicha Directiva, en su versión modificada por la 
Directiva 1999/34, debe interpretarse en el sentido 
de que no constituye un «producto defectuoso», con 
arreglo a dichas disposiciones, un ejemplar de un 
periódico impreso que, tratando de un tema 
paramédico, da un consejo de salud inexacto relativo 
a la utilización de una planta, cuyo seguimiento ha 
causado un daño a la salud de un lector de ese 
periódico”.10 

 
10 Cuyo fallo se publicó en el DOUE del lunes 26 de julio de 
2021 (pág. C 297/12); el lector interesado puede ver nuestros 
estudios sobre “La noción de “producto defectuoso” generador 
de la responsabilidad civil a efectos de la Directiva 85/374/CEE. 
Sentencia del TJUE de 10 de junio de 2021 (asunto c-65/20)” 
publicado en La Ley Unión Europea, n.º 96, Sección Sentencias 
Seleccionadas, septiembre 2021 y sobre la “Responsabilidad civil 
empresarial por bienes o servicios defectuosos. Decálogo de la 
jurisprudencia europea y española reciente” publicado en Diario 
La Ley, Nº 9913, de 15 de septiembre de 2021, Sección Tribuna; 
así como en la entrada de 29 de julio de 2021 de nuestro blog 
financiero titulada: “Cuidado con el rábano picante rallado! El 
ejemplar de un periódico impreso que contiene un consejo de 
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c.2) La Sentencia 561/2021, de 23 de julio de 2021 
del Pleno de la Sala Primera de lo Civil del Tribunal 
Supremo que, en su fallo, decide; “1.º- Estimar en 
parte el recurso de casación interpuesto por D. 
XXXX contra la sentencia de 14 de marzo de 2018, 
dictada por la Sección Decimocuarta de la Audiencia 
Provincial de Madrid, en el recurso de apelación 
núm. 663/2017. 2.º- Casar la expresada sentencia y, 
en su lugar, acordar: 2.º.1.- Estimar en parte el 
recurso de apelación interpuesto por D. XXXX 
contra la sentencia 82/2017, de 5 de junio, del 
Juzgado de Primera Instancia e Instrucción núm. 3 
de Leganés, que se revoca. 2.º.2.- Estimar en parte la 
demanda interpuesta por D. XXXX contra 
Volkswagen Audi España S.A. (actualmente 
Volkswagen Group España Distribución S.A.) y 
condenar a esta entidad demandada a indemnizar al 
demandante en quinientos euros (500 €). 2.º.3.- 
Desestimar la demanda interpuesta por D. XXXX 
contra M. Conde Premium S.L..”11. 
 
C) Tipos de contratos 
 
Hemos de comenzar este apartado recordando que el 
segundo de los cinco principios esenciales de la 
reforma de la de la LGDCU por el RDL 7/2021 es el 
de la “homologación parcial del tratamiento de los 
contratos de compraventa de bienes y los contratos 
de suministro de contenidos o servicios digitales” 
porque las Directivas de la Unión Europea en materia 
de contratos de compraventa de bienes y de 
suministro de contenidos o servicios digitales 
comparten el objetivo de armonizar determinados 
aspectos relativos a ambos tipos de contratos en un 
contexto económico en el que la evolución 
tecnológica ha dado lugar a un incremento del 
mercado de bienes que incorporan contenidos o 
servicios digitales o están interconectados con ellos. 
Establecido lo anterior y partiendo de la base del 
art.114 de la LGDCU, podemos diferenciar dos tipos 
de contratos: 
 
1. Los contratos de compraventa de bienes 
 
El art.55 bis de la LGDCU define el “contrato de 
compraventa o venta” como “todo contrato 

 
salud inexacto no es un “producto defectuoso” que genere la 
responsabilidad civil de su editor: Sentencia del TJUE 10 de 
junio de 2021 (Asunto C-65/20)”. 
11 El lector interesado puede ver nuestro estudio sobre la 
“Responsabilidad civil empresarial por bienes o servicios 
defectuosos. Decálogo de la jurisprudencia europea y española 
reciente” publicado en Diario La Ley, Nº 9913, de 15 de 
septiembre de 2021, Sección Tribuna; así como las entradas de 4 
y 9 de agosto de 2021 de nuestro blog financiero tituladas: 
“¡Últimos humos del “DIESELGATE”¡ La Sentencia 561/2021, 
del Pleno de la Sala Primera de lo Civil del Tribunal Supremo de 
23 de julio de 2021.  Una Resolución relevante y justa”. 
 

celebrado, en el ámbito de una relación de consumo, 
en virtud del cual el empresario transmite o se 
compromete a transmitir la propiedad de bienes al 
consumidor o usuario pudiendo llevar incluido la 
prestación de servicios”, pudiendo añadirse que “los 
bienes vendidos pueden ser de existencia presente 
(existentes) o futura (que hayan de producirse o 
fabricarse)” (art.114).  
 
2. Los contratos de suministro de contenidos o 
servicios digitales 
 
El art.55 bis de la LGDCU define el “contrato de 
servicios” como “todo contrato, con excepción del 
contrato de venta o compraventa, celebrado en el 
ámbito de una relación de consumo, en virtud del 
cual el empresario presta o se compromete a prestar 
un servicio al consumidor o usuario, incluido aquel 
de carácter digital”. Cabe añadir que se extiende esta 
categoría incluyendo en ella todos aquellos contratos 
que “tengan por objeto la entrega de soportes 
materiales que sirvan exclusivamente como 
portadores de contenidos digitales” (art.114).  
 
La descripción completa de la categoría de los 
contratos de suministro de contenidos o servicios 
digitales requiere de dos precisiones: 
 
b.1) Por una parte, para añadir los “contratos 
complementarios”,  recordando que el art.55 bis de la 
LGDCU define el “contrato complementario” como 
“un contrato por el cual el consumidor y usuario 
adquiere bienes o servicios sobre la base de otro 
contrato celebrado con un empresario, incluidos los 
contratos a distancia o celebrados fuera del 
establecimiento, y dichos bienes o servicios son 
proporcionados por el empresario o un tercero sobre 
la base de un acuerdo entre dicho tercero y el 
empresario”. 
 
b.2) Por otra parte, para sumar los “contratos de 
intercambio”, tomando en consideración que el 
apartado 4 del artículo 59 de la LGDCU establece;  
“El ámbito de aplicación de este Libro también 
abarcará los contratos en virtud de los cuales el 
empresario suministra o se compromete a 
suministrar contenidos o servicios digitales al 
consumidor o usuario y este facilita o se compromete 
a facilitar datos personales, salvo cuando los datos 
personales facilitados por el consumidor o usuario 
sean tratados exclusivamente por el empresario con 
el fin de suministrar los contenidos o servicios 
digitales objeto de un contrato de compraventa o de 
servicios o para permitir que el empresario cumpla 
los requisitos legales a los que está sujeto, y el 
empresario no trate esos datos para ningún otro fin”. 
Por último un factor común al régimen de los 
contratos de suministro de contenidos o servicios 
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digitales es la salvaguarda de la observancia 
preferente de la normativa general de protección de 
datos y telecomunicaciones porque el Reglamento 
(UE) 2016/679, General de Protección de Datos, así 
como la Ley 9/2014, de 9 de mayo, General de 
Telecomunicaciones y su normativa de desarrollo, se 
aplicarán a cualesquiera datos personales tratados en 
las relaciones generadas a resultas de dichos 
contratos, prevaleciendo sus disposiciones en caso de 
conflicto con lo regulado en la LGDCU. 
 
D) Referencia especial a la modificación o 
resolución de los contenidos o servicios digitales 
 
1. La modificación de los contenidos o servicios 
digitales 
 
En relación con esta segunda categoría de los 
contratos de suministro de contenidos o servicios 
digitales, procede destacar el nuevo régimen de la 
“modificación de los contenidos o servicios 
digitales” que establece el artículo 126 de la LGDCU 
cuando parte de la situación base en la que “el 
contrato establezca que el suministro de los 
contenidos o servicios digitales, o el acceso a estos 
por parte del consumidor o usuario, se haya de 
garantizar durante un período de tiempo” y, a partir 
de ahí, regula dos hipótesis:  
 
a.1) Aquellos casos en los que el empresario podrá 
modificar los contenidos o servicios digitales más 
allá de lo necesario para mantener la conformidad de 
los contenidos o servicios digitales con arreglo a los 
artículos 115 bis y 115 ter que requieren que se 
cumplan, de forma cumulativa, un conjunto de 
requisitos. 
 
a.2) Aquellos casos en los que el empresario no podrá 
modificar los contenidos o servicios digitales más 
allá de lo necesario para mantener la conformidad de 
los contenidos o servicios digitales con arreglo a los 
artículos 115 bis y 115 ter porque no se cumplan, de 
forma cumulativa, aquel conjunto de requisitos 
legales.  
 
2. La resolución de los contenidos o servicios 
digitales 
 
El nuevo régimen de los contratos de suministro de 
contenidos o servicios digitales se completa con la 
regulación de la “resolución del contrato por 
modificación de los contenidos o servicios digitales” 
que establece el artículo 126 bis de la LGDCU como 
la fase siguiente a la modificación porque “el 
consumidor o usuario tendrá derecho a resolver el 
contrato si la modificación afecta negativamente a su 
acceso a los contenidos o servicios digitales o a su 
uso”. El ejercicio de este derecho a la resolución del 

contrato por el consumidor o usuario se caracteriza 
por las notas de gratuidad, ya que el derecho a 
resolver el contrato no comportará cargo alguno; y 
temporalidad, porque debe ejercitarse en un plazo de 
treinta días naturales a partir de la recepción de la 
información o a partir del momento en que el 
empresario modifique los contenidos o servicios 
digitales, si esto ocurriera de forma posterior. 
Adicionalmente, cuando el consumidor o usuario 
resuelva el contrato de conformidad con los 
apartados anteriores, se aplicarán los artículos 119 ter 
y 119 quáter. 
 
Debemos recordar que el consumidor o usuario no 
tendrá derecho a resolver el contrato en dos casos: 
Primero, cuando el efecto negativo la modificación es 
de menor importancia; y, segundo, cundo el 
empresario haya dado al consumidor y usuario la 
posibilidad de mantener, sin costes adicionales, los 
contenidos o servicios digitales sin la modificación y 
estos siguen siendo conformes.  
 
IV. El funcionamiento del nuevo régimen de la 
sostenibilidad de los bienes de consumo y defensa 
del consumidor digital 
 
A) Las exclusiones de aplicación del régimen de 
“garantías y servicios posventa” establecidos en el 
título IV de la Ley del Consumidor 
 
Resulta particularmente relevante comenzar este 
epígrafe destacando, por su amplitud, estas 
exclusiones ya que lo previsto en este título IV de la 
LGDCU no será de aplicación a un conjunto amplio 
de objetos y servicios (art.114.2): 
 
a) Entre las exclusiones objetivas, destacan los 
animales vivos o los bienes de segunda mano 
adquiridos en subasta administrativa a la que los 
consumidores y usuarios puedan asistir 
personalmente. 
 
b) Entre las exclusiones funcionales destacan “la 
prestación de servicios distintos de los servicios 
digitales, independientemente de que el empresario 
haya utilizado formas o medios digitales para 
obtener el resultado del servicio o para entregarlo o 
transmitirlo al consumidor o usuario; (…) los 
servicios financieros; el programa (software) 
ofrecido por el empresario bajo una licencia libre y 
de código abierto, cuando el consumidor o usuario 
no pague ningún precio y los datos personales 
facilitados por el consumidor o usuario sean tratados 
exclusivamente por el empresario con el fin de 
mejorar la seguridad, compatibilidad o 
interoperabilidad de ese programa (software) 
concreto”,  
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B) La conformidad de los bienes y de los 
contenidos o servicios digitales 
 
El funcionamiento del nuevo régimen de la 
sostenibilidad de los bienes de consumo y de defensa 
del consumidor digital establecido en la LGDCU por 
el RDL 7/2021 parte de un principio sustancial de 
conformidad que se determina mediante el 
cumplimiento de unos requisitos objetivos y 
subjetivos. En efecto, la conformidad de los bienes y 
de los contenidos o servicios digitales supone que 
“los bienes, los contenidos o servicios digitales que 
el empresario entregue o suministre al consumidor o 
usuario se considerarán conformes con el contrato 
cuando cumplan los requisitos subjetivos y objetivos 
establecidos que sean de aplicación siempre que, 
cuando corresponda, hayan sido instalados o 
integrados correctamente” (artículo 115) de tal 
manera que deberán cumplir dos tipos de requisitos: 
subjetivos12 y objetivos13.  
 
C) Referencia especial al régimen de la 
conformidad en la instalación de los contenidos o 
servicios digitales 
 
Tiene particular importancia, por su novedad e 
importancia práctica en una economía cada vez más 
digitalizada, el régimen de la conformidad en la 
instalación de los contenidos o servicios digitales que 
se aplica con carácter general si bien cuenta con 
excepciones condicionadas porque “en caso de que el 
consumidor o usuario no instale en un plazo 
razonable las actualizaciones proporcionadas (…) el 
empresario no será responsable de ninguna falta de 

 
12 Estos requisitos subjetivos para la conformidad consisten en 
“ajustarse a la descripción, tipo de bien, cantidad y calidad y 
poseer la funcionalidad, compatibilidad, interoperabilidad y 
demás características que se establezcan en el contrato”; “ser 
aptos para los fines específicos para los que el consumidor o 
usuario los necesite y que este haya puesto en conocimiento del 
empresario como muy tarde en el momento de la celebración del 
contrato, y respecto de los cuales el empresario haya expresado 
su aceptación”; “ser entregados o suministrados junto con todos 
los accesorios, instrucciones, también en materia de instalación 
o integración, y asistencia al consumidor o usuario en caso de 
contenidos digitales según disponga el contrato”; etc. (artículo 
115 bis). 
13 Estos requisitos objetivos para la conformidad consisten en 
“ser aptos para los fines a los que normalmente se destinen 
bienes o contenidos o servicios digitales del mismo tipo, teniendo 
en cuenta, cuando sea de aplicación, toda norma vigente, toda 
norma técnica existente o, a falta de dicha norma técnica, todo 
código de conducta específico de la industria del sector”; 
“cuando sea de aplicación, poseer la calidad y corresponder con 
la descripción de la muestra o modelo del bien o ser conformes 
con la versión de prueba o vista previa del contenido o servicio 
digital que el empresario hubiese puesto a disposición del 
consumidor o usuario antes de la celebración del contrato”; 
“cuando sea de aplicación, entregarse o suministrarse junto con 
los accesorios, en particular el embalaje, y las instrucciones que 
el consumidor y usuario pueda razonablemente esperar recibir”; 
etc. (artículo 115 ter).  

conformidad causada únicamente por la ausencia de 
la correspondiente actualización” y todo ello siempre 
que se cumplan una serie de condiciones. 
 
Es por ello por lo que se establece una nueva 
regulación de la “instalación incorrecta de los bienes 
e integración incorrecta de los contenidos o servicios 
digitales” que se equiparará a la falta de 
conformidad, cuando se de alguna de las condiciones 
legalmente establecidas. 
 
D) La responsabilidad del empresario y los 
derechos del consumidor y usuario 
 
La consecuencia lógica del régimen de la 
conformidad de los bienes y de los contenidos o 
servicios digitales consiste en que, cuando esa 
conformidad brilla por su ausencia, se desencadenan 
una serie de consecuencias jurídicas en forma de 
nacimiento de una relación obligacional que 
comporta serie de derechos para el consumidor y 
usuario que constituyen otras tantas 
responsabilidades del empresario. Establecido lo 
anterior, se parte de la regla general consistente en 
que “el empresario responderá ante el consumidor o 
usuario de cualquier falta de conformidad que exista 
en el momento de la entrega del bien, contenido o 
servicio digital, pudiendo el consumidor o usuario, 
mediante una simple declaración, exigir al 
empresario la subsanación de dicha falta de 
conformidad, la reducción del precio o la resolución 
del contrato. En cualquiera de estos supuestos el 
consumidor o usuario podrá exigir, además, la 
indemnización de daños y perjuicios, si procede. El 
consumidor o usuario tendrá derecho a suspender el 
pago de cualquier parte pendiente del precio del bien 
o del contenido o servicio digital adquirido hasta que 
el empresario cumpla con las obligaciones 
establecidas en el presente título” (artículo 117). 
 
Este edificio de la responsabilidad del empresario y 
de los derechos del consumidor y usuario descansa 
sobre una serie de pilares:  
 
1. La manifestación de la falta de conformidad 
por el consumidor o usuario 
 
Desde el punto de vista operativo, la seguridad 
jurídica exige que se establezca un plazo para la 
manifestación de la falta de conformidad de tal 
manera que “en el caso de contrato de compraventa 
de bienes o de suministro de contenidos o servicios 
digitales suministrados en un acto único o en una 
serie de actos individuales, el empresario será 
responsable de las faltas de conformidad que existan 
en el momento de la entrega o del suministro y se 
manifiesten en un plazo de tres años desde la entrega 
en el caso de bienes o de dos años en el caso de 
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contenidos o servicios digitales” (art.120.1). 
Estableciéndose dos hipótesis especiales:  
 
a) Para los bienes de segunda mano porque, en este 
caso, “el empresario y el consumidor o usuario 
podrán pactar un plazo menor al indicado en el 
párrafo anterior, que no podrá ser inferior a un año 
desde la entrega”. 
 
b) Para el caso de contenidos o servicios digitales o 
de bienes con elementos digitales porque, entonces 
“cuando el contrato prevea el suministro continuo de 
contenidos o servicios digitales durante un período 
de tiempo determinado, el empresario será 
responsable de cualquier falta de conformidad de los 
contenidos o servicios digitales que se produzca o se 
manifieste dentro del plazo durante el cual deben 
suministrarse los contenidos o servicios digitales de 
acuerdo con el contrato. No obstante, si el contrato 
de compraventa de bienes con elementos digitales 
establece el suministro continuo de los contenidos o 
servicios digitales durante un período inferior a tres 
años, el plazo de responsabilidad será de tres años a 
partir del momento de la entrega” (artículo 120). 
 
2. La extensión del plazo para la manifestación 
por el consumidor o usuario de la falta de 
conformidad del bien -o del plazo de garantía- de 
dos a tres años 
 
Esta extensión del plazo para la manifestación por el 
consumidor o usuario de la falta de conformidad del 
bien -o del plazo de garantía- de dos a tres años ha 
sido uno de los extremos que tendrá mayores 
consecuencias prácticas de la reforma y, a la vez, el 
más problemático de ella porque ha enfrentado los 
dos puntos de vista implicados:  
 
a) Por un lado, el Gobierno - en su papel 
crónicamente irregular de legislador durante el 
periodo de la pandemia de la COVID 19 vía RDL 
7/2021- ha manifestado que ha elegido de entre las 
opciones de modulación que la Directiva sobre 
compraventa de bienes admite a los Estados 
miembros por la “banda alta” estableciendo un plazo 
de tres años para que pueda manifestarse la falta de 
conformidad y de dos años para la presunción de que 
toda falta de conformidad que se manifieste, existía 
en el momento de la entrega del bien para reforzar la 
posición de los consumidores al plasmar la necesidad 
de suministrar bienes con la calidad, seguridad y 
durabilidad que se puede razonablemente esperar de 
los mismos. 
 
b) Por otro lado, los fabricantes de electrodomésticos 
han advertido que se trata de una opción maximalista 
del legislador español solo igualada en Europa por 

Portugal que incrementará el precio final del 
producto vía repercusión de estos nuevos costes.  
 
c) Se trata, en definitiva, del dilema clásico que surge 
con frecuencia en el ámbito del consumo cuando se 
introducen normas particularmente protectoras del 
consumidor o usuario que podríamos denominar el 
dilema de la hiperprotección del consumidor porque 
plantea dos problemas:  
 
c.1) Por un parte un problema de competitividad de 
las empresas españolas frente a las radicadas en otros 
Estados miembros de la UE14. 
c.2) Por otra parte, de repercusión de esta 
sobreprotección en la estructura de precios de los 
productos, conforme al viejo refrán que dice que “el 
infierno está empedrado de buenas intenciones”; 

 
14 En este sentido, conviene recordar que el Considerando (41) de 
la Directiva (UE) 2019/771 o Directiva sobre compraventa de 
bienes asume esta “diferencia de nivel” cuando dice, a este 
respecto: “Para garantizar que existe seguridad jurídica para los 
vendedores y confianza en general de los consumidores en las 
compras transfronterizas, es necesario establecer un plazo 
durante el cual el consumidor tenga acceso a medidas 
correctoras por cualquier falta de conformidad que exista en el 
momento pertinente para establecer la conformidad. Dado que al 
aplicar la Directiva 1999/44/CE, una gran mayoría de los 
Estados miembros ha previsto un plazo de dos años y en la 
práctica los participantes del mercado lo consideran un plazo 
razonable, este plazo debe mantenerse. El mismo principio debe 
aplicarse en el caso de los bienes con elementos digitales. No 
obstante, cuando el contrato prevea el suministro continuo 
durante más de dos años, el consumidor debe poder recurrir a 
medidas correctoras frente a cualquier falta de conformidad de 
los contenidos o servicios digitales que se produzca o se 
manifieste dentro del plazo durante el cual deben suministrarse 
los contenidos o servicios digitales con arreglo al contrato. A fin 
de garantizar a los Estados miembros flexibilidad para mejorar 
el grado de protección de los consumidores en su Derecho 
nacional, los Estados miembros deben poder prever plazos más 
largos que los establecidos en la presente Directiva para la 
responsabilidad del vendedor”. Y, conforme a esta previsión, su 
artículo 10 sobre la “responsabilidad del vendedor” dispone: “1. 
El vendedor será responsable ante el consumidor por cualquier 
falta de conformidad que exista en el momento de la entrega del 
bien y se manifieste en el plazo de dos años a partir de ese 
momento. Sin perjuicio de lo dispuesto en el artículo 7, apartado 
3, el presente apartado se aplicará también a los bienes con 
elementos digitales. 2. En el caso de los bienes con elementos 
digitales, cuando el contrato de compraventa establezca el 
suministro continuo de los contenidos o servicios digitales 
durante un período, el vendedor también será responsable por 
cualquier falta de conformidad de los contenidos digitales o 
servicios digitales que se produzca o se manifieste en el plazo de 
dos años a partir del momento de la entrega de los bienes con 
elementos digitales. Cuando el contrato establezca el suministro 
continuo durante más de dos años, el vendedor será responsable 
de cualquier falta de conformidad de los contenidos digitales o 
servicios digitales que se produzca o se manifieste dentro del 
plazo durante el cual deben suministrarse los contenidos 
digitales o servicios digitales con arreglo al contrato de 
compraventa. 3. Los Estados miembros podrán mantener o 
adoptar plazos más largos que los indicados en los apartados 1 y 
2”.  
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porque las buenas intenciones de máxima tutela del 
consumidor pueden arrojarle al infierno del 
incremento de precios, en un momento que, por 
estructuralmente inflacionario, parece que es poco 
propicio a ello. Cuestión semejante se está 
produciendo en los sobrecostes asociados a la 
sostenibilidad climática y su necesaria consciencia y 
aceptación por el consumidor. 
 
E)  El régimen jurídico de la puesta en 
conformidad 
 
La manifestación de la falta de conformidad por el 
consumidor o usuario, si está justificada, 
desencadena la activación del mecanismo de la 
puesta en conformidad que opera de forma 
diferenciada en las dos hipótesis siguientes: 
 
1. Compraventa de bienes 
 
En este caso, “si el bien no fuera conforme con el 
contrato, para ponerlo en conformidad, el 
consumidor o usuario tendrá derecho a elegir entre 
la reparación o la sustitución, salvo que una de estas 
dos opciones resultare imposible o que, en 
comparación con la otra medida correctora, suponga 
costes desproporcionados para el empresario, 
teniendo en cuenta todas las circunstancias y, entre 
ellas las recogidas en el apartado 3 de este artículo, 
así como si la medida correctora alternativa se 
podría proporcionar sin mayores inconvenientes 
para el consumidor o usuario”.  
 
2. Suministro de contenidos o servicios digitales 
 
En este caso, “sí no fueran conformes con el 
contrato, el consumidor o usuario tendrá derecho a 
exigir que sean puestos en conformidad”. Aunque el 
empresario “podrá negarse a poner los bienes o los 
contenidos o servicios digitales en conformidad 
cuando resulte imposible o suponga costes 
desproporcionados, teniendo en cuenta todas las 
circunstancias”.  
 
3. Reglas generales de las medidas correctoras para la 
puesta en conformidad 
 
En todo caso, hay que recordar las siguientes reglas 
generales de las medidas correctoras para la puesta en 
conformidad:  
 
a) Gratuidad para el consumidor o usuario que 
“comprenderá los gastos necesarios en que se 
incurra para que los bienes sean puestos en 
conformidad, especialmente los gastos de envío, 
transporte, mano de obra o materiales”.  
 

b) Oportunidad porque “deberán llevarse a cabo en 
un plazo razonable a partir del momento en que el 
empresario haya sido informado por el consumidor o 
usuario de la falta de conformidad”.  
 
c) Proporcionalidad ya que “deberán realizarse sin 
mayores inconvenientes para el consumidor o 
usuario, habida cuenta de la naturaleza de los bienes 
o de los contenidos o servicios digitales y de la 
finalidad que tuvieran para el consumidor o 
usuario”.  
 
Además, hay que tener en cuenta que se establecen 
reglas especiales para los diferentes mecanismos de 
puesta en conformidad: La reparación o la sustitución 
del bien (artículo 118), la reducción del precio, la 
resolución del contrato (arts. 119, 119 bis, 119 ter y 
119 quater).  
 
F) El ejercicio de derechos por el consumidor y 
usuario 
 
Este ejercicio de sus derechos por el consumidor y 
usuario está sujeto a las siguientes normas procesales 
y sustanciales: 
 
1. Carga de la prueba 
 
Se establecen las siguientes presunciones favorables 
que operan de diferente manera según el tipo de 
contrato (artículo 121):  
 
a) Compraventas de bienes: “salvo prueba en 
contrario, se presumirá que las faltas de 
conformidad que se manifiesten en los dos años 
siguientes a la entrega del bien o en el año siguiente 
al suministro del contenido o servicio digital 
suministrado en un acto único o en una serie de actos 
individuales, ya existían cuando el bien se entregó o 
el contenido o servicio digital se suministró, excepto 
cuando para los bienes esta presunción sea 
incompatible con su naturaleza o la índole de la falta 
de conformidad. En los bienes de segunda mano, el 
empresario y el consumidor y usuario podrán pactar 
un plazo de presunción menor al indicado en el 
párrafo anterior, que no podrá ser inferior al 
período de responsabilidad pactado por la falta de 
conformidad, de acuerdo con lo previsto en el 
artículo 120.1”.  
 
b) Contratos de suministro de contenidos o servicios 
digitales o de bienes con elementos digitales: 
“cuando el contrato prevea el suministro continuo de 
contenidos o servicios digitales durante un período 
de tiempo determinado, la carga de la prueba 
respecto de si los contenidos o servicios digitales 
eran conformes durante el período indicado en el 
apartado 2 del artículo 120 recaerá sobre el 
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empresario cuando la falta de conformidad se 
manifieste en dicho período de tiempo”.  
 
2. Suspensión del cómputo de plazos 
 
Se establece: “Las medidas correctoras para poner 
el bien o el contenido o servicio informado al 
consumidor o usuario de dicho requisito de forma 
clara digital en conformidad suspenden el cómputo 
de los plazos a que se refieren los artículos 120 y 
121” (artículo 122).  
 
3. Documentación justificativa 
 
Se dispone: “Salvo prueba en contrario, la entrega o 
el suministro se entienden hechos en el día que figure 
en la factura o tique de compra, o en el albarán de 
entrega correspondiente si este fuera posterior” 
(artículo 123).  
 
4. Acción contra el productor y de repetición 
 
Se establece: “Cuando al consumidor o usuario le 
resulte imposible o le suponga una carga excesiva 
dirigirse al empresario por la falta de conformidad, 
podrá reclamar directamente al productor con el fin 
de conseguir que el bien o el contenido o servicio 
digital sea puesto en conformidad” (artículo 125). 
Previsión esta que adquiere una renovada 
importancia a la vista de la Sentencia 561/2021, de 
23 de julio de 2021, del Pleno de la Sala Primera de 
lo Civil del Tribunal Supremo que decidió estimar en 
parte la demanda interpuesta por un particular contra 
Volkswagen Audi España S.A. y desestimarla contra 
el concesionario tomando en consideración, entre 
otros factores, la cadena de contratos relevantes en la 
producción y distribución de los automóviles que 
exige tener en cuenta los dos extremos de la misma15. 
 
V. Conclusiones 
 
1ª. El 1 de enero de 2022 entro en vigor en vigor la 
reforma de la LGCU por parte del artículo 
decimosexto del RDL 7/2021 que afecta al régimen 
de la responsabilidad civil del empresario por bienes 
o servicios defectuosos.   
 
2ª. En general, la reforma de la LGDCU por el del 
RDL 7/2021. proyecta las dos megatendencias 
regulatorias generales -sostenibilidad y 
digitalización- dentro del sector primario y 

 
15 De esta Sentencia dimos cuenta detallada en las entradas de 
nuestro blog financiero de los días 4 y 9 de este mes de agosto 
tituladas “Últimos humos del “DIESELGATE”! La Sentencia 
561/2021, del Pleno de la Sala Primera de lo Civil del Tribunal 
Supremo de 23 de julio de 2021.  Una Resolución relevante y 
justa”. 

secundario de la producción y consumo de bienes y 
la prestación de servicios 
 
3ª. Los cinco principios esenciales de la reforma son 
la sostenibilidad de los bienes de consumo en forma 
de la durabilidad, la homologación parcial del 
tratamiento de los contratos de compraventa de 
bienes y los contratos de suministro de contenidos o 
servicios digitales, la armonización europea plena 
mediante la trasposición de la Directiva de servicios 
digitales y la Directiva sobre compraventa de bienes, 
la conformidad como principio rector y la 
responsabilidad directa del vendedor y subsidiaria del 
productor. 
 
4ª: La estructura del nuevo régimen de la 
sostenibilidad de los bienes de consumo y defensa del 
consumidor digital se asienta sobre los elementos 
subjetivos integrados por los “personajes clásicos” de 
la obra del consumo que son: de un lado, el 
consumidor y usuario; y, del otro, el empresario, el 
productor y el proveedor.  
 
5ª: La estructura del nuevo régimen de la 
sostenibilidad de los bienes de consumo y defensa del 
consumidor digital se asienta sobre el elemento 
objetivo clásico del producto en general y del 
producto defectuoso en particular, donde destaca la 
jurisprudencia reciente del TJUE expresada en la en 
la Sentencia del Tribunal de Justicia (Sala Primera) 
de 10 de junio de 2021 (asunto C-65/20). 
 
6ª. Dentro de los elementos objetivos de la nueva 
estructura del régimen de la sostenibilidad de los 
bienes de consumo y defensa del consumidor digital 
destacan las modificaciones de las definiciones o 
adiciones a la LGDCU de nuevas nociones 
relacionadas con la sostenibilidad (“Durabilidad”., 
“Garantía comercial” y “Soporte duradero”) y la 
digitalización (“Bienes con elementos digitales”, 
Compatibilidad”, “Entorno digital”, “Integración””, 
“Interoperabilidad”  y “Servicio digital” ).  
 
7ª. Partiendo de la nueva redacción del art.114 de la 
LGDCU podemos diferenciar dos tipos de contratos: 
Los contratos de compraventa de bienes y los 
contratos de suministro de contenidos o servicios 
digitales que, a su vez, se pueden clasificar en tres 
categorías: que son el contrato básico de suministro 
de contenidos o servicios digitales, el contrato de 
suministro de contenidos o servicios digitales 
complementario y el contrato de intercambio de 
contenidos o servicios digitales por un empresario 
que los suministra o se compromete a suministrarlos 
por datos personales que el consumidor o usuario 
facilita o se compromete a facilitar. 
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8ª. El nuevo régimen de los contratos de suministro 
de contenidos o servicios digitales abarca la 
regulación de la “modificación de los contenidos o 
servicios digitales” que se aplica a aquellas hipótesis 
en las que estos contratos establezcan que el 
suministro de los contenidos o servicios digitales o el 
acceso a estos por parte del consumidor o usuario se 
garantiza durante un período de tiempo y la 
“resolución del contrato por modificación de los 
contenidos o servicios digitales” que reconoce al 
consumidor o usuario un derecho a resolver el 
contrato en el caso de que la modificación afecte 
negativamente a su acceso a los contenidos o 
servicios digitales o a su uso, salvo si dicho efecto 
negativo es de menor importancia.  
 
9ª. El funcionamiento del nuevo régimen de la 
sostenibilidad de los bienes de consumo y defensa del 
consumidor digital adapta el principio rector de la 
conformidad de los bienes y de los contenidos o 
servicios digitales al nuevo entorno y, por ello, se 
determina mediante el cumplimiento de unos 
requisitos subjetivos (descripción, funcionalidad”, 
aptitud subjetiva, completitud subjetiva, etc.) y 
objetivos. (aptitud objetiva, referibilidad, completitud 
objetiva, etc.).  
 
10ª. El nuevo régimen de la conformidad en la 
instalación de los contenidos o servicios digitales 
implica la liberación de la responsabilidad del 
empresario por la falta de actualización por parte del 
consumidor o usuario.  
 
11º. La responsabilidad del empresario y los derechos 
del consumidor y usuario se basa en la relación 
obligatoria que genera la falta de conformidad de los 
bienes y de los contenidos o servicios digitales.  
 
12ª. El edificio de la responsabilidad del empresario 
y de los derechos del consumidor y usuario descansa 
sobre una serie de pilares que operan de forma 
sucesiva y son: la manifestación de la falta de 
conformidad por el consumidor o usuario; la puesta 
en conformidad que opera de diferente modo para las 

compraventas de bienes y para el suministro de 
contenidos o servicios digitales.  
 
13ª. La nueva regulación establece unas reglas 
generales de las medidas correctoras para la puesta en 
conformidad: que son su gratuidad para el 
consumidor o usuario, su oportunidad y su 
proporcionalidad.   
 
14ª. La nueva regulación establece reglas especiales 
para los diferentes mecanismos de puesta en 
conformidad: la reparación o la sustitución del bien, 
la reducción del precio y la resolución del contrato. 
 
15ª. La nueva regulación establece normas procesales 
y sustanciales para el ejercicio de sus derechos por el 
consumidor y usuario que afectan a la carga de la 
prueba, que operan de modo diferente para las 
compraventas de bienes y para los contratos de 
suministro de contenidos o servicios digitales o de 
bienes con elementos digitales; a la suspensión del 
cómputo de plazos; y a la documentación 
justificativa. 
 
16ª. Dentro de la nueva regulación, resulta 
particularmente relevante para la defensa del 
consumidor o usuario, para la accionabilidad de sus 
derechos y para la legitimación pasiva, la previsión 
legal de que,  para el caso de que le resulte imposible 
o le suponga una carga excesiva dirigirse al 
empresario por la falta de conformidad, podrá 
reclamar directamente al productor con el fin de 
conseguir que el bien o el contenido o servicio digital 
sea puesto en conformidad; destacando, a estos 
efectos, la Sentencia 561/2021, de 23 de julio de 
2021 del Pleno de la Sala Primera de lo Civil del 
Tribunal Supremo. 
 
 

 

* Alberto J. Tapia Hermida, Catedrático de 
Derecho Mercantil , Universidad Complutense 
de Madrid  
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Die künftigen Regelungen zur Plastiksteuer nach spanischem Recht 

 - Eine kritische Analyse - 
 

Dr. David Cuenca Pinkert, M.A. */ Romy Lanz, LL.B.** 
 

 
Vermüllte Strände, verschmutzte Städte und 
Verpackungen im Wald. Jeder kennt derartige 
Zustände, jeder benutzt Verpackungen und jeder 
weiß, dass Plastik die Umwelt schädigt. Immer 
stärker versuchen auch die Gesetzgeber dieses 
Problem anzugehen. Ist eine Steuer auf 
Einwegplastik ein erfolgreiches (rechtliches) 
Instrument im Kampf gegen die Klimakrise? Um 
diese Frage zu beantworten, sollen zunächst der 
europarechtliche Hintergrund sowie deutsche 
Alternativen zu der spanischen Plastiksteuer 
aufgezeigt werden. Dann werden ausführlich der 
Aufbau des spanischen Plastiksteuergesetzes sowie 
aktuelle Rechtsfragen aus der Praxis behandelt. Der 
Beitrag schließt mit kritischen Anmerkungen der 
Verfasser. 
 
I. Unionsrechtlicher und rechtspolitischer 

Hintergrund 
 
Brüssel fordert die Mitgliedstaaten auf, im Kampf 
gegen Plastik tätig zu werden.  
 
Die Richtlinie (EU) 2018/851 des europäischen 
Parlaments und Rates vom 30.05.2018, die Anreiz für 
die spanische Plastiksteuer war, ergänzt die 
Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle um folgenden 
Absatz:  
 
Art. 4 (3): „Die Mitgliedstaaten nutzen 
wirtschaftliche Instrumente und andere Maßnahmen, 
um Anreize für die Anwendung der Abfallhierarchie 
zu schaffen, wie etwa die in Anhang IVa aufgeführten 
Maßnahmen oder sonstige geeignete Instrumente und 
Maßnahmen.“ 
 
Der genannte Anhang führt unter Nr. 9 von 
insgesamt 15 auf: „Einsatz steuerlicher Maßnahmen 
oder anderer Mittel zur Förderung des Absatzes von 
Produkten und Materialien, die zur 
Wiederverwendung vorbereitet oder recycelt 
wurden;“ 
 
Während sich Spanien und Italien als einzige 
Mitgliedstaaten dazu entschieden haben steuerliche 
Maßnahmen in Form einer Plastiksteuer anzuwenden, 
sagt Deutschland den Verpackungen den Kampf in 
Form von Verboten und Recycling an, somit andere 
Mittel der Förderung i.S.d. genannten Richtlinie. 
Beispielhaft sind folgende Maßnahmen zu nennen: 
Nach der Einwegkunststoffverbotsverordnung 

(EWKVerbotsVO) vom 21.01.2021 wird das 
Inverkehrbringen von Einwegbesteck, 
Wattestäbchen, Trinkhalmen, Rührstäbchen und 
Polystyrol Lebensmittelverpackungen verboten, vgl. 
§ 3 EWKVerbotsVO. Weiter verbietet eine Änderung 
des Verpackungsgesetzes (VerpackG) nun nach § 5 
Abs. 2 das Inverkehrbringen von 
Kunststofftragetaschen bis zu einer bestimmten 
Stärke. Schrittweise bis 2024 wird auch die Pflicht 
zur Pfanderhebung auf weitere Getränke wie Saft und 
Milch in Plastikflaschen erweitert, vgl. § 31 Abs. 1, 
Abs. 4 S. 2 VerpackG. Einweg wird demnach zu 
Mehrweg umfunktioniert. Bei To-Go-Getränken 
müssen ab dem 01.01.2023 auch 
Mehrwegalternativen angeboten werden, wobei die 
Verkaufsbedingungen gegenüber dem Einweg nicht 
schlechter sein dürfen, § 33 Abs. 1 VerpackG. 
Außerdem können durch Rechtsverordnung 
Hersteller und Vertreiber verpflichtet werden, sich an 
den Kosten zu beteiligen, die den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern für die Reinigung der 
Umwelt (zum Beispiel Parks) und die anschließende 
umweltverträgliche Verwertung und Beseitigung 
bestimmter Kunststoffprodukte entstehen, § 25 
Abs. 1 Nr. 4 KWG. 
 
II. Regelungsgefüge der Plastiksteuer 
 
Nach der überblicksmäßigen Darstellung der 
deutschen Umsetzung liegt der Fokus im Folgenden 
auf den spanischen Regelungen. Die Vorschriften zur 
Plastiksteuer sind in den Art. 67 bis 83 des 
spanischen Abfall- und Kreislaufwirtschaftsgesetzes1 
(fortan: „Plastiksteuergesetz“, PlStG) integriert. Sie 
schließen damit den Kreis der steuerrechtlichen 
Maßnahmen, die – wie die amtliche Überschrift des 
siebten Titels regelt – den Wirtschaftskreislauf 
fördern sollen. Das Regelungsgefüge ist mit 17 
Normen quantitativ überschaubar. Während zunächst 
der objektive Anwendungsbereich inklusive 
Definitionen festgelegt wird, folgen Steuerereignisse, 
Zeitpunkte und Ausnahmetatbestände. Weiter werden 
Steuerschuldner, Besteuerungsgrundlage und 
Steuersatz etc. geregelt. Letztendlich wurden noch 
Sanktionen bezüglich Verstöße gegen das Gesetz 
festgelegt. 
  

 
1 Ley 07/22 de 8 abril de residuos y suelos contaminados para 
una economía circular. 
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III. Aktuelle Rechtsfragen 
 
Nachfolgend soll anhand von Beispielen auf 
ausgewählte Rechtsfragen eingegangen werden, die 
sich aufgrund ihrer praktischen Häufigkeit und 
Relevanz wiederkehrend stellen. 
 
1. Systematik der Besteuerungstatbestände 
 
Nur wer subjektiv und objektiv in den 
Anwendungsbereich des PlStG fällt, wird besteuert.  
 
a)  Subjektiver Anwendungsbereich 

(Steuerschuldner) 
Die Steuerschuldnerschaft folgt aus Art. 72 Abs. 1 
PlStG. Die Vorschrift statuiert: 
„Están sujetas al impuesto la fabricación la 
importación o la adquisición intracomunitaria de los 
productos que forman parte del ámbito objetivo del 
impuesto.” 
Deutsch (Übersetzung der Verfasser): 
Der Steuer unterliegt die Herstellung, der Import 
oder der innergemeinschaftliche Erwerb der 
Produkte, die in den objektiven Anwendungsbereich 
der Steuer fallen. 
Die Steuer adressiert damit erstens den Hersteller in 
Spanien ab, legaldefiniert in Art. 71 Abs. 1 lit. b) 
PlStG. Allerdings unterfällt die Herstellung – 
entgegen der Präambel des Vorentwurfs – dann nicht 
der Steuer, wenn die Verwendung auf dem 
spanischen Markt nicht vorgesehen ist, also beim 
Export in Drittstaaten oder bei 
innergemeinschaftlicher Lieferung ins europäische 
Ausland.2 Unklar ist dagegen, ob bei Herstellung auf 
Anweisung eines anderen der Auftraggeber 
Hersteller ist oder der unmittelbar Handelnde. 
Vorzügswürdig dürfte es wohl sein, wegen des 
Wortlauts „elaborar“ auf denjenigen abzustellen, wer 
die manuelle Handlung vornimmt.  
 
Zweitens umfasst die Steuer den Import (vgl. Art. 71 
Abs. 1 lit. c) Nr. 1 bis Nr. 3 PlStG), d.h. die Einfuhr 
nach Spanien aus einem Drittstaat.  
 
Drittens deckt die Steuer den 
innergemeinschaftlichen Erwerb ab, d.h. den Erwerb 
aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
(vgl. Art. 71 Abs. 1 lit. a) PlStG). Die 
innergemeinschaftliche Veräußerung ist dagegen ex 
lege steuerbefreit. Dafür, dass der Gesetzgeber diesen 
Fall planwidrig nicht geregelt hat, bestehen keinerlei 
Anhaltspunkte. Wenn die Ware zwar in Spanien 

 
2 Casas Rondoní, El futuro impuesto especial, in: Diario La Ley, 
Nr. 9658, 22.6.2020, Punkt III; Manzano Silva, El impuesto 
especial sobre envases de plástico no reutilizables, in: 
Monografías de la Revista Aragonesa de Administración Pública, 
XXI, 2022, S. 539, 553 f. 

erworben und die Steuer im Vorfeld entrichtet wird, 
aber eine anschließende Ausfuhr des 
innergemeinschaftlich erworbenen Produkts 
stattfindet, dürfte hingegen nur ein 
Rückerstattungsanspruch3 der gezahlten Steuer 
bestehen. Allen Konstellationen liegt die Wertung 
zugrunde, dass die Steuer nicht erhoben werden soll, 
wenn der Abfall nicht im Besteuerungsgebiet (vgl. 
Art. 69 PlStG) verbleibt. 
 
Beliefern deutsche Hersteller oder Großhändler 
verschiedene Baumarktketten in Spanien mit 
Produkten, die in Einwegplastikverpackungen 
verpackt sind, sind ausschließlich die spanischen 
Baumarktketten steuerpflichtig, nicht dagegen die 
deutschen Hersteller bzw. Händler. Zwar erfüllen die 
deutschen Unternehmen mit ihrer Herstellung eine 
der drei steuerauslösenden Verhaltensweisen. Die 
Herstellung erfolgt indes auf deutschem und nicht auf 
spanischem Gebiet. Die Herstellung in Deutschland 
wird vom räumlichen Anwendungsbereich des 
Steuergesetzes nicht erfasst, vgl. Art. 69 Abs. 1 
PlStG.  
 
b) Objektiver Anwendungsbereich  
Nach Art. 68 Abs. 1. lit. a) PlStG sind 
Einwegverpackungen erfasst. Wiederverwendbar ist 
nur Kunststoff, der so konzipiert und gestaltet ist, 
sowie in den Verkehr gebracht wird, dass er mehrere 
Durchläufe in seinem Lebenszyklus vollendet oder 
für denselben Zweck, für den er konzipiert wurde, 
wieder befüllt oder wiederverwendet werden kann. 
Recycling bedeutet nach Art. 2 lit. af) PlStG jedes 
Verwertungsverfahren, durch das Abfallmaterialien 
wieder in Produkte, Materialien oder Stoffe 
umgewandelt werden, sei es für den ursprünglichen 
oder für einen anderen Zweck. 
 
2. Der Ausnahmetatbestand des producto sanitario 
 
Art. 75 lit. a) und b) PlStG regeln Ausnahmen von 
der Steuerpflicht für Medikamente (medicamentos), 
Gesundheitsprodukte (productos sanitarios), 
Lebensmittel für bestimmte medizinische Zwecke 
(alimentos para usos médicos especiales) sowie für 
Präparate für Krankenhauszwecke für Säuglinge 
(preparados para lactantes de uso hospitalario) oder 
gefährliche Abfälle aus sanitärem Ursprung (residuos 
peligrosos de origen sanitario). 
 
Der Begriff des Gesundheitsprodukts wirft dabei 
wegen seiner Unbestimmtheit Probleme auf. Im 
Folgenden soll exemplarisch auf zwei 
Auslegungsfragen eingegangen werden. 
 

 
3 Voraussichtlich als formato electrónico modelo A22. 
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a) Medizinische und chirurgische Instrumente 
Zunächst ist klärungsbedürftig, ob medizinische und 
chirurgische Instrumente, beispielsweise das 
Zahnarztinstrumentarium, als productos sanitarios 
qualifiziert werden können. 
 
In Ermangelung einer einschlägigen Definition im 
Gesetz selbst ist auf die Legaldefinition aus Art. 2 
Abs. 1 lit. a) des königlichen Dekrets 1591/2009 vom 
16. Oktober über productos sanitarios zu verweisen. 
Der Rückgriff hierauf ist unter dem Gesichtspunkt 
der Einheit der Rechtsordnung unbedenklich. Weder 
Wortlaut noch Sinn und Zweck gebieten eine 
abweichende Lesart. Art. 2 Abs. 1 lit. a) des Dekrets 
1591 definiert den Begriff wie folgt: 
 
“Cualquier instrumento, dispositivo, equipo, 
programa informático, material u otro artículo, 
utilizado solo o en combinación, incluidos los 
programas informáticos destinados por su fabricante 
a finalidades específicas de diagnóstico y/o terapia y 
que intervengan en su buen funcionamiento, 
destinado por el fabricante a ser utilizado en seres 
humanos con fines de: 
1.º Diagnóstico, prevención, control, tratamiento o 

alivio de una enfermedad, 
2.º diagnóstico, control, tratamiento, alivio o 

compensación de una lesión o de una deficiencia, 
3.º investigación, sustitución o modificación de la 

anatomía o de un proceso fisiológico, 
4.º regulación de la concepción, 
y que no ejerza la acción principal que se desee 
obtener en el interior o en la superficie del cuerpo 
humano por medios farmacológicos, inmunológicos 
ni metabólicos, pero a cuya función puedan 
contribuir tales medios.” 
 
Deutsch (Übersetzung der Verfasser): 
Alle Instrumente, Vorrichtungen, Apparate, Geräte, 
Software, Hardware, Materialien oder sonstigen 
Gegenstände, welche, einzeln oder in Kombination 
verwendet, einschließlich der vom Hersteller für 
spezifische diagnostische oder therapeutische Zwecke 
vorgesehenen Software, die zu ihrer 
ordnungsgemäßen Funktionsweise gehören und die 
vom Hersteller zur Verwendung am Menschen 
bestimmt sind: 
1. Diagnose, Prävention, Kontrolle, Behandlung oder 

Linderung einer Krankheit, 
2. Diagnose, Kontrolle, Behandlung, Linderung oder 

Kompensation einer Verletzung oder 
Beeinträchtigung, 

3. Untersuchung, Ersatz oder Veränderung der 
Anatomie oder eines physiologischen Prozesses, 

4. Regelung der Empfängnis, 
und die nicht die beabsichtigte Hauptwirkung im 
Innern oder auf der Oberfläche des menschlichen 
Körpers durch pharmakologische, immunologische 

oder metabolische Mittel haben, zu deren Funktion 
diese Mittel jedoch beitragen können. 
 
Unter Zugrundelegung der vorstehenden Definition 
ergibt sich, dass (zahn-)ärztliches Instrumentarium zu 
diagnostischen und Therapiezwecken beim 
Menschen hergestellt wird, um Krankheiten und 
Pathologien vorzubeugen, zu kontrollieren, zu 
behandeln und zu lindern. Sie leisten einen Beitrag 
im Körperinnern oder auf der Körperoberfläche zur 
Genesung. Intention der Besteuerung ist es, wie aus 
Art. 67 Abs. 2 PlStG folgt, eine nicht gerechtfertigte 
und übermäßige Produktion nicht recycelbaren 
Plastiks aus Umweltschutzgründen zu unterbinden. 
Das Gesetz will aber gerade nicht solche Produkte 
mit der Steuer belasten, die entweder denknotwendig 
aus Plastik hergestellt werden müssen oder bei denen 
die Abwägung ergibt, dass sie für höherrangige 
Rechtsgüter hergestellt werden, wie es gerade zum 
Schutz des Lebens und der körperlichen 
Unversehrtheit bei medizinischen und 
Gesundheitsprodukten der Fall ist. 
 
Ärztliche Instrumentarien sind damit productos 
sanitarios im Sinne von Art. 2 Abs. 1 lit. a) des 
Dekrets 1591 und folglich nach Maßgabe des Art. 75 
lit. a) und b) PlStG privilegiert. 
 
b) Nahrungsergänzungsmittel 
Schwieriger gestaltet sich die Antwort auf die Frage, 
ob auch Nahrungsergänzungsmittel unter den 
Ausnahmetatbestand der productos sanitarios fallen. 
Das PlStG trifft keine Aussage über die Eigenschaft 
von Nahrungsergänzungsmittel als 
Gesundheitsprodukte. Nahrungsergänzungsmittel 
beanspruchen heutzutage einen beachtlichen 
Marktsektor für sich und werden regelmäßig in 
Plastikdosen grenzüberschreitend geliefert.  
 
Es ist im Wege der Auslegung zu ermitteln, ob 
Nahrungsergänzungsmittel nach Maßgabe des PlStG 
privilegiert sind.  
 
Für eine extensive Auslegung könnte der Wortlaut 
des Art. 75 lit. a) und b) PlStG sprechen, der gerade 
nicht nur von Medikamenten spricht, sondern auch 
von productos sanitarios und alimentos para usos 
médicos especiales. Nahrungsergänzungsmittel 
können vom Wortlaut her unter Gesundheitsprodukte 
subsumiert werden. Gerade auch im systematischen 
Zusammenhang mit dem Begriff medicamentos ist 
productos sanitarios ein aliud, sodass auch 
Supplements hierunter fallen können.  
 
Jedoch wird Art. 75 lit. a) und b) PlStG vom Sinn 
und Zweck her, nämlich einer umfassenden und 
großangelegten Vermeidung von Einwegplastik, eng 
auszulegen sein. Medizinische Produkte, z.B. für 
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Krankenhäuser oder Apotheken wie 
Verbandsmaterial, Spritzen, Medikamente, etc., 
müssen steril sein, wofür sich Einwegplastik gut 
eignet. Eine Wiederverwendung ist insoweit 
ausgeschlossen. Ihre Verfügbarkeit ist essenziell für 
ein funktionierendes Gesundheitssystem. 
Demgegenüber werden Nahrungsergänzungsmittel 
vorwiegend freiwillig eingenommen. 
  
Dem steht auch nicht entgegen, dass gewisse 
Nahrungsergänzungsmittel in der Apotheke erhältlich 
sind oder ärztlich empfohlen werden. Denn fasste 
man auch Nahrungsergänzungsmittel unter den 
Ausnahmetatbestand, würde dies zu 
Abgrenzungsschwierigkeiten führen, da bei vielen 
von ihnen eine medizinische Wirkung nicht bewiesen 
ist oder der persönlichen Meinung des empfehlenden 
Arztes abhängt. Wo sollte man die Grenze ziehen? 
Ein Hersteller von Vitaminkapseln unterscheidet sich 
nicht von einem Hersteller von (Protein-
)Müsliriegeln oder Traubenzucker. Sie sind kein Teil 
eines funktionierenden Gesundheitssystems. Eine 
Abgrenzung von Medikamenten zu 
Nahrungsergänzungsmitteln ist rechtssicherer als eine 
Abgrenzung innerhalb der Kategorie der 
Nahrungsergänzungsmittel selbst. 
 
Damit wird man Nahrungsergänzungsmittel nicht als 
privilegiert einstufen können. 
 
3. Die Freigrenze gemäß Art. 75 lit. f) PlStG 
 
Um Unternehmen zu entlasten, die nur bezüglich 
geringer Mengen Steuerschuldner im Wege des 
innergemeinschaftlichen Erwerbs oder des Imports 
sind, und aus Praktikabilitätsgründen4, wurde in 
Art. 75 lit. f) PlStG eine Freigrenze von 5 kg pro 
Monat eingeführt. Die Herstellung ist insoweit nicht 
privilegiert. Da es sich vermutlich oft um kleinere 
Unternehmen handelt, sind diese auch von der 
Anmelde- und Registrierungspflicht laut einer 
unverbindlichen Anfrage5 der Steuerbehörde in 
Madrid befreit,6 um den Verwaltungsaufwand zu 
minimieren. Die Freigrenze muss vom Sinn und 
Zweck pro Unternehmen gelten und nicht pro Art der 
Verpackung, denn ansonsten ist durch den 
absichtlichen Einsatz unterschiedlicher 
Verpackungen der Umgehung der Regelung Tür und 
Tor geöffnet. In einem Fragekatalog antwortet das 
Ministerio de hacienda y función pública jedoch 
dahingehend, dass die Freigrenze für jeden der zwei 
genannten Steuertatbestände gesondert gilt. Jedes 
Unternehmen kann also bis zu 10 kg steuerfrei 

 
4 Cobos Gómez, El impuesto sobre envases de plástico, in: 
Crónica tributaria, Nr. 178/2021, S. 39. 
5 Die Anfrage stammt von der Deutschen Außenhandelskammer 
in Madrid und ist nicht öffentlich zugänglich. 
6 Siehe unten IV.4. 

herstellen bzw. einführen, jedoch wird es ein 
Ausnahmefall sein, dass beide der genannten 
Steuertatbestände bei einem Unternehmen zutreffen, 
so dass es grundsätzlich wohl bei 5 kg bleibt.  
 
Des Weiteren ist davon auszugehen, dass es sich um 
eine Freigrenze und nicht um einen Freibetrag 
handelt. Werden die 5 kg monatlich demnach 
überschritten, ist ab dem 1. kg zu versteuern. Zum 
einen ergibt sich das aus dem Wortlaut von Art. 75 
lit. f) PlStG (peso total = Gesamtgewicht), zum 
anderen aus dem Sinn und Zweck. Die Freigrenze 
wurde eingeführt, um kleine Unternehmen nicht mit 
dem Verwaltungsaufwand zu belasten. Wer aber 
ohnehin deklarieren muss, kann auch die ersten 5 kg 
mit registrieren lassen. Auch preislich fällt dies kaum 
ins Gewicht: Bei einem Steuersatz von 0,45 € pro kg 
(vgl. Art. 78 PlStG) fallen nur 2,25 € an Steuer an.  
 
4. Anmelde- und Registrierungspflicht bei Handel 
mit privilegierten Produkten bzw. solchen, die 
nicht unter den objektiven Anwendungsbereich 
fallen 
 
Ist ein Produkt steuerbefreit, stellt sich die Frage, ob 
damit zugleich die Anmelde- und 
Registrierungspflicht entfällt oder ob nur die 
Besteuerung wegfällt, das Produkt aber dennoch 
registriert werden muss. 
 
Zwar spräche für eine Anmelde- und 
Registrierungspflicht der Umstand, dass nach Art. 75 
lit. a) PlStG a.E. derjenige den Ausnahmetatbestand 
nachweisen muss, der sich auf ihn beruft. Eine 
Prüfung, ob eine Privilegierung vorliegt, kann zwar 
nur vorgenommen werden, wenn überhaupt Kenntnis 
der Behörde von der potenziellen Steuerpflicht 
besteht. Allerdings sollen nach dem Willen des 
Gesetzgebers die privilegierten Produkte gerade nicht 
in den komplizierten Registrierungs- und 
Besteuerungsprozess einbezogen werden, denn dies 
würde zu einer uferlosen Anmelde- und 
Registrierungspflicht für nahezu alle Unternehmen 
führen und schließlich zu einer völligen Überlastung 
des hierfür zuständigen Verwaltungsapparats. 
 
Soweit sich die Finanzbehörde in Madrid in einer 
unverbindlichen Anfrage7 auf den Standpunkt stellt, 
die Anmelde- und Registrierungspflicht entfalle nur 
beim Ausnahmetatbestand der Geringwertigkeits-
grenze nach Art. 75 lit. f) PlStG, so überzeugt diese 
Sichtweise nicht. Es mag zutreffen, dass dieser 
Befreiungstatbestand die praktisch relevanteste 
Ausnahme sein wird. Dennoch leuchtet nicht ein, 
warum er andere Folgen auslösen soll als die anderen 

 
7 Die Anfrage stammt von der Deutschen Außenhandelskammer 
in Madrid und ist nicht öffentlich zugänglich. 



informaciones III/22  

 
109 

gleichrangigen Befreiungstatbestände, wie etwa der 
für Gesundheitsprodukte. Weder rechtfertigt sich die 
Ungleichbehandlung aus Gründen der Beweisbarkeit 
noch findet sie im Gesetz eine Stütze. 
 
Es ist insgesamt überzeugender, Unternehmen, die 
mit privilegierten Produkten handeln, als von 
jeglichen Mitteilungspflichten befreit anzusehen.  
 
Die gleiche Argumentation gilt auch für 
Verpackungen, die nicht unter den objektiven 
Anwendungsbereich fallen, wie 
Mehrwegverpackungen. 
 
5. Steueranfall bei Versandhandelsgeschäften 
 
Die fortschreitende Globalisierung sowie die Corona 
Pandemie in den letzten Jahren hat den (Online-) 
Versandhandel explodieren lassen. Viele 
Unternehmen verkaufen ihre Ware 
grenzüberschreitend. Bei der Beurteilung der Frage, 
wer plastiksteuerpflichtig ist, ist nach der Art des 
Versandhandelsgeschäfts zu differenzieren. 
 
a) 1. Konstellation: Direktlieferung 
In der ersten Konstellation (hier sogenannte 
Direktlieferung) liefert ein deutsches Unternehmen 
das mit einer Plastikverpackung versehene Produkt 
direkt an einen Verbraucher in Spanien. Es ist 
zunächst zu klären, ob der Erwerber unter dem 
Gesichtspunkt des innergemeinschaftlichen Erwerbs 
steuerpflichtig ist. Ist dies nicht der Fall, ist zu 
fragen, ob stattdessen der Veräußerer der 
Steuerpflicht unterliegt. 
 
aa) Steuerpflicht des Erwerbers 
Eine Steuerpflicht des Verbrauchers könnte sich aus 
dem Tatbestand des innergemeinschaftlichen 
Erwerbs ergeben. Diesbezüglich schweigt das 
Gesetz. Nach wortlautgetreuer Auslegung kann ein 
innergemeinschaftlicher Erwerb auch durch einen 
Verbraucher verwirklicht werden. Auch ein 
Vergleich der spanischen mit der strukturell 
parallelen italienischen Regelung,8 die beim 
innergemeinschaftlichen Erwerb eines Verbrauchers 
ausdrücklich die Steuerpflicht auf den Veräußerer 
überträgt, führt im Umkehrschluss zu der Annahme, 
dass der Tatbestand des innergemeinschaftlichen 
Erwerbs nicht nach der Eigenschaft des Erwerbers 
differenziert. 
 
Diesen Standpunkt hat auch die Finanzbehörde in 
Madrid im Rahmen einer nichtbindenden Auskunft 
vertreten. Auch einen Verbraucher könne die 

 
8 Gesetz vom 27.12.2019 Nr. 160 Art. 1, Abs. 637. 

Steuerpflicht treffen, sofern er die Geringwertigkeits-
grenze gemäß Art. 75 lit. f.) PlStG überschreite.9 

Diese Sichtweise überzeugt indes nicht.  
 
Gegen die Steuerpflicht des Verbrauchers spricht 
zunächst die Binnensystematik des Art. 72 Abs. 1 
PlStG, der die drei Besteuerungstatbestände der 
Herstellung, des Imports und des 
innergemeinschaftlichen Erwerbs enumerativ 
aufzählt. Den anderen beiden Tatbeständen 
(Herstellung und Import) ist eine gewerblich-
beruflichen Veranlassung immanent, d.h. sie erfolgen 
regelmäßig durch einen Unternehmer. Vor diesem 
Hintergrund liegt es nahe, dass auch der Tatbestand 
des innergemeinschaftlichen Erwerbs 
modalitätenäquivalent auszulegen ist und damit nur 
der gewerbliche Erwerb und nicht auch der Erwerb 
durch den Endverbraucher erfasst sein soll. 
 
Der innergemeinschaftliche Erwerb möchte nur die 
Besteuerung rein europarechtlicher Sachverhalte 
sicherstellten. Er soll dagegen nicht die Steuerpflicht 
auf Personen ausweiten, die von der Steuer – 
zumindest direkt – nicht betroffen sein sollen, 
namentlich der strukturell schwächere Verbraucher. 
Außerdem dürften ansonsten schwer überwindbare 
praktische Hürden bestehen, denn wie die Steuer bei 
Verbrauchern eingetrieben werden soll, ist nicht 
geregelt. Das spricht dafür, dass der Gesetzgeber die 
Besteuerung von Verbrauchern nicht bezweckte. 
Ohnehin dürfte bei Verbrauchern oft die Freigrenze 
von 5 kg greifen.  
 
Damit ist der Erwerb durch den Endverbraucher nach 
hiesigem Dafürhalten nicht von Art. 72 Abs. 1 PlStG 
erfasst. 
 
bb) Steuerpflicht des Veräußerers 
Da die Steuerpflicht des Verbrauchers nicht besteht, 
ergibt sich in der Plastikbesteuerung eine Lücke. 
Denn der grundsätzlich nach der Konzeption des 
Gesetzes steuerpflichtige Erwerber unterliegt hier 
ausnahmsweise keiner Steuerpflicht. Demgegenüber 
ist der Veräußerer vom Dreiklang der 
Besteuerungstatbestände strukturell nicht erfasst. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie mit 
dieser Lücke zu verfahren ist. Es sind mehrere 
Ansätze denkbar. 
 
Die erste Lösung besteht darin, es bei der 
unveränderten Gesetzesanwendung zu belassen und 
eine Steuerpflicht insgesamt zu negieren. Dies würde 
dazu führen, dass mangels Steuerpflicht des Käufers 

 
9 Die Anfrage stammt von der Deutschen Außenhandelskammer 
in Madrid und ist nicht öffentlich zugänglich. 
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und Verkäufers eine Plastiksteuer insgesamt nicht 
anfiele. 
 
Als zweite Lösung kommt die Fiktion einer 
Steuerpflicht zulasten des Versandhändlers in 
Betracht. Sie ist indes sehr fragwürdig. Zwar ist 
anzunehmen, dass der Gesetzgeber planwidrige 
Lücken, die zu Grauzonen und Umgehungen führen 
können, von vornherein vermeiden wollte. Allerdings 
zeigen die zahlreichen Ausnahmen im Gesetz selbst, 
dass eine allumfassende und lückenlose Steuerpflicht 
gar nicht intendiert ist, sondern vielmehr eine 
Besteuerungspflicht fragmentarischer Natur gewollt 
war. Des Weiteren entsteht die Regelungslücke auch 
dadurch, dass andere Mitgliedsstaaten keine 
Plastiksteuer mit vergleichbaren Steuertatbeständen 
eingeführt haben. Zwar wird auch in Italien eine 
vergleichbare Regelung gemäß dem Gesetz vom 
27.12.2019 Nr. 160 Art. 1, Abs. 637 voraussichtlich 
am 1.1.2023 in Kraft treten. Die Rechtsordnungen 
bleiben aber vereinzelt. Hätte zum Beispiel 
Deutschland eine Plastiksteuer mit dem 
Steuertatbestand fabricación würde der Veräußerer in 
Deutschland besteuert. Dieses System, welches bei 
der Umsatz- und Vorsteuer funktioniert, schwächelt 
aufgrund des Sonderwegs von Spanien und Italien 
zur Umsetzung der Richtlinie.  
 
Damit ist richtigerweise weder der Endverbraucher 
noch der Veräußerer beim Versandhandel 
plastiksteuerpflichtig. 
 
b) 2. Konstellation: Lagermodell 
Von der ersten Konstellation strukturell verschieden 
ist das hier sogenannte Lagermodell10. Ein 
Unternehmen in Deutschland verkauft Produkte mit 
Plastikverpackung an Kunden in Spanien, wobei die 
Produkte zunächst vom Lager in Deutschland zum 
Lager derselben Unternehmen in Spanien verbracht 
und sodann an den Kunden in Spanien ausgeliefert 
werden. Es stellt sich erneut die Frage, wer nach 
welchen Regeln steuerpflichtig ist. 
 
Diesen Fall regelt Art. 71 Abs. 1 lit. a) UAbs. 1 
PlStG: 
Se considerarán, asimismo, operaciones asimiladas a 
las adquisiciones intracomunitarias la recepción de 
envases objeto del impuesto por su propietario en el 
territorio de aplicación del impuesto, […], cuyo 
envío haya realizado él mismo desde otro Estado 
miembro. 
 
 
 

 
10 Das Modell hat den Namen Amazon-Modell erhalten, da 
Amazon in großem Stil Lagerhaltung in allen europäischen 
Ländern, demnach auch in Spanien, praktiziert. Gleichwohl ist es 
auch bei anderen Unternehmen stark verbreitet.  

Deutsch (Übersetzung der Verfasser): 
Die Entgegennahme von steuerpflichtigen 
Verpackungen durch ihren Eigentümer im 
Steuergebiet, […], wenn der Eigentümer sie selbst 
aus einem anderen Mitgliedstaat verwendet hat, wird 
ebenfalls als innergemeinschaftlicher Erwerb 
behandelt. 
 
In diesem Fall liegt durch die Versendung des 
Produkts vom Lager in Deutschland zum Lager nach 
Spanien lediglich eine Verbringung des Produkts 
durch ein und denselben Eigentümer von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen vor. Der Eigentümer 
nimmt das Produkt in Spanien lediglich entgegen und 
verkauft es sodann von Spanien aus an den Kunden. 
Da hier mangels rechtsgeschäftlichen 
Eigentumsübergangs streng genommen kein 
innergemeinschaftlicher „Erwerb“ vorliegt, stellt 
Art. 71 Abs. 1 lit. a) UAbs. 1 PlStG den Fall der 
Verbringung bei Eigentümeridentität zur Vermeidung 
von Umgehungen dem Fall des 
innergemeinschaftlichen Erwerbs gleich (sog. 
Eigenerwerb). Damit wäre das deutsche 
Unternehmen steuerpflichtig und nicht der Erwerber. 
 
IV. Kritik an der bevorstehenden Rechtslage 
 
Die Kritik ist zum einen gesetzgebungstechnischer 
und zum anderen inhaltlicher Natur.  
 
1. Gesetzgebungstechnische Schwachstellen 
 
Die Regelungen sind an mehreren Stellen zu ungenau 
oder lückenhaft.  
 
Zunächst ist der in Art. 68 PlStG geregelte objektive 
Anwendungsbereich des Gesetzes nicht hinreichend 
bestimmt genug, sodass allein im Wege der 
Auslegung rechtssicher ermittelbar wäre, welche 
Produkte erfasst sind und welche nicht. Das 
spanische Finanzministerium hat vielmehr in einem 
Erlass11 erfasste und nicht erfasste Produkte 
kategorisiert und je nach Einordnung in den 
objektiven Anwendungsbereich klassifiziert. Die 
Einstufung als von Art. 68 PlStG einbezogen oder 
nicht folgt augenscheinlich keinem System. So 
erschließt es sich dem Rechtsanwender nicht, warum 
Mülltüten nicht erfasst sein sollen, Gefriertüten 
hingegen schon.12 
 
Zudem wird der karge Begriff des producto sanitario 
seiner Bedeutung als zentraler Befreiungstatbestand 
nicht gerecht. Eine präzise autonome 
Begriffsdefinition wäre überzeugender gewesen, 

 
11 Original: Preguntas y respuestas en relación con el impuesto 
especial sobre los envases de plástico no reutilizables. 
12 Erlass zu preguntas y respuestas, Antwort 1. 
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dann wäre der umständliche Rückgriff auf das 
königliche Dekret 1591/200913 verzichtbar gewesen. 
Zudem fehlt eine explizite Anordnung, dass 
privilegierte Produkte nicht anmelde- und 
Registrierungspflicht sind. 
 
Weiterhin bleibt der Begriff der nicht 
wiederverwendbaren Verpackung (envase no 
reutilizable) in Art. 68 Abs. 1 lit. a) PlStG in seiner 
Reichweite unklar.14 Insbesondere sein Verhältnis 
zum Begriff reciclable (recyclefähig) bleibt 
undurchsichtig, sodass die Bestimmung des 
objektiven Anwendungsbereichs der 
Plastiksteuervorschriften schwer fällt. Zunächst ist 
zwischen den Kategorien (1) wiederverwendbar (vgl. 
Art. 68 Abs. 1 lit. a) UAbs. 1 PlStG), (2) 
recyclingfähig (Produkte mit bezweckter 
Wiederverwendung) und (3) recycelt (vgl. Art. 2 
lit. af) PlStG, also Produkte, die mindestens einmal 
wiederverwendet wurden) zu unterscheiden. Die 
Recyclingfähigkeit allein reicht wohl noch nicht aus, 
das Produkt muss von der Natur der Sache her 
wiederverwertbar (reutilizable) sein. Für die 
Besteuerung neu hergestellter recyclingfähiger 
Produkte spricht der Telos des Gesetzes, die 
Verpackung zumindest einmal zu besteuern. So wird 
auch sichergestellt, dass die Verpackungen, die 
recyclingfähig sind, zumindest auch einmal praktisch 
recycelt werden. Sie fallen dann im Weiteren aus 
dem objektiven Anwendungsbereich heraus. Es fällt 
keine weitere Besteuerung an. In diesem Fall ist 
indes fraglich, ob dennoch eine 
Wiederverwendbarkeit zu fordern ist. Zwar stellt der 
Wortlaut des Art. 68 PlStG einzig auf die 
Wiederverwendbarkeit ab, welcher der 
Schlüsselbegriff der Art. 67 ff. PlStG ist. In den 
derzeit zugänglichen – wenn auch noch vorläufigen – 
Steuerformularen wird die Vorschrift aber offenbar 
so ausgelegt, dass recyceltes Plastik von vornherein 
schon nicht unter den Anwendungsbereich der 
Art. 67 ff. PlStG fällt. Dafür spräche jedenfalls der 
Wortlaut des Art. 77 Abs. 1 PlStG, wonach die 
Bemessungsgrundlage aus der Menge nicht 
„recycelten“ Plastiks bestimmt wird. Diese Lesart 
dürfte wohl die richtige sein. Auf eine 
Wiederverwendbarkeit kommt es bei recyceltem 
Plastik nicht an. Ferner ist fraglich, ob die 
Wiederverwendbarkeit nur dann vorliegt, wenn das 
Produkt ohne Veränderung seiner Ursprungsfassung 
erneut gebraucht werden kann (z.B. 
Mehrwegflaschen), wofür der Wortlaut „a lo largo de 
su ciclo de vida“ (Art. 68 Abs. 1 lit. a) PlStG) 
sprechen würde. Bei Einwegflaschen, die zwar nur 

 
13 Real Decreto 1591/2009, de 16 de octubre, por el que se 
regulan los productos sanitarios. 
14 Ebenso Casas Rondoní, El futuro impuesto especial, in: Diario 
La Ley, Nr. 9658, 22.6.2020, Punkt II. 

zum einmaligen Gebrauch vorgesehen, vom Kunden 
aber tatsächlich mehrfach gebraucht werden, liegt 
dagegen eine Grauzone vor. Der objektive Charakter 
der Wiederverwendbarkeit – der nicht zuletzt wegen 
der subjektiven Färbung der drei 
Tatbestandsmodalitäten in Art. 68 Abs. 1 lit. a) 
UAbs. 1 PlStG nicht klar hervortritt – hätte in der 
Legaldefinition stärker zum Ausdruck gebracht und 
der Begriff selbst näher eingegrenzt werden sollen. 
 
Hinzu tritt, dass praktisch relevante Konstellationen, 
wie die bereits besprochene Direktlieferung, im 
Gesetz nicht ausdrücklich normiert und ihre 
Behandlung damit unklar bleibt. Hier wäre eine 
eindeutige Regelung wünschenswert gewesen. 
 
2. Inhaltliche Bedenken 
 
Auch inhaltlich begegnet die derzeitige Regelung 
Bedenken. 
 
Während die Verringerung von Plastikmüll sicherlich 
ein weiterer und auch wichtiger Schritt gegen die 
Klimakrise ist, wird in spanischen Online-
Wirtschaftszeitschriften15 nach hiesigem Dafürhalten 
zu Recht bemängelt, dass letztlich – obwohl die 
Steuer in Wirklichkeit den Unternehmen auferlegt 
wird – faktisch die Verbraucher durch eine Umlage 
belastet werden. Es handele sich um eine verstecke 
Mehrwertsteuer im Umweltschutzgewand.16 Der 
Warenkorb werde im Preis zwischen 2-3 % 
ansteigen, was gerade in Zeiten der Inflation und 
explodierenden Kosten ein harter Schlag sei. 
Hierdurch könne auch die Wettbewerbsfähigkeit der 
spanischen Wirtschaft beeinträchtigt werden, denn 
neben Italien ist Spanien das einzige Land, welches 
eine Plastiksteuer einführt.  
 
Weiter droht ein Substitutionswettbewerb, denn viele 
Unternehmen werden versuchen, durch 
Veränderungen die Steuer nicht entrichten zu 
müssen. So besteht die Gefahr, dass viele Multi-
Materialien entstehen werden, die insgesamt 
aufgrund ihrer Unterschiedlichkeit schwieriger zu 
recyclen sind. So wird am Ende mehr Abfall 
entstehen. Bezüglich der Kritik der Zeitschrift El 
Economista17, dass die Plastiksteuer auf Kosten der 

 
15 https://www.libremercado.com/2022-04-26/el-gobierno-crea-
dos-nuevos-impuestos-con-la-ley-de-residuos-6890226/; 
https://www.libremercado.com/2021-10-07/el-gobierno-crea-un-
nuevo-impuesto-para-los-envases-de-plastico-que-encarecera-la-
cesta-de-la-compra-un-3-6825175/. 
16 Ebenso Cobos Gómez, El impuesto sobre envases de plástico, 
in: Crónica tributaria, Nr. 178/2021, S. 11, 58. 
17 https://www.eleconomista.es/empresas-
finanzas/noticias/11416783/10/21/Las-limitaciones-e-impuestos-
a-los-plasticos-costaran-2000-millones-de-euros-a-la-industria-
alimentaria-.html. 
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Lebenssicherheit eingeführt wurde, da 
Substitutionsprodukte in einigen Fällen nicht den 
gesundheitlichen Anforderungen entsprechen, muss 
allerdings angemerkt werden, dass auch Mikroplastik 
nicht ungefährlich ist. 
 
Überdies führt die Auflösung der Kollision von 
Plastik- und Mehrwertsteuer zulasten des 
Steuerpflichtigen zu einer bedenklichen 
Doppelbesteuerung. Denn ausweislich der Antwort 
Nr. 17 des Erlasses des spanischen 
Finanzministeriums zur Plastiksteuer wird die 
Mehrwertsteuer erst auf die Summe von Grundpreis 
und Plastiksteuer erhoben, d.h., die Plastiksteuer wird 
selbst mehrwertversteuert. Zwar beruft sich das 
spanische Finanzministerium hierbei auf Art. 78 
Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Nr. 4 des spanischen 
Mehrwertsteuergesetzes18 (fortan: LIVA), der 
Folgendes regelt.  
 
“1. La base imponible del impuesto estará 
constituida por el importe total de la 
contraprestación de las operaciones sujetas al mismo 
procedente del destinatario o de terceras personas. 
2. En particular, se incluyen en el concepto de 
contraprestación: 
[...] 
Nr. 4. Los tributos y gravámenes de cualquier clase 
que recaigan sobre las mismas operaciones 
gravadas, excepto el propio Impuesto sobre el Valor 
Añadido. 
Lo dispuesto en este número comprenderá los 
impuestos especiales que se exijan en relación con 
los bienes que sean objeto de las operaciones 
gravadas, con excepción del impuesto especial sobre 
determinados medios de transporte.” 
Deutsch (Übersetzung der Verfasser): 
1. Die Steuerbemessungsgrundlage wird gebildet aus 
dem Gesamtbetrag der Gegenleistung für die 
steuerbaren Umsätze des Leistungsempfängers oder 
eines Dritten. 
2. In den Begriff der Gegenleistung sind 
insbesondere einbezogen: 
[...] 
Nr. 4. Steuern und Abgaben jeglicher Art, die auf 
dieselben steuerbaren Vorgänge erhoben werden, mit 
Ausnahme der Mehrwertsteuer selbst. 
 
Die Bestimmungen dieser Nummer gelten auch für 
die besonderen Steuern, die auf die Güter erhoben 
werden, die Gegenstand der steuerbaren Umsätze 
sind, mit Ausnahme der besonderen Steuer auf 
bestimmte Beförderungsmittel. 
 

 
18 Ley 37/1992, de 28 de diciembre, del Impuesto sobre el Valor 
Añadido. 

Allerdings verbietet sich nach hier vertretener 
Ansicht ein Rückgriff auf Art. 78 LIVA – obgleich 
technisch korrekt – aus Wertungsgesichtspunkten. 
Die Plastiksteuer stellt für sich genommen schon 
einen erheblichen Eingriff in die wirtschaftliche 
Betätigungsfreiheit des Steuerpflichtigen dar. Eine 
zusätzliche Erhöhung der Mehrwertsteuer potenziert 
diese Kostenbelastung und führt letztlich zu 
wirtschaftlichen Einbußen, die sich weder aus 
Umweltschutz- noch aus Haushaltsgründen19 
rechtfertigen lassen und letztlich auf den Schultern 
der Verbraucher ausgetragen werden. Zielführender 
wäre es gewesen, durch die simple Schaffung einer 
entsprechenden Sonderregelung zu Art. 78 LIVA 
lediglich den Grundpreis zu besteuern. 
 
Daneben ist fraglich, ob das System nicht zu viele 
Lücken für Umgehung bietet, denn weder 
Unternehmen, die die Freigrenze von 5 kg nicht 
erreichen, noch solche, die der Meinung sind, 
recycelte Materialien zu verwenden, unterliegen der 
Anzeigeplicht. Dieser Nachteil ist aber hinzunehmen, 
da eine umfassende Anzeigepflicht– wie oben 
dargelegt – abzulehnen ist. 
 
Schließlich kommen zur Verfolgung des legitimen 
Zwecks, der Verringerung von Einwegplastik, 
mildere Alternativen als eine Besteuerung in 
Betracht.20 Erstens ist an eine Sensibilisierung der 
Gesellschaft durch eine ernsthafte Aufklärungsarbeit 
in der Bevölkerung in Bezug auf die nach wie vor 
stiefmütterlich durchgeführte Mülltrennung denkbar. 
Zweitens kommt auch ein Pfandsystem nach 
deutschem Modell in Betracht.21 Zumindest für 
Plastikflaschen hat sich dieses in Deutschland mit der 
Rückgabemöglichkeit in Supermärkten bewährt. 
Auch hätte zum Beispiel jegliches Plastik besteuert 
werden können und erst, wenn dieses beim 
Wertstoffhof abgegeben wird, erhält man im 
Gegenzug eine Steuervergünstigung, wenn die 
Abgabequittung des Wertstoffhofs beim zuständigen 
Finanzamt eingereicht wird. So wäre zumindest 
sichergestellt, dass auch in der Praxis recycelt wird 
und nicht nur eine Unmenge recyclingfähiger 
Verpackungen hergestellt wird, ohne diese der 
Wiederverwendung zuzuführen. Drittens wäre – 
worauf bereits in der Literatur hingewiesen wurde – 
eine graduelle Abstufung der Steuerlast abhängig von 
der Umweltschädlichkeit milder gewesen.22 

 
19 Durch die Plastiksteuer werden jährliche Steuereinnahmen im 
oberen dreistelligen Millionenbereich 
erwartet, vgl. https://www.elmundo.es/ciencia-y-salud/medio-
ambiente/2022/07/13/62cda904fdddffc3858b45ed.html. 
20 Zu den Argumenten gegen „grüne Steuern“ im Allgemeinen 
vgl. Tindale/Holtham, Green Tax Reform. Pollution Payments 
and labour tax cuts, S. 36 ff. 
21 Castillo López, La reforma fiscal ecológica, 1999, S. 112. 
22 Ebenso Cobos Gómez, El impuesto sobre envases de plástico, 
in: Crónica tributaria, Nr. 178/2021, S. 11, 48 f., 58; Manzano 
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VI. Zusammenfassung und Ausblick 
 
Die am 1.1.2023 in Kraft tretenden Regelungen zur 
Plastiksteuer vermögen in ihrer derzeitigen Fassung 
weder gesetzgebungstechnisch noch inhaltlich zu 
überzeugen. Sie sind das Ergebnis der voreiligen 
Umsetzung einer klimapolitisch motivierten EU-
Richtlinie unter Verkennung der Tragweite damit 
einhergehender Folgen für die ohnehin geschwächte 
spanische Wirtschaft. Der damit gewonnene Beitrag 
zum Umweltschutz erscheint marginal angesichts 
drohender Nachteile, wie die Beeinträchtigung der 
spanischen Wettbewerbsfähigkeit, die Verteuerung 
von Lebensmitteln zulasten der Verbraucher oder die 
Gefahr der Entstehung schwer recyclebarer 
Multimaterialien. So wären die Einführung von 
Pfandsystemen oder eine effektive Aufklärungsarbeit 
zweckmäßiger gewesen.23 
 
Die übereilte Umsetzung der Richtlinie schlägt sich 
auch in der legislativ unsorgfältigen Arbeitsweise 
nieder, die sich vor allem in begrifflichen 
Inkonsistenzen, der Verwendung ungenauer Begriffe 
sowie in einer oberflächlichen und unvollständigen 
Regelung manifestiert, deren offene Rechtsfragen 
durch erklärende Erlasse nur rudimentär ausgeräumt 
werden. Sollte der Gesetzestext in seiner bisherigen 
Fassung Bestand haben, werden umfassende 
Reparaturarbeiten durch Rechtsprechung und 
Literatur vonnöten sein.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Silva, El impuesto especial sobre envases de plástico no 
reutilizables, in: Monografías de la Revista Aragonesa de 
Administración Pública, XXI, 2022, S. 539, 558 f. 
23 Kritisch auch allgemein zu Umweltsteuern speziell für Spanien 
schon Badenes Plá, La situación fiscal en Espana y el papel de 
los impuestos ambientales, in: Álvarez Pelegry/Larrea Basterra 
(Hrsg.), Energía y tributación ambiental, S. 201, 215 ff. 

 

Ob der erwartete Ministerialerlass, der die 
Einzelheiten der praktischen Abwicklung, wie 
Steuerformulare oder Formalia zur Anmeldung bei 
der zuständigen Steuerbehörde, regeln soll und 
derzeit nur als Entwurf vorliegt, neue Erkenntnisse 
bietet, bleibt abzuwarten. Es bleibt zu hoffen, dass 
die Bedingungen der Ausnahmeregelungen weiter 
durch derzeit noch nicht existierende Verordnungen 
konkretisiert werden und die vorhandenen 
Verordnungsermächtigungen genutzt werden. 

 

 

* Referendariat im Oberlandesgerichtsbezirk Köln mit 
Stationen im Auswärtigen Amt (Berlin), in der 
Wirtschaftskanzlei Osborne Clarke (Köln) und an der 
deutschen Außenhandelskammer (Madrid) 
benaldavid1994@gmail.com 

 

 

**Referendariat im Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf 
mit Stationen bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungen (Bonn), in der Wirtschaftskanzlei 
CMS (Köln) und an der deutschen Außenhandelskammer 
(Madrid) 
lanzromy@web.de 
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La digitalización de la justicia y los nuevos reglamentos de la UE 
 

Alba Ródenas Borràs * 
 
 

2ª PARTE: El Reglamento (UE) 2020/1783 sobre 
obtención de pruebas en materia civil y mercantil  
 
El presente Reglamento pretende aumentar la eficacia 
y la celeridad de los procedimientos judiciales 
mediante la simplificación y racionalización de los 
mecanismos de cooperación en la obtención de 
pruebas. 
 
I. La práctica y la obtención de pruebas en un 
litigio internacional dentro de la UE 
 
El presente Reglamento es aplicable desde el día 1 de 
julio de 2022, con algunas excepciones basadas en la 
ejecución de un sistema informático descentralizado 
como ocurre con el Reglamento 2020/1784, de 
traslado y notificación de documentos.  
 
Además, revisa y sustituye al Reglamento (CE) 
n.o 1206/2001 (y sus posteriores modificaciones), 
especialmente mediante el uso de la digitalización y 
la tecnología moderna para acelerar los procesos y 
reducir los costes y los retrasos para los particulares y 
las empresas. 
 
El mismo se aplica entre los distintos Estados 
Miembros, excepto Dinamarca.  
 
II. Ámbito de aplicación material:  
 
Este texto establece las normas relativas a la 
cooperación entre los órganos jurisdiccionales de los 
diferentes Estados respecto a la obtención de 
pruebas en materia civil o mercantil.  
 
En cuanto a las materias civil y mercantil se trata de 
un concepto autónomo elaborado por la 
jurisprudencia del TJUE en el caso Mulox IBC Ltd 
contra Hendrick Geels, Sentencia del Tribunal de 
Justicia de 13 de julio de 1993. 
(https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/ES/TXT/?uri=CELEX%3A61992CJ0125) 
 
Un órgano jurisdiccional de un Estado miembro, de 
conformidad con su ordenamiento jurídico interno, 
podrá solicitar: 
 
a) la práctica de diligencias de obtención de pruebas 

al órgano jurisdiccional competente de otro Estado 
miembro, o 
  

b) la obtención de pruebas directamente en otro 
Estado miembro. 

Sin embargo, no se podrán solicitar la obtención de 
pruebas que no estén destinadas a utilizarse en 
procedimientos judiciales iniciados o que se prevea 
incoar. 
 
La asistencia entre estados miembros se realizará de 
forma directa entre los órganos jurisdiccionales. Para 
ello, cada Estado elaborará una lista de órganos 
competentes para la obtención de pruebas de acuerdo 
con el Reglamento. 
 
III. Transmisión y ejecución de las solicitudes  
 
Forma de las solicitudes de práctica de prueba: 
 
• se presentan mediante el formulario A, o en su 

caso el formulario L, que figura en el anexo I, e 
introduciendo los datos necesarios según el citado 
documento.  
 

• no es exigible la autentificación o cualquier otra 
formalidad equivalente de la solicitud ni de los 
documentos adjuntos a ésta  
 

• se utilizan únicamente en los procedimientos 
judiciales en curso o en estudio; 

 
 

• se presentan, en una lengua oficial de la UE, en un 
formulario estándar que contenga todos los datos 
necesarios; 
 

• se transmiten a través de un sistema informático 
descentralizado, seguro y fiable, respetando 
los derechos y libertades fundamentales; 

 
 

• el órgano jurisdiccional emite un acuse recibo en 
un plazo de siete días a partir de la recepción de la 
solicitud; 
 

• se tramitan en plazos diferentes si la solicitud está 
incompleta o si el órgano jurisdiccional requerido 
no dispone de la competencia necesaria. 

 
Obligaciones del órgano jurisdiccional requerido 
que solicita la obtención de pruebas: 
 
• ejecutar la solicitud con la mayor brevedad y, a 

más tardar, en el plazo de noventa días; 
 

http://eur-lex.europa.eu/summary/glossary/legislation_recasting.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/ES/TXT/?uri=CELEX%3A61992CJ0125
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/ES/TXT/?uri=CELEX%3A61992CJ0125
http://eur-lex.europa.eu/summary/glossary/fundamental_rights.html
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• cuando el órgano jurisdiccional requirente lo 
solicite y su legislación nacional lo permita, puede 
utilizar la videoconferencia o la teleconferencia; 

 
• permitir a las partes y a sus representantes, 

incluidos los del órgano jurisdiccional requirente, 
estar presentes en la obtención de pruebas, si ese 
derecho existe en el país del órgano jurisdiccional 
requirente; 

 
¿En qué casos es posible rechazar la solicitud por 
parte del órgano jurisdiccional?  
 
• la persona que va a ser examinada se acoge al 

derecho a negarse a declarar o se le prohíbe 
hacerlo por ley, 
 

• la solicitud no se ajusta al Reglamento o es ajena 
a la competencia del órgano jurisdiccional, 
 

• el órgano jurisdiccional requirente no proporciona 
la información complementaria requerida o una 
provisión de fondos dentro de los plazos 
especificados 

 
¿Que debe hacer un órgano jurisdiccional que 
desea obtener pruebas directamente en otro país 
de la UE? 
 
• Debe ponerse en contacto con el organismo 

central o la autoridad competente del país, que en 
un plazo de treinta días aceptará o rechazará la 
solicitud y puede poner condiciones, así como 
asignar un órgano jurisdiccional concreto; 

• Tiene la posibilidad de utilizar la 
videoconferencia u otra forma de comunicación a 
distancia para interrogar al interesado. 

 
¿Qué coste tiene la solicitud de obtención y/o 
práctica de prueba?  
 
En general, el órgano jurisdiccional al que se le 
solicita la obtención de pruebas no puede reclamar al 
órgano jurisdiccional requirente el reembolso de 
impuestos o los gastos, pero sí puede hacerlo para 
pagar: 
 
 
 

• los honorarios abonados a los expertos e 
intérpretes, incluyendo una provisión de fondos o 
adelanto de los costes probables de los primeros; 
 

• el gasto de la videoconferencia o la 
teleconferencia 

 
Otros instrumentos Internacionales 
 
El presente Reglamento prevalecerá sobre las 
disposiciones de los convenios o acuerdos bilaterales 
o multilaterales celebrados por los Estados miembros 
y en especial las del Convenio de La Haya, de 1 de 
marzo de 1954 relativo al procedimiento civil y del 
Convenio de La Haya, de 18 de marzo de 1970, 
relativo a la obtención de pruebas en el extranjero en 
materia civil o mercantil, en las relaciones entre los 
Estados miembros que sean parte de dichos 
convenios. 
 
Además, no se opone a que dos o más de los Estados 
miembros mantengan o celebren convenios o 
acuerdos encaminados a facilitar en mayor medida la 
obtención de pruebas, siempre que dichos convenios 
o acuerdos sean compatibles con las disposiciones 
del presente Reglamento. 
 
 

 

* Abogada LLM  
Prof. Asociada Universidad de Barcelona  
Derecho Internacional Privado  
a.rodenas@augustaabogados.com 
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Die Digitalisierung der Justiz und die neuen Verordnungen der EU 
 

Alba Ródenas Borràs *, Lucca Schubert** 
 
 

2. Teil: Die EU-Verordnung 2020/1783 über den 
Beweismittelerhalt in Handels- und Zivilsachen  
 
Die vorliegende Verordnung zielt darauf ab, die 
Effizienz und die Geschwindigkeit der 
Gerichtsverfahren durch Vereinfachung und Kürzung 
der Kooperationsmechanismen beim 
Beweismittelerhalt zu erhöhen. 
 
I. Die Beweisaufnahme und der Beweiserhalt bei 
internationalen Rechtsstreitigkeiten innerhalb der 
EU 

 
Die thematisierte Verordnung ist, abgesehen von 
einigen Ausnahmen in der Implementation von 
dezentralisierten Informationssystemen, seit dem 1. 
Juli 2022 anwendbar. Solch eine Ausnahme stellt 
beispielsweise die Verordnung Nr. 1784 aus dem 
Jahr 2020 über die Zustellung von Dokumenten dar. 
 
Außerdem wird die Verordnung Nr. 1206 aus dem 
Jahr 2001 (ebenso wie all ihre früheren 
Modifikationen), insbesondere im Hinblick auf die 
Digitalisierung und die Technologie überarbeitet und 
ersetzt, beispielsweise durch die Beschleunigung von 
Verfahren, sowie die Reduktion der Kosten und 
Verzögerungen für Einzelpersonen und 
Unternehmen. 
 
Sie gilt in allen Mitgliedsstaaten mit Ausnahme von 
Dänemark.  
 
II. Sachlicher Anwendungsbereich 
 
Diese Verordnung regelt die Zusammenarbeit der 
einzelnen Gerichtsorgane der verschiedenen Staaten 
im Rahmen der Beweiserhebung in Zivil- sowie in 
Handelssachen. 
 
Im Hinblick auf ebensolche Zivil- und 
Handelssachen handelt es sich um ein von der 
Rechtsprechung, im Urteil des Gerichtshofes vom 13. 
Juli 1993 MULOX IBC LTD gegen HENDRICK 
GEELS, eigenständig entwickeltes Konzept. 
 
https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:61992CJ0125
&from=ES 
 
Die Justizorgane der einzelnen Mitgliedsstaaten 
können, im Einklang mit dem jeweiligen 
innerstaatlichen Recht, folgende Ersuchen stellen: 

a) die Beweisaufnahme vor den zuständigen 
Gerichten anderer Mitgliedsstaaten, oder 

b) die direkte Beweismittelerhebung in anderen 
Mitgliedsstaaten. 
 

Jedoch ist hierbei die Beweismittelerhebung nicht 
möglich, wenn sie nicht zur Verwendung in bereits 
eingeleiteten oder geplanten Gerichtsverfahren 
bestimmt ist. 
 
Die Unterstützung der einzelnen Mitgliedsstaaten 
wird direkt von den einzelnen Gerichten angefordert, 
beziehungsweise geleistet. Hierfür gibt jeder 
Mitgliedsstaat, im Einklang mit der hier 
thematisierten Verordnung, eine Liste mit 
zuständigen Gerichten heraus. 
 
III. Übermittlung und Durchführung der 

Anfragen 
 
Form der Beweisanträge:  
 
• Ersuchen werden unter Verwendung des 

Formblattes A oder gegebenenfalls des 
Formblattes L in Anhang I gestellt, wobei die 
erforderlichen Angaben gemäß diesem Dokument 
einzutragen sind. 
 

• Eine Beglaubigung oder eine andere gleichwertige 
Förmlichkeit des Antrags oder der beigefügten 
Unterlagen ist nicht erforderlich. 

 
• Erlaubt ist einzig die Nutzung für laufende oder 

anhängige Gerichtsprozesse. 
 
• Sie sind in einer offiziellen Sprache der 

Europäischen Union, sowie in den 
standardisierten Formularen zu stellen und haben 
alle nötigen Daten zu enthalten. 

 
• Sie sind durch ein dezentralisiertes IT-System zu 

übermitteln, welches die Sicherheit und 
Vertraulichkeit, unter Berücksichtigung der 
Grundrechte und Grundfreiheiten, sicherstellt. 

 
• Das Gericht muss innerhalb von sieben Tagen den 

Erhalt des Antrags bestätigen. 
 
• Anträge werden innerhalb unterschiedlicher 

Fristen bearbeitet, wenn das Ersuchen 
unvollständig ist oder wenn das ersuchte Gericht 
nicht zuständig ist. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:61992CJ0125&from=ES
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:61992CJ0125&from=ES
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:61992CJ0125&from=ES
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Allgemeine Bestimmungen über die 
Antragserledigung durch das ersuchte Gericht: 
 
• Die schnellstmögliche Bearbeitung des Antrags in 

maximal 90 Tagen. 
 

• Soweit das ersuchte Gericht und das für es 
geltende nationale Recht es zulassen, können 
Videokonferenzen sowie Telefonate durchgeführt 
werden. 

 
• Die Ermöglichung der Anwesenheit bei der 

Beweisaufnahme, zugunsten der Beteiligten und 
ihren Vertretern. 

 
• Es ist den jeweiligen Beteiligten und ihren 

Vertretern, sowie den ersuchten Gerichten, die 
Anwesenheit bei der Beweisaufnahme zu 
gestatten, falls im Staat des jeweilig ersuchten 
Organs ein solches Recht besteht. 

 
In welchem Fall ist es den ersuchten Gerichten 
erlaubt, einen solchen Antrag abzulehnen? 
 
• Die zu vernehmende Person hat ein 

Zeugnisverweigerungsrecht oder die Vernehmung 
ist gesetzlich verboten 

 
• Der Antrag erfüllt nicht die Anforderungen der 

Verordnung oder liegt außerhalb der 
Zuständigkeit der Gerichte. 

 
• Das ersuchende Gericht kommt der Bitte des 

ersuchten Gerichts um Ergänzung des Antrags 
nicht nach oder stellt keinen finanziellen 
Vorschuss in der hierfür geltenden Frist bereit 

 
Was muss ein Gericht tun, um Beweismittel direkt 
in einem anderen Staat der EU zu erhalten? 
 
Sie muss sich mit der Zentralstelle oder zuständigen 
Behörde des Ziellandes in Verbindung setzen, welche 
die Anfrage innerhalb von 30 Tagen akzeptieren oder 
ablehnen muss, sowie Bedingungen stellen oder das 
zuständige Gericht bestimmen kann. 
 
Es besteht die Möglichkeit, mithilfe von 
Videokonferenzen oder anderen Mitteln der 
Fernkommunikation eine Befragung der betroffenen 
Person durchzuführen. 
 
 

Welche Kosten hat man aufgrund des 
dargestellten Antrags auf Beweismittelerhebung 
oder Beweisaufnahme zu erwarten? 
 
Grundsätzlich kann das angefragte Gericht keine 
Erstattung von Steuern oder anderen Ausgaben gegen 
das ersuchende Gericht geltend machen, wohl aber 
die Zahlung von: 
 
• Gehältern der beauftragten Sachverständigen, 

einschließlich einer Bereitstellung von Mitteln zur 
Bezahlung von Vorschüssen. 
 

• Kosten für Videokonferenzen oder Telefonaten. 
 

Andere internationale Instrumentarien 
 
Diese Verordnung hat, in Beziehung zwischen den 
Mitgliedsstaaten, Vorrang vor den Bestimmungen 
bilateraler oder multilateraler Übereinkünfte oder 
Abkommen der Mitgliedstaaten, insbesondere 
zwischen den Vertragsparteien des Haager 
Übereinkommens vom 1. März 1954 über den 
Zivilprozess und des Haager Übereinkommens vom 
18. März 1970 über die Beweisaufnahme im Ausland 
in Zivil- oder Handelssachen. 
 
Darüber hinaus schließt sie nicht aus, dass zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten Übereinkünfte oder 
Vereinbarungen beibehalten oder abschließen, die auf 
eine weitere Erleichterung der Beweisaufnahme 
abzielen, sofern diese Übereinkünfte oder 
Vereinbarungen mit den Bestimmungen dieser 
Verordnung vereinbar sind. 
 

 

* Abogada LLM, Privatdozentin an der 
Universität Barcelona  

 Internationales Privatrecht 
a.rodenas@augustaabogados.com 

 

 

**Student der Rechtswissenschaften, Universität 
Bayreuth - Praktikant 
Übersetzung des Artikels ins Deutsche 
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Delegation in der Anwaltskanzlei - 10 Grundregeln 
 

Johanna Busmann* 
 

I. Anwälte delegieren ungern Aufgaben an andere 
Profis 
 
Das hat mit dem Selbstbild eines Anwalts zu tun. Ein 
Anwalt sieht sich als Vertreter eines 
Besserwisserberufs und wird – sachlich betrachtet – 
für diese Besserwisserei bezahlt, ähnlich wie 
Steuerberater, Architekten, Ärzte etc.  
 
Obwohl viele Vertreter dieser Freien Berufe selbst 
Unternehmer sind, verhalten sie sich nicht so: Sie 
wurden alle in ihren Ausbildungen nie gezielt darauf 
vorbereitet, dass es für erfolgreiche Unternehmer 
neben unbestritten grandiosen Fachkompetenzen 
auch noch unbestritten grandiose 
Managementkompetenzen geben muss.  
 
Kein Dirigent spielt selbst ein Instrument  
 
Wäre eine Kanzlei ein Orchester, wäre sein Dirigent 
zwar auch Musiker, spielte aber selbst kein 
Instrument. Dieses Prinzip ist auch Rockefeller 
bekannt: „Ich arbeite nach dem Prinzip, dass man 
niemals etwas selbst tun sollte, was jemand anders 
für einen erledigen kann.“1 
 
Wer gezielt delegieren möchte, muss bereit sein, 
 
• alle A-Aufgaben (Mitarbeiterführung, Akquise 

und Fristsachen) prioritär zu behandeln 
• alle B-Aufgaben zu identifizieren und aus ihnen 

möglichst viel Material zu delegieren 
• alle B-Aufgaben nach Rangfolge – und nicht nach 

Reihenfolge – zu ordnen 
• alle C-Aufgaben zu delegieren 
• den eigenen Mitarbeitern und ihren Kompetenzen 

zu vertrauen 
• eigene Prestigeaufgaben abzugeben, wenn diese 

lediglich dem Abarbeiten dienen  
• Fehler der Mitarbeiter – ebenso wie eigene – zu 

tolerieren  
 
Managementkompetenzen nachrangig 
 
Manche Anwälte in Führungspositionen fallen 
Mitarbeitern, Mandanten und auch Kollegen 
unangenehm dadurch auf, dass sie 
Managementkompetenzen für unwichtiger halten als 
das Design rechtssicherer Verträge.  

 
1 John D. Rockefeller (†1937), amerik. Wirtschaftsmagnat und 
Gründer von Standard Oil, zitiert nach 
https://www.wirtschaftszitate.de/zitate/delegation/. 

Solche Anwälte sehen ihre Assistenz lediglich als 
Organisationshelfer. Sie zahlen Gehälter, damit die 
Sache erledigt wird und werfen dadurch – wie der 
Beispielanwalt A. – viel Geld aus dem Fenster. 
 
Assistenten und manchmal auch angestellte Anwälte 
stellen sie folgerichtig nur ein, um Schreibarbeiten 
abzuarbeiten und das Telefon zu besetzen.  
Durch beides vergeuden sie Ressourcen. 
 
Wer regelmäßig delegiert...  
 
Ein Anwalt dagegen, der das Instrument der 
Delegation erlernt, ausprobiert und verfeinert hat, 
 
• wird entlastet  
• spart Zeit  
• nutzt und erweitert Fähigkeiten seiner Mitarbeiter 
• gewinnt Vertrauen seiner Mitarbeiter 
• wird als Vertrauensperson anerkannt 
• gewöhnt sich Disziplin an 
• wirkt als Chef sicher  
• hört auf, Einzelkämpfer zu sein 
• übt das Loslassen 
• rückt Führung in den Vordergrund und 

Sachbearbeitung in den Hintergrund 
• lächelt über seinen früheren Primadonnenstatus 
• festigt die eigene Stellung in der Kanzlei  
• kriegt seine Angst vor Fehlern in den Griff 
• kriegt seine Angst vor Abhängigkeit von 

anderen in den Griff 
• kontrolliert die Ergebnisse 
• richtet die Bringschuld der Mitarbeiter ein 
• holt stets Feedback ein von den Mitarbeitern  
• gibt stets Feedback an seine Mitarbeiter  
• macht dadurch weitere Verbesserungen des 

Ablaufs möglich  
• ergreift wirkungsvolle Maßnahmen gegen 

Rückdelegation 
 

 

Hausaufgabe  
 
Delegieren Sie ausreichend, das 
Richtige, an den Richtigen? Und 
kontrollieren Sie das Ergebnis, 
ohne hinter ihm her zu laufen? 
Ermitteln Sie die Antwort mit Hilfe 
der folgenden Grundregeln so 
ehrlich wie möglich, bitten Sie 
Vertraute dazu um Feedback – und 
skizzieren Sie daraus Ihre eigene 
Konsequenz.  
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II. Delegation – 10 Grundregeln 
 
Irgendetwas wird falsch gelaufen sein, wenn 
Delegation auf direktem Wege zur Entmündigung 
führt wie etwa bei diesem Vorstandsvorsitzenden: 
"Man delegiert zu viel und ist am Ende so 
entmündigt, dass man nicht mal mehr weiß, was eine 
Briefmarke kostet."2 
 
Damit sich das nicht wiederholt, kommen hier zehn 
mehr oder weniger einfache Tipps zum Selber-In-
Die-Wege-Leiten: 
 
1. What you give is what you get 

 
Ein Vorgesetzter, der seinen Mitarbeitern Sicherheit 
vermittelt, bekommt Sicherheit zurück. Haben Sie 
Ihren eigenen Chefstatus innerlich akzeptiert? Haben 
Sie - als Folge daraus - Ihre eigenen Aufgaben, 
Arbeitsmenge, -stil, -methodik und vor allem Ihre 
Arbeitszeit übersichtlich strukturiert? Nur dann 
können Sie glaubhaft und systematisch delegieren. 

 
2. Delegieren Sie alle C-Aufgaben – und aus B-

Aufgaben der Kanzlei einen großen Teil – an 
Ihre Mitarbeiter 
 

A-Aufgaben eines Anwalts sind wichtig (Qualität) 
und dringlich (Zeit); sie sind weder delegierbar noch 
verschiebbar: Akquise, Mitarbeiterführung und alle 
gerichtlichen Fristsachen3 gehören dazu.  
 
B-Aufgaben sind dagegen alle Aufgaben, die wichtig, 
aber nicht zeitgleich dringlich sind, während C-
Aufgaben weder dringlich noch wichtig sind. 
 
Kennzeichen für gelungene Delegation: 
Wenn B-Aufgaben eines Anwalts A-Aufgaben 
seiner Assistenz sind.  
 
Alle organisatorischen Aufgaben gehören zu den 
B-Aufgaben:  
 
z.B.: Standard-Schriftsätze vorbereiten, Termin 
verschieben mit Mandanten und Richtern, 
organisatorische Wünsche des Mandanten erfüllen, 
Aktenanlage, Telefonate, Vollmachten übersenden, 
Terminvereinbarungen, Datenerfassung des 
Mandanten, Mandanten-Unterlagen vor dem 
Erstgespräch vollständig sammeln und dazu dem 
Mandanten Hausaufgabenlisten mailen, Anderkonto 

 
2 Manfred Köhnlechner (*1925), dt. Heilpraktiker und 
Buchautor, Vorstandsvorsitzender Bertelsmann AG a.D., zitiert 
nach 
https://www.zitate.de/autor/Köhnlechner%2C+Manfred. 
3 "Gefühlte Fristsachen" - etwa entstanden durch Eile des 
Mandanten und voreilig durch den Anwalt mit einer lediglich 
gefühlten Erledigungsfrist versehen - haben damit nichts zu tun. 

überwachen, Mahnwesen, Post, Mailmanagement 
(Mandant erhält E-Mailadresse der Assistenz), 
Buchführung, Urlaubspläne etc. 

 
3. Verantwortung dezentralisieren 

 
Ihre Mitarbeiter sollen in diesem Jahr erstmals ihre 
eigenen Urlaubspläne erstellen? Dann  
 
• machen Sie einen von ihnen verantwortlich 
• geben Sie ihm Zeiten und Inhalte vor 
• zwingen Sie ihn zur Eigeninitiative 

(Versammlung der Mitarbeiter einberufen etc.) 
• veranlassen Sie Zwischenmeldungen 
• stellen Sie ihn für solche Managementaufgaben 

von seinen üblichen Büroarbeiten frei 
• loben Sie jeden Zwischenschritt 
• erwähnen Sie positiv jede rechtzeitige Benennung 

eines Problems 
• erwähnen Sie positiv jede rechtzeitige Benennung 

eines Fehlers 
• kritisieren Sie offen und begründet, was noch 

fehlte und fordern Sie zur Korrektur auf 
(möglichst nichts oder sehr spät selbst 
korrigieren) 

 
4. Kompetenzen aller Beteiligten optimal nutzen  

 
Ermitteln Sie besondere Fähigkeiten Ihrer Mitarbeiter 
– am besten schon im Einstellungsgespräch: 

 
• Ihre Auszubildende ist eine 19-jährige, 

zweisprachige Italienerin? Lassen Sie sie 
probeweise einen Vertrag übersetzen.  

• Welcher Mitarbeiter ist gut im Organisieren? Er 
macht geniale Vorschläge für das Nach-Und-
Nach-Einscannen-Aller-Akten-Für-Das-
Papierfreie-Büro. 

• Welcher kann gut mit Mandanten? Er sollte 
Mandanten live und am Telefon empfangen. 

• Ihre Mitarbeiter sind Plaudertaschen am Telefon, 
Aktenwühler in der Buchführung oder 
verbindliche Teamplayer in der Büroleitung? 
Glückwunsch, alles richtig gemacht. 

• Wer kann gut verhandeln? Der leitet den Einkauf. 
• Fachliche und persönliche Qualifikationen sind 

dem Chef oft unbekannt? Dann hat der Chef 
höchstpersönlich einen Fehler gemacht. Fragen 
Sie danach im „jour fixe“. 
 

5. Kompetenzen der Mitarbeiter ständig 
weiterentwickeln  
 

Welcher Mitarbeiter will oder soll was lernen?  
 

• Ist einer sprachbegabt? Spendieren Sie ihm einen 
Englischkurs, den er selbst – begründet – 
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auswählen muss (geben Sie notfalls Höchstpreis, 
maximale Abwesenheit aus der Kanzlei und 
Zeitraum bekannt).  

• Hat einer sich deutlich verbessert? Geben Sie 
ständiges Feedback (detailreich begründete Kritik 
mit Lösungswunsch ersetzt Nörgelei), nicht nur 
über die faktisch erbrachten Leistungen Ihrer 
Mitarbeiter.  

• Ist etwas schief gegangen? Anerkennung für 
Versuchtes (statt Lob für Geschafftes4) fördert das 
Engagement für den nächsten Versuch. 

 
6. Klare und differenzierte Aufträge geben  

 
Informieren Sie Ihre Mitarbeiter bei jeder Delegation 
rechtzeitig und ausreichend. Alle Arbeitsaufträge 
benötigen ein Ziel (Wozu dient diese Aufgabe?), eine 
Quantifizierung (Bis wann: Tag und genaue Uhrzeit), 
eine Spezifizierung (Auf welche Art und Weise), 
notfalls Hinweis auf Probleme und gewünschten 
Umgang damit (Vorsicht: Bei unerfahrenen und 
faulen Mitarbeitern Rückdelegation5 verhindern). 
Zwischenergebnisse vortragen lassen (Bringeschuld 
einrichten). 
 
Keine Delegation ohne Ziel, Bringschuld und 
Eckdaten! 
Mitarbeiter braucht konkreten Auftrag, genauen 
Zeitpunkt seiner (ersten) Ergebnispräsentation - und 
Ihr Vertrauen! 
 
• Coach-Anmerkung 
Fristsachen auf die Schnelle dem Mitarbeiter auf den 
Tisch zu werfen, ist das Gegenteil von Delegation, 
nämlich ein Offenbarungseid in Sachen 
Büroorganisation.   
Fristsachen sind A-Aufgaben und werden am Tag des 
Eingangs verfügt. 

 
7. Rollenwechsel durch Delegation vorsichtig 

einleiten und begleiten 

Wenn der Mitarbeiter früher nur Schriftsätze getippt 
hat und nun einen eigenständigen Draht zum 
Mandanten aufbauen soll, wird er dadurch zu einem 
gleichrangigen Mitglied im Akquiseteam. Sagen Sie 
ihm das genauso; er muss den Zweck der 
Aufgabenänderung im Gesamtzusammenhang 
verstehen.  
 
Ein solches Upgrade ist für den Mitarbeiter mit 
einem Rollenwechsel (von der Schreibkraft zum 
Akquisiteur) und mit einer inneren und äußeren 

 
4 Beachten Sie starke Unterschiede zwischen Lob, Anerkennung 
und Wertschätzung 
5 Der Mitarbeiter versucht, mit Hilfe von Ausreden delegiertes 
Material seinem Chef zurück zu schieben. "Ich kann das nicht" 
oder "Das traue ich mich nicht" etc. 

Aufwertung verbunden, während es für den 
Vorgesetzten eine erhebliche Arbeitsentlastung 
bedeutet. Auch der Vorgesetzte ändert dabei seine 
Rolle (Vom Kanzlei-Tausendsassa zum 
Rechtsberater); auch er muss sich neu zurechtfinden. 
Anwälte, die erstmals alles Organisatorische (selbst 
ihren Terminkalender) vollkommen aus der Hand 
geben, können sich anfangs entmachtet bzw. vom 
Mandanten entfernt fühlen. 

 
Rollenkongruenz als Erfolgsfaktor 
 
Für alle Delegationen ist Rollenkongruenz6 ein 
Erfolgsfaktor und kann durch folgende Fragen 
ermittelt bzw. hergestellt werden: 

 
• Kann, darf und will der Mitarbeiter diese Aufgabe 

ausführen? 
• Weiß der Mitarbeiter, wer er in dieser Aufgabe ist 

(Rolle: Zuarbeiter, Organisationsmanager)?  
• Versteht der Mitarbeiter den höheren Grund 

seiner Tätigkeit (Kultur, Werte und Zweck der 
Kanzlei)?  

• Kann der Mitarbeiter das, was er tun soll 
(Fähigkeiten)?  

• Weiß er, was er genau tun soll (Tätigkeiten)?  
• Weiß er, bis wann genau und mit wessen Hilfe? 

(Umgebung)?  
• Tipp: Gewähren Sie zeitliche und 

organisatorische Freiräume 
 

8. Rückmeldungen organisieren  
 

Jede Delegation zieht eine Bringschuld der 
Mitarbeiter nach sich. Das heißt: Niemals laufen Sie 
der Kontrolle delegierten Materials hinterher.  
Vereinbaren Sie Meldungen zum Stand der Aufgabe 
und zu ihrer Erledigung mit festen Uhrzeiten, zu 
denen der Mitarbeiter sich bei Ihnen melden muss. 
 
9. Fehlertoleranz erhöhen 

Erlauben Sie Fehler (haftungsrelevante 
ausgenommen) ausdrücklich unter der 
Voraussetzung, dass sie nur einmal vorkommen.  
In schweren Fällen (z.B. falscher Mailanhang an 
Mandanten) sollen Fehler des Mitarbeiters durch 
diesen selbst sofort dem Chef bekannt gegeben und 
jeweils durch den Mitarbeiter selbst 
(Vorschlagspflicht dem Vorgesetzten gegenüber) in 
künftigen Fällen offensiv und bewusst verhindert 
werden. 
In leichten Fällen (z.B. Post falsch einsortiert; ein 
schwerer Fall ist allerdings das Kennzeichnen einer 

 
6 In ihren kongruenten (deckungsgleichen) Rollen sind Anwälte 
erfolgreich. Das heißt: Können, Wollen und Dürfen sind bei 
ihnen gleich stark ausgeprägt. 
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A-Aufgabe als B-Aufgabe7) vereinbaren Sie mit 
Ihren Mitarbeitern, dass diese alle Fehler 
untereinander korrigieren, ohne dass Sie davon etwas 
bemerken. Lassen Sie sich die einfachen 
Fehlerkorrekturen bestenfalls im MMM8 erläutern. 
Loben Sie die unbeschwerte Fehlermeldung aller 
Mitarbeiter, sowohl an Sie auch an deren Kollegen.  

 
10. Externe Delegation – Beispiel Meeting-

Moderation 

Wenn keiner unter dem eigenen Dach eine Sache 
kann, mietet man sich einen, der es kann. Das 
verändert so manchen früheren Problembereich 
schlagartig, wie das Beispiel Partnerversammlung 
zeigt: 
 
Ein geübter externer Moderator von 
Entscheidungsprozessen in den Partnermeetings 
einer Anwaltskanzlei bringt äußerst straffe 
Moderationsregeln mit. Je stärker diese abgelehnt 
werden, desto wichtiger werden sie mutmaßlich. 
 
Wichtig zu wissen: Falls ein seriöser Coach in eine 
solche Moderatoren-Rolle eintritt, verändern sich 
seine Wirkung, seine Rhetorik und seine 
Einsatzwerkzeuge fundamental.  
 
Die Unterschiede zwischen beiden Rollen werden 
schriftlich mitgeteilt; der Coach tritt in die 
Moderatorenrolle nur nach schriftlicher 
Einwilligung der Auftraggeber mit den folgenden 
Regeln9 ein: 
• Das Meeting beginnt auf die Sekunde pünktlich; 

die Schlusszeit wird als erstes festgelegt.  
• Anschließend werden alle Punkte aus der Agenda 

gestrichen, die nicht direkt mit dem heute zu 
entscheidenden Thema verbunden sind.10 

• Diese werden zum nächsten Termin, der als 
nächstes festgelegt wird, entschieden. 

• Unentschuldigt fehlende Entscheider oder jemand, 
der ohne Not das Gremium vor Schluss verlässt, 
verlieren ihre Entscheidungs- und Vetorechte 
beim entsprechenden Thema. 

• Die ZIAKA-Moderationsmethode11 verhindert 
Zeitverschwendung bei den Inhalten: Da die 

 
7 Brauchen die Mitarbeiter eventuell eine Schulung in ABC 
Analyse? 
8 MMM (MontagsMorgenMuntermacher) 
9 Im Laufe von mehr als 20 Jahren durch die Autorin entwickelt. 
Mit allen Vorgehensweisen erklären sich alle Teilnehmer 
einverstanden, lange bevor die extern moderierte Veranstaltung 
beginnt. Sobald das konkrete Ziel der Veranstaltung bekannt ist, 
erhalten alle Teilnehmer Hausaufgaben, um das Thema in einer 
einzigen Sitzung zu lösen. 
10 Tipp: Wenn Sie ein schwieriges Thema entscheiden möchten, 
finden sich keine weiteren Themen auf der Agenda. Das Wort 
Diskussion fehlt in der Einladung ebenfalls. 

Moderation das konkrete Ziel aller Entscheider 
voranstellt, machen nur solche Wortbeiträge Sinn, 
die das Ziel unmittelbar anpeilen.  

• Wortbeiträge, die nicht direkt zur Entscheidung 
beitragen, werden durch Fragetechniken 
präzisiert ("Welche unmittelbare Relevanz hat die 
Antwort auf Ihre Frage zur Zielerreichung X?"), 
verschoben oder ggf. ganz zurückgewiesen (und 
in dem Fall auch nicht protokolliert). 

• Jeder Einwand eines Sitzungsteilnehmers zieht 
unmittelbar einen besseren Vorschlag durch ihn 
selbst – oder durch die Gruppe – nach sich, der 
das Ziel besser zu erreichen hilft. Gibt es einen 
solchen besseren Vorschlag nicht, gilt der 
Einwand als nicht existent und wird an diesem 
Tag nicht protokolliert. 

• Das Protokoll wird umschichtig verfasst, an alle 
Teilnehmer bis zum nächsten Mittag gemailt und 
beim nächsten Mal (falls es ein nächstes Mal 
geben muss) von allen wieder mitgebracht. Kein 
Inhalt aus diesem Protokoll wird beim nächsten 
Mal wiederholt. Wer unentschuldigt gefehlt hat, 
kann zu diesem Protokoll keine Änderungsanträge 
stellen oder die Ergebnisse des Meetings kritisch 
hinterfragen.  

• Alle Ergebnisse (nicht das komplette Protokoll) 
aus Führungsmeetings mit einem mittelbaren oder 
unmittelbaren, sofortigen oder künftigen Effekt 
auf angestellte Anwälte oder Nichtjuristen 
(Assistenz, HR, IT, Marketing) werden diesen – 
ggfs. mit Delegationsaufgaben und deren 
Kontrolle – mitgeteilt.  

• Einer der Entscheider wird zu diesem Zweck für 
mindestens ein Jahr als Botschafter und ständiger 
Ansprechpartner für die Weitergabe von 
Beschlüssen an Mitarbeiter bestimmt.  
 

 

* Anwaltstrainerin, busmann training®, 
Hamburg 
info@busmann-training.de 

 

 

Chefsache Anwaltscoaching" von Johanna 
Busmann 
Dieser Text ist ein gekürzter Auszug aus dem neuen 
Buch von Johanna Busmann "Chefsache 
Anwaltscoaching" (2022, Berliner Wissenschafts-
Verlag). 
Leseproben und Bestellung: https://www.anwalts-
coach.de/chefsache-anwaltscoaching/ 

 
11 Das Modell ZIAKA (aus "Team-Coaching: Gemeinsam zum 
Erfolg" 1994 von Dietrich Buchner) bündelt die Ressourcen aller 
Beteiligten, verhindert Schuldzuweisungen, gibt keine 
Gelegenheit für den Blick zurück und sanktioniert schon den 
bloßen Versuch von Umwegen, Ego-Gewohnheiten oder 
Nebelkerzen. Der Moderator gibt anfangs diese Reihenfolge 
bekannt und erklärt jeden Punkt: Z – Ziel,  I – Ideen,  A – 
Auswahl,  K – Konzept, A – Aktion. 
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Das Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG) – Bedeutung für das Gesellschaftsrecht1 
 

Julian Walter Maurer * 
 

I. Einleitung 
 
Spätestens1 seit Ausbruch der globalen Coronavirus-
Pandemie im Jahre 2020 ist die Notwendigkeit der 
Schaffung einer umfassenden Digitalisierung von 
öffentlicher Verwaltung und Justiz auch in der 
breiten Bevölkerung angekommen. Während 
papierlose Arbeitsvorgänge in einem Großteil der 
privatwirtschaftlichen Unternehmen des Landes 
bereits als “State of the art” galten, blieben, trotz 
merklich steigender Digitalisierungsbemühungen der 
öffentlichen Hand, digitale Lösungen in Justiz und 
Verwaltung in der Unterzahl. 
 
Bereits vor Ausbruch der Coronavirus-Pandemie 
erkannten politische Akteure auf Landes-, Bundes- 
und europäischer Ebene den dringenden 
Handlungsbedarf und schufen entsprechende 
Verordnungen, Richtlinien und Gesetze, welche die 
Digitalisierung verschiedener Bereiche von Justiz 
und Verwaltung vorantreiben sollten. Insbesondere 
im Unternehmensrecht mit seinen vielfältigen 
Verwaltungs- und Justizkontakten darf man sich 
durch eine fortschreitende Digitalisierung vor allem 
signifikante Kosten- und Zeitersparnisse, sowohl auf 
Unternehmens- als auch auf Behördenseite, 
erhoffen.2 Die Digitalisierungsbemühungen in 
Hinblick auf das Gesellschaftsrecht mündeten auf 
europäischer Ebene in der Verabschiedung der sog. 
Digitalisierungsrichtlinie. 
 
Die vorliegende Ausarbeitung untersucht die 
Bedeutung des Inkrafttretens des Gesetzes zur 
Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie für das 
Gesellschaftsrecht und fokussiert sich dabei 
einerseits auf die materiellen gesellschaftsrechtlichen 
Änderungen und Neuerungen sowie andererseits auf 
die mit dem Gesellschaftsrecht eng verknüpften 
jeweiligen verfahrensrechtlichen Aspekte.  
 
Im Rahmen des Beitrags werden zunächst die 
Hintergründe des DiRUG erläutert und die für das 
Gesellschaftsrecht relevanten Aspekte der 
Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie besprochen. 

 
1 Bei vorliegendem Beitrag handelt es sich um die verkürzte und 
aktualisierte Version einer im Sommersemester 2022 an der 
Juristischen Fakultät der Universität Augsburg eingereichten und 
verteidigten Seminararbeit im Schwerpunktbereich Gesellschafts-
, Bank- und Kapitalmarktrecht. Der Verfasser dankt Prof. Dr. 
Raphael Koch, LL.M. (Cambridge), EMBA in diesem 
Zusammenhang für die Betreuung sowie die freundliche 
Überlassung des Themas. Sämtliche Onlinequellen wurden 
zuletzt am 20.09.2022 abgerufen. 
2 Thiel/Nazari-Khanachayi RDi 2021, 134 (135) Rn. 4 u. 5. 

Anschließend erfolgt die Darstellung der aus Sicht 
des Verfassers besonders interessanten Kritikpunkte 
am Regelungsumfang des DiRUG unter 
Berücksichtigung des Meinungsstands von 
Wissenschaft und Praxis, welche stellenweise durch 
die Entwicklung eigener Lösungsansätze ergänzt 
werden. 
 
II. Hintergrund des DiRUG 
 
Im Rahmen der Einführung des Gesetzes zur 
Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie setzt der 
deutsche Gesetzgeber die Richtlinie (EU) 2019/1151 
(Digitalisierungsrichtline) vom 20. Juni 2019 zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 
(Gesellschaftsrechtsrichtlinie), als Teil des Company 
Law Packages, in Bezug auf digitale Werkzeuge und 
Verfahren in Bundesrecht um.3 Am 18.12.2020 legte 
das Bundesministerium für Justiz und 
Verbraucherschutz einen ersten Referentenentwurf 
des DiRUG vor.4 Schlüsselkomponente des 
Company Law Package und mithin auch des DiRUG 
ist die Schaffung und Implementierung eines Online-
Gründungsverfahrens für (zunächst ausgewählte) 
Kapitalgesellschaften.5  
 
Der Grundgedanke des Company Law Packages liegt 
vor allem darin, die Gesellschaftsgründung im 
grenzüberschreitenden europäischen Kontext zu 
erleichtern sowie Mindeststandards und 
Schutzmechanismen zur Verhinderung eines 
Missbrauchs des Online-Gründungsverfahrens zu 
definieren.6 Durch entsprechende Öffnungsklauseln 
steht es den Mitgliedsstaaten frei, über den durch das 
Company Law Package definierten Mindeststandard 
weitreichendere Regelungen zu schaffen.7 Die 
Öffnungsklauseln ermöglichen insbesondere, dass 
Rechtsformen wie die AG und KGaA aus dem 
Anwendungsbereich der Onlinegründung 
ausgenommen werden, die Onlinegründung auf 
natürliche Personen beschränkt und Gründungen 
durch juristische Personen, Vollmachtsgründungen 
sowie Sachgründungen ausgeschlossen werden 
können.8 
 
Darüber hinaus soll eine obligatorische Mitwirkung 
des Notars in Fällen der Gesellschaftsgründung 
mittels Mustersatzung, für die Online-Einreichung 

 
3 Omlor DStR 2019, 2544 (2549). 
4 Thiel/Nazari-Khanachayi (Fn. 2), (142) Rn. 47. 
5 Lieder NZG 2018, 1081 (1091). 
6 Lieder (Fn. 5). 
7 Lieder (Fn. 5). 
8 Lieder (Fn. 5). 
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weiterer Dokumente und für die Errichtung von 
Zweigniederlassungen vorgesehen und im Falle 
dessen, dass dies aus zwingenden Gründen des 
Allgemeininteresses gerechtfertigt wäre, die 
physische Anwesenheit von Beteiligten im 
notariellen Verfahren angeordnet werden können.9 

Das Gesetz zur Durchsetzung der 
Digitalisierungsrichtlinie wurde am 10.06.2021 
beschlossen und trat nach erfolgter Billigung des 
Deutschen Bundestags am 25.06.2021 überwiegend 
zum 01.08.2022, bzw. tritt in Teilen erst zum 
01.08.2023, in Kraft. Im Zuge der vorgelagerten 
Diskussionen um den Regelungsgehalt des DiRUG 
sah sich der Gesetzgeber dazu veranlasst, auf 
Forderungen der Wissenschaft und Praxis einzugehen 
und noch vor Inkrafttreten des DiRUG durch das 
Gesetz zur Ergänzung der Regelungen zur 
Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (DiREG) 
umfassende Modifizierungen am DiRUG 
vorzunehmen. 
 
III. Neuerungen des DiRUG 
  
1. Ermöglichung der Online-Gründung von GmbH 

und UG 

Die Gründung einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung sowie die der Rechtsformvariante der 
Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) 
erforderte bislang im Regelfall das persönliche 
Erscheinen der Gründungsgesellschafter zur 
notariellen Beurkundung des zugrundeliegenden 
Gesellschaftsvertrages. Dies ergab sich insbesondere 
aus § 2 Abs. 1 GmbHG a. F., welcher vorsah, dass 
der Gesellschaftsvertrag von sämtlichen 
Gesellschaftern zu unterzeichnen ist (§ 2 Abs. 1 S. 2 
GmbHG a. F.) und dieser der notariellen Form bedarf 
(§ 2 Abs. 1 S. 1 GmbHG a. F.). Die Unterzeichnung 
des Gesellschaftsvertrags konnte durch den oder die 
Gründungsgesellschafter der zu errichtenden 
Gesellschaft persönlich oder gemäß § 2 Abs. 2 
GmbHG a. F. durch einen im Wege einer notariell 
errichteten oder beglaubigten Bevollmächtigung 
eines Dritten durch diesen erfolgen. Nach Maßgabe 
des § 7 Abs. 2 und 3 GmbHG a. F. erfolgt nach 
Unterzeichnung des Gesellschaftsvertrags und 
Leistung der vereinbarten Einlagen die Anmeldung 
der Gesellschaft zum Handelsregister. 
Das Gesetz zur Umsetzung der 
Digitalisierungsrichtlinie sieht nun unter anderem 
vor, die bisherigen Regelungen hinsichtlich der 
Formbedürftigkeit des Gesellschaftsvertrags im Sinne 
des Company Law Packages (Umsetzung des Art. 
13g EU-GesRRL) umzugestalten und § 2 GmbHG 
um einen neuen Absatz 3 zu ergänzen. § 2 Abs. 3 
GmbHG n. F. bildet künftig in Verbindung mit den 

 
9 Lieder (Fn. 5). 

§§ 16a – 16e BeurkG n. F. die Grundlage für die 
Durchführung eines Online-Beurkundungsverfahrens 
zur Gründung einer GmbH oder 
Unternehmergesellschaft.10 
 
Die Schaffung rechtssicherer und zugleich 
zeitgemäßer Gründungsmodalitäten für 
Kapitalgesellschaften im Onlineverfahren ist als einer 
der zentralen Punkte des Company Law Package der 
Europäischen Union zu verstehen, weshalb es nicht 
überrascht, dass es sich bei den Regelungen zur 
Onlinegründung zugleich um die wohl 
meistbeachtete Neuerung des DiRUG handelt.11 
 

Nachfolgend werden die im Zusammenhang mit der 
Schaffung der Möglichkeit der Onlinegründung 
relevanten materiell- und verfahrensrechtlichen 
Aspekte besprochen. 
 
a) Anwendungsbereich und Zulässigkeit einer 

Online-Gründung  

aa) Beurkundung des Gesellschaftsvertrags 
Entgegen der grundsätzlichen Zielvorstellung der 
Europäischen Union, allerdings in Einklang mit den 
in der Digitalisierungsrichtlinie getroffenen 
Bestimmungen, entschied sich die Bundesrepublik 
Deutschland zunächst lediglich für die Einführung 
des Online-Gründungsverfahrens für die Rechtsform 
der GmbH einschließlich der Rechtsformvariante der 
UG. Die gleichzeitige Einführung für die Rechtsform 
der AG sowie der KGaA wurde in Ausübung der 
eingeräumten Opt-out-Option (Art. 13g Abs. 1 
Unterabs. 2 GesRRL) durch den deutschen 
Gesetzgeber ausgeschlossen. Folglich beschränkt 
sich die bundesdeutsche Umsetzung der 
Digitalisierungsrichtlinie auf das Minimum des 
vorgesehenen Anwendungsbereichs.12 
 
Zusätzlich schränkt auch § 2 Abs. 3 GmbHG n. F. die 
Möglichkeit der Online-Gründung in mehrerlei 
Hinsichten ein und sieht keineswegs eine die 
grenzenlose Anwendbarkeit von Online-
Beurkundungen bei GmbH-Gründungen vor.13 § 2 
Abs. 3 GmbHG n. F. beschränkt den 
Anwendungsbereich auf die notarielle Beurkundung 
des Gesellschaftsvertrags sowie im Rahmen der 
Gesellschaftsgründung gefasste Gesellschafterbe-
schlüsse im Falle von Bar- und 
Musterprotokollgründungen, wobei Sachgründungen 
zunächst explizit ausgeschlossen sind. Im Rahmen 
der durch das DiREG eingebrachten Änderungen ist 
jedoch ab 01.08.2023 auch eine GmbH-
Sachgründung im Onlineverfahren vorgesehen, 

 
10 Linke NZG 2021, 309 (310). 
11 Stelmaszczyk/Kienzle ZIP 2021, 765 (766). 
12 Linke (Fn. 10). 
13 Linke (Fn. 10). 
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sofern anderweitige Formvorschriften dem nicht 
entgegenstehen (z. B. bei Einbringung eines 
Grundstücks).14 Hinsichtlich der 
Musterprotokollgründung im vereinfachten 
Verfahren nach § 2 Abs. 1a GmbHG gilt zu beachten, 
dass diese nach Maßgabe des § 2 Abs. 3 S. 3 
GmbHG im Onlineverfahren einerseits mit den 
bereits bestehenden Mustern in der Anlage zum 
GmbHG (Anlage 1 n. F.) ermöglicht wird, 
andererseits allerdings in Anlage 2 zum GmbHG n. 
F. auch zwei weitere Musterprotokolle enthalten sind, 
welche ebenso im Rahmen der 
Musterprotokollgründung herangezogen werden 
können.15 Die beiden neu eingefügten 
Musterprotokolle zeichnen sich insbesondere dadurch 
aus, dass diese nicht auf maximal drei Gesellschafter 
und einen Geschäftsführer beschränkt sind und somit 
die Möglichkeit der Beurkundung des 
Gesellschaftsvertrags mittels Videokommunikations-
mitteln (und auch die Musterprotokollgründung im 
traditionellen Verfahren) auch für 
Gründungsvorhaben mit mehr als drei 
Gesellschaftern und/oder Geschäftsführern 
eröffnen.16 Gleichwohl muss der Vollständigkeit 
halber an dieser Stelle angemerkt werden, dass, im 
Gegensatz zu dem bisher maßgeblichen 
Musterprotokoll, auf die in Anlage 2 zum GmbHG n. 
F. enthaltenen Musterprotokolle nicht die 
Kostenprivilegierung nach § 105 Abs. 6 GNotKG 
anzuwenden ist.17 
 
bb) Beurkundung von Gesellschafterbeschlüssen 
§ 2 Abs. 3 S. 1 GmbHG n. F. sieht neben der 
Möglichkeit der bloßen Beurkundung des 
Gesellschaftsvertrags mittels 
Videokommunikationsmitteln auch die Online-
Beurkundung der im Rahmen der Gründung der 
Gesellschaft gefassten Beschlüsse der Gesellschafter 
vor.  
 
War die Online-Beurkundung satzungsändernder 
Beschlüsse im DiRUG zunächst nicht vorgesehen18, 
sorgten die im Rahmen des DiREG vorgenommenen 
Modifizierungen dafür, auch einstimmige 
Gesellschafterbeschlüsse in den Kreis online 
beurkundbarer Beschlüsse aufzunehmen. Mithin sind 
ab 01.08.2023 nicht nur in direktem 
Gründungszusammenhangs stehende Beschlüsse, 
sondern vielmehr auch einstimmige 
satzungsändernde Beschlüsse der Gesellschafter 

 
14 Vgl. hierzu auch ausführlich Lieder ZRP 2022, 102 (103). 
15 Kienzle DNotZ 2021, 590 (593); Stelmaszczyk/Kienzle (Fn. 
11), (774). 
16 Kienzle (Fn. 15). 
17 Kienzle (Fn. 15); vgl. BT-Drucks. 19/28177, S. 162. 
18 Vgl. zur initialen Regelung vor Modifizierung durch das 
DiREG insbesondere Heinze, in: MüKo-GmbHG, § 2 Rn. 335 u. 
337; BT-Drucksache 19/28177, S. 161. 

online beurkundbar, sofern sie einvernehmlich 
zusammenwirken und einen gemeinsamen Zweck 
verfolgen. Nicht umfasst von der Online-
Beurkundungsmöglichkeit sind jedoch besonders 
komplexe bzw. kontroverse Sachverhalte sowie 
Umwandlungsbeschlüsse, für welche weiterhin eine 
Beurkundung in Präsenzform vorgesehen ist. 
 
Beschlüsse hingegen, wie jene zur Erteilung einer 
besonderen Vertretungsbefugnis (Befreiung von den 
Beschränkungen des § 181 BGB oder die Erteilung 
einer Einzelvertretungsmacht), welche die erste 
Geschäftsführerbestellung lediglich ergänzen, dürften 
im Wege des neuen Onlineverfahrens bereits am 
01.08.2022 unproblematisch beurkundbar sein.19 
Gleiches gilt bereits aus strukturellen Überlegungen 
für etwaige Geschäftsordnungsbeschlüsse oder 
Beschlüsse über die Befreiung eines 
Wettbewerbsverbotes, da die Rechtsverhältnisse 
zwischen Gesellschaft und Geschäftsleitung darüber 
hinaus regelmäßig als mit der Gesellschaftsgründung 
in engem Zusammenhang stehend betrachtet werden 
können.20 Beschlüsse über die Bestellung von 
Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten dürften 
aufgrund des natürlichen Zusammenhangs mit der 
Gesellschaftsgründung ebenso im Rahmen der 
Onlinegründung beurkundbar sein.21 Durch die 
grundsätzliche Ermöglichung der Beurkundung von 
im Rahmen der Gründung der Gesellschaft gefassten 
Gesellschafterbeschlüssen ergibt sich allerdings kein 
neues Formerfordernis für derartige Beschlüsse.22 Im 
Gegenteil macht die getroffene Neuregelung deutlich, 
dass der Anwendungsbereich der Onlinebeurkundung 
abschließend geregelt ist und nicht formbedürftige 
Rechtsgeschäfte nur dann im Rahmen der 
Onlinegründung beurkundet werden können, insofern 
deren Anwendungsbereich explizit eröffnet ist.  
 
Änderungen der Verfügungen des 
Gesellschaftsvertrags, wie auch ein möglicher 
Gesellschafterwechsel, noch vor Eintragung in das 
Handelsregister sind jedoch auch von der Schaffung 
der Online-Beurkundungsmöglichkeit umfasst.23 
Man könnte zunächst annehmen, dass insbesondere 
ein Gesellschafterwechsel, also eine Übertragung von 
Geschäftsanteilen (§ 15 GmbHG), als auch eine 
Änderung des Gesellschaftsvertrags 
(Satzungsänderung, § 53 GmbHG) im 
Onlineverfahren nicht beurkundbar wären, was im 
Regelfall auch den Tatsachen entspricht. Zu beachten 
ist jedoch, dass es sich bei der Mitgliedschaft im 
Stadium der Vor-GmbH noch nicht um 

 
19 Heinze (Fn. 18), Rn. 336. 
20 Heinze (Fn. 18), Rn. 336; Stelmaszczyk/Kienzle GmbHR 2021, 

849 (851); Kienzle (Fn. 15), (594). 
21 Heinze (Fn. 18), Rn. 337. 
22 Kienzle (Fn. 15), (594); BT-Drucks. 19/28177, S. 161. 
23 Heinze (Fn. 18), Rn. 338; Stelmaszczyk/Kienzle (Fn. 20), (852). 
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Geschäftsanteile i. S. d. § 15 Abs. 1 GmbHG handelt 
und Änderungen der Mitgliedschaft bzw. 
gesellschaftsvertraglicher Verfügungen nicht nach 
den §§ 15, 53 GmbHG, sondern vielmehr nach § 2 
Abs. 1 GmbHG erfolgen, woraus sich die 
Anwendbarkeit der Regelung des § 2 Abs. 3 S. 1 
GmbHG ergibt.24 
 
b) Aufnahme der Niederschrift und Feststellung der 

Beteiligten im Verfahren der Onlinebeurkundung 
 
Die Möglichkeit der ausschließlichen elektronischen 
Errichtung sog. einfacher elektronischer Zeugnisse 
ist auf Grundlage des § 39a BeurkG bereits seit 
geraumer Zeit zulässig. § 16b Abs. 1 S. 1 u. Abs. 2 
BeurkG n. F. sehen nun für die Beurkundung von 
Willenserklärungen im notariellen Onlineverfahren 
verpflichtend die Errichtung einer elektronischen 
Niederschrift als originär elektronisches Dokument 
vor. Die Vorschriften über papiergebundene 
Niederschriften im traditionellen Verfahren sind 
gemäß § 16b Abs. 1 S. 2 BeurkG n. F. entsprechend 
auch für die elektronische Niederschrift maßgeblich. 
Abweichungen sind in den § 16b bis 16e BeurkG n. 
F. nur dann vorgesehen, sofern die technischen 
Gegebenheiten des jeweils eingesetzten Verfahrens 
ein abweichendes Vorgehen notwendig machen. 
 
Auch hinsichtlich der notariellen Pflichten 
unterscheiden sich das traditionelle Verfahren und 
das Verfahren der Onlinebeurkundung nicht. Dies 
umfasst insbesondere die Pflicht zur Erforschung des 
wahren Willens der Beteiligten, die 
Identifizierungspflicht, die Pflicht zur Feststellung 
der Geschäftsfähigkeit und alle weiteren Prüfungs- 
und Belehrungspflichten.25  
 
Die Verpflichtung des Notars, die Identität der an der 
Gründung beteiligten Personen festzustellen, ergibt 
sich zum einen aus § 10 Abs. 1 BeurkG. § 16c 
BeurkG n. F. sieht darüber hinaus eine Ergänzung der 
allgemeinen Bestimmungen zur Feststellung der 
Beteiligten vor und schreibt die Heranziehung 
bestimmter elektronischer Identifizierungsmittel vor. 
Der Einsatz elektronischer Identifizierungsmittel 
wird insbesondere deshalb notwendig, um auch im 
Verfahren der Online-Beurkundung die verlässliche 
Identifizierung der beteiligten Akteure 
sicherzustellen.26 
 
Neben den Anforderungen des 
Beurkundungsgesetzes ist die Feststellung der 
Identität der Beteiligten auch aus 
geldwäscherechtlichen Aspekten von besonderer 

 
24 Heinze (Fn. 18), Rn. 338; Stelmaszczyk/Kienzle (Fn. 20), (852). 
25 Kienzle (Fn. 15), (595); BT-Drucks. 19/28177, S. 117. 
26 Linke (Fn. 10), (311). 

Bedeutung.27 Die Gründung und Verwaltung einer 
(Kapital-)Gesellschaft stellen jeweils besonders 
geldwäscherelevante Geschäfte i. S. d. § 2 Abs. 1 Nr. 
10a lit. ee GwG dar, weshalb die notariellen Prüf- 
und Meldepflichten für die erfolgreiche 
Geldwäscheprävention von besonderer Bedeutung 
sind.  
 
Der amtlichen Feststellung der Identität der 
Beteiligten, die zum Teil der Urkunde wird und nach 
§ 415 ZPO den vollen Beweis im Rechtsverkehr 
begründet, kommt dementsprechend im 
Rechtsverkehr eine Schlüsselposition zu. Dies hat 
unter anderem zur Folge, dass die notariell 
vorgenommene Identitätsfeststellung der freien 
richterlichen Beweiswürdigung entzogen wird und 
damit seitens des Gerichts dem Grunde nach als wahr 
hingenommen werden muss.28 Die notariell 
festgestellte Identität der Beteiligten wird im Wege 
des Eintragungsverfahrens nach § 12 HGB seitens 
der Registergerichte ohne weitere Prüfung 
übernommen.29 Die im Handelsregister 
eingetragenen Tatsachen genießen nach § 15 HGB 
öffentlichen Glauben und gelten somit im 
Rechtsverkehr als grundsätzlich richtig. 
 
Wegen der Besonderheiten des Verfahrens der 
Beurkundung mittels Videokommunikationsmitteln, 
beispielsweise in Hinblick auf die fehlende 
Möglichkeit der Echtheitsprüfung von 
Ausweisdokumenten aufgrund deren Haptik und 
Erscheinungsbild, muss der weitreichenden 
Bedeutung der notariellen Identifizierung besondere 
Aufmerksamkeit zukommen.30 Zur Gewährleistung 
einer sicheren Abwicklung der Identitätsfeststellung 
sieht § 16c BeurkG n. F. folglich ein obligatorisches 
zweistufiges Identifizierungsverfahren vor.31  
 
Laut Maßgabe des § 16c BeurkG n. F. soll sich der 
Notar im Rahmen der ersten Identifizierungsstufe 
Gewissheit über die Person der Beteiligten anhand 
eines ihm elektronisch übermittelten Lichtbildes 
sowie eines elektronischen Identitätsausweises nach 
§ 18 PAuswG, nach § 12 eIDKG oder nach § 78 Abs. 
5 AufenthG verschaffen (§ 16c S. 1 Nr. 1 BeurkG n. 
F.). Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, die 
Identifizierung unter Verwendung eines 
elektronischen Identifizierungsmittels vorzunehmen, 
welches von einem Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union ausgestellt wurde und für die Zwecke der 
grenzüberschreitenden Authentifizierung nach Art. 6 
eIDAS-VO anerkannt wird (§ 16c S. 1 Nr. 2 lit. a 

 
27 Kienzle (Fn. 15), (597). 
28 Kienzle (Fn. 15), (597). 
29 Kienzle (Fn. 15), (597). 
30 Kienzle (Fn. 15), (598). 
31 Kienzle (Fn. 15), (598). 
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BeurkG n. F.) und zugleich dem Sicherheitsniveau 
"hoch" im Sinne des Art. 8 Abs. 2 lit. c eIDAS-VO 
entspricht (§ 16 S. 1 Nr. 2 lit. b BeurkG n. F.). 
 
Im Umkehrschluss aus § 16c S. 3 BeurkG n. F. ergibt 
sich, dass der Notar im Rahmen der zweiten 
Identifizierungsstufe dazu verpflichtet ist, das 
Erscheinungsbild der Beteiligten mit den jeweils 
übermittelten Lichtbildern abzugleichen. Das dem 
Notar nach § 16c S. 1 BeurkG n. F. übermittelte 
Lichtbild ist ferner in Einklang mit § 16c S. 2 
BeurkG mit Zustimmung des Inhabers nebst 
Vornamen, Familiennamen und Tag der Geburt aus 
dem elektronischen Speicher- und 
Verarbeitungsmedium eines Personalausweises, 
Passes oder elektronischen Aufenthaltstitels oder 
eines amtlichen Ausweises oder Passes eines anderen 
Staates auszulesen. Die technische Abwicklung des 
Auslesevorgangs im Fernbeurkundungsverfahren 
wird durch ein von der Bundesnotarkammer 
betriebenes Videokommunikationsmittel nach § 78p 
Abs. 2 Nr. 3 BNotO n. F. vorgenommen. Zur 
Nutzung der Anwendung ist auf Beteiligtenseite über 
ein marktübliches Smartphone mit entsprechend 
installierter App hinaus keine besondere technische 
Vorrichtung vorzuhalten.32 Aufgrund seiner 
Fälschungsanfälligkeit kann das Ausleseverfahren 
jedoch nicht durch das sog. Video-Ident-Verfahren 
(bloßes Abfilmen des amtlichen Ausweisdokuments 
mittels Webcam) ersetzt werden.33 
 
c) Ermöglichung der gemischten Beurkundung 
 
§ 16e BeurkG n. F. erlaubt ausdrücklich die 
Möglichkeit der sog. gemischten Beurkundung und 
sieht entsprechend vor, dass im Falle einer 
Beurkundung mit einem Teil der Beteiligten, welche 
beim Notar körperlich anwesend sind, und mit dem 
anderen Teil der Beteiligten welche mittels 
Videokommunikationsmitteln zugeschaltet sind, 
zusätzlich zu der elektronischen Niederschrift mit 
den körperlich anwesenden Beteiligten eine 
inhaltsgleiche Niederschrift nach § 8 BeurkG 
aufzunehmen ist und darüber in der elektronischen 
Niederschrift ein entsprechender Vermerk 
vorzunehmen ist (§ 16e Abs. 1 BeurkG n. F.). 
Darüber hinaus bestimmt § 16e Abs. 2 BeurkG n. F., 
dass beide Niederschriften gemeinsam zu verwahren 
sind. Beide Niederschriften müssen somit unter 
derselben Urkundennummer verwahrt und nach § 
78h Abs. 3 S. 1 BNotO technisch verknüpft 
werden.34 
 

 
32 Kienzle (Fn. 15), (598). 
33 Kienzle (Fn. 15), (598). 
34 Kienzle (Fn. 15), (601). 

Zweifel bestehen gegenwärtig noch hinsichtlich der 
Beurteilung der Frage, ob im Falle der gemischten 
Beurkundung die elektronische Niederschrift, die 
papiergebundene Niederschrift oder gar beide 
Niederschriften zu verlesen sind. Der Umstand, dass 
elektronische und papiergebundene Niederschrift 
nach § 16e Abs. 1 S. 1 BeurkG n. F. jedoch 
gleichrangig nebeneinanderstehen und beide 
Niederschriften inhaltsgleich sind, spricht jedoch 
dafür, die Entscheidung, welche Version der 
Niederschrift verlesen wird, dem beurkundenden 
Notar zu überlassen.35 Eine einmalige und 
gemeinsame Verlesung der elektronischen und 
papierhaften Niederschrift sollte ausreichen.36 Zu 
beachten ist jedoch, dass die papierhafte 
Niederschrift vom gefertigten Papierdokument und 
die elektronische Niederschrift vom Bildschirm zu 
verlesen ist.37 
 
d) Sicherstellung eines schnellen Vollzugs der 

Handelsregistereintragung 
 
Eine wichtige verfahrensrechtliche Neuerung im 
Zusammenhang mit der Beurkundung von 
Willenserklärungen in Bezug auf die 
Handelsregistereintragung im neugeschaffenen 
Online-Beurkundungsverfahren ist die Schaffung von 
(teilverbindlichen) zeitlichen Höchstgrenzen bis zur 
effektiven Registereintragung. Hintergrund der 
Festschreibung von zeitlichen Höchstgrenzen sind 
die in Art. 13g Abs. 7 GesRRL festgelegten 
Bestimmungen. Art. 13g Abs. 7 S. 1 GesRRL sieht 
vor, dass die Registereintragung in jenen Fällen, in 
welchen eine Gesellschaft ausschließlich von 
natürlichen Personen unter Verwendung eines 
Musterprotokolls gegründet wird, innerhalb eines 
Zeitraums von fünf Arbeitstagen oder andernfalls 
innerhalb eines Zeitraums von zehn Arbeitstagen zu 
erfolgen hat. Sollte das Verfahren nicht innerhalb der 
genannten Fristen abgeschlossen werden, müssen die 
Gründungsparteien i. S. d. Art. 13g Abs. 7 S. 2 
GesRRL über die Gründe der Verzögerung 
unterrichtet werden. Die Umsetzung in nationales 
Recht erfolgt in Deutschland im Rahmen der 
Umsetzung des DiRUG inhaltsgleich in § 25 Abs. 3 
HRV n. F. 
 
2. Weitere relevante Neuregelungen 
 
a) Öffentliche Beglaubigung mittels 

Videokommunikation 

Bereits seit Inkrafttreten des Gesetzes über 
elektronische Handelsregister und Genossenschafts-
register sowie das Unternehmensregister (EUHUG) 

 
35 Kienzle (Fn. 15), (602). 
36 Heckschen/Knaier NZG 2021, 1093 (1099). 
37 Kienzle (Fn. 15), (602). 
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in den Jahren 2007 bzw. 2008 waren Handels- und 
Genossenschaftsregisteranmeldungen sowie die 
darauf bezugnehmenden Berichtigungen, 
Ergänzungen, Rücknahmen und Widerrufe auf 
Grundlage des § 12 Abs. 1 S. 1 HGB i. V. m. §§ 39a, 
40a BeurkG elektronisch in öffentlich beglaubigter 
Form zum Register aufzugeben.38 Die Umsetzung 
des EUHUG bedeutete allerdings nur eine teilweise 
Digitalisierung des Registerwesens, waren die 
zugrundeliegenden Willenserklärungen doch gemäß 
§ 39 BeurkG papierhaft zu beglaubigen und 
nachgeordnet im Wege einer elektronisch 
beglaubigten Abschrift dieser papierhaften Urkunde 
in die elektronische Form i. S. v. § 39a BeurkG zu 
überführen.39 
 
Im Zuge der Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie 
erfolgt in Deutschland nicht nur die Neuschaffung 
einer Beurkundungsmöglichkeit von 
Onlinegründungsverfahren, sondern mitunter auch 
die erstmalige Schaffung der Möglichkeit, sämtliche 
Eintragungen von Einzelkaufleuten, 
Kapitalgesellschaften, deren Zweigniederlassungen 
sowie jenen von Kapitalgesellschaften aus der 
Europäischen Union sowie dem Europäischen 
Wirtschaftsraum im Wege eines vollständigen 
Online-Beglaubigungsverfahrens vorzunehmen.40 An 
dieser Stelle sei erwähnt, dass sich die 
Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des 
Anwendungsbereichs der Online-Beurkundung für 
eine Minimalumsetzung des europäischen 
Zielstandards entschieden hat.41 
 

Die ungewohnt weite Fassung des § 129 BGB n. F. 
sieht künftig die Möglichkeit der Vornahme einer 
öffentlichen Beglaubigung in Schriftform im 
traditionellen Verfahren (§ 129 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
BGB n. F.) oder in elektronischer Form unter 
notarieller Beglaubigung der qualifizierten 
elektronischen Signatur des Erklärenden (§ 129 Abs. 
1 S. 1 Nr. 2 BGB n. F. i. V. m. § 16c BeurkG n. F.) 
vor, wobei gesetzlich geregelt werden kann, dass eine 
Erklärung nur nach im Wege des traditionellen oder 
im Wege des Onlineverfahrens öffentlich beglaubigt 
werden darf (§ 129 Abs. 1 S. 2 BGB n. F.). Der 
zunächst weit scheinende Anwendungsbereich der 
Online-Beglaubigung wird somit dahingehend 
eingeschränkt, als dass das neue Verfahren nur in 
jenen Fällen anwendbar ist, in welchen dies explizit 
gesetzlich geregelt ist.42 Die Vornahme einer 
öffentlichen Beglaubigung von Willenserklärungen 

 
38 Herrler, in: MüKo-GmbHG, § 78 Rn. 45; Kienzle, in Herrler, 
GesR, § 18a Rn. 66 ff. 
39 Herrler (Fn. 38); Kienzle (Fn. 38). 
40 Stelmaszczyk, in: BeckOGK-AktG, § 36 Rn. 9. 
41 Kienzle (Fn. 15), (590). 
42 Krafka RDi 2022, 86 (87) Rn. 3. u. 4. 

in elektronischer Form ist in der gegenwärtigen 
Fassung des DiRUG lediglich für die Beglaubigung 
von Handelsregisteranmeldungen nach § 12 Abs. 1 S. 
2 HGB n. F. vorgesehen. 
 
Das technische Verfahren zur Vornahme von Online-
Beglaubigungen ist hierbei weitgehend identisch mit 
dem zuvor beschriebenen Verfahren der Online-
Beurkundung.43 Nach Maßgabe des § 40a Abs. 1 S. 1 
Alt. 2 BeurkG n. F. ist im Rahmen des Online-
Beurkundungsverfahrens ebenso das von der 
Bundesnotarkammer zur Verfügung gestellte 
Videokommunikationssystem nach § 78p BNotO n. 
F. zu verwenden. Zu beachten gilt allerdings, dass die 
öffentliche Beglaubigung nach § 129 Abs. 1 Nr. 2 
BGB n. F. lediglich die qualifizierte elektronische 
Signatur des Erklärenden im Wege der Anerkennung 
nach § 40a Abs. 1 S. 1 BeurkG n. F. umfasst.44 Der 
im traditionellen Beglaubigungsverfahren nach § 40 
Abs. 1 BeurkG mögliche Vollzug der Unterschrift in 
Gegenwart eines Notars ist im Rahmen der Online-
Beglaubigung ausgeschlossen, nachdem der Notar 
das Anbringen einer elektronischen Signatur nicht 
sinnlich nachvollziehen kann.45 Der notarielle 
Beglaubigungsvermerk umfasst neben der 
qualifizierten elektronischen Signatur des Notars 
alleine die Bestätigung, dass der vor ihm virtuell 
erschienene und eindeutig identifizierte Erklärende 
die auf seinen Namen lautende qualifizierte 
elektronische Signatur anerkennt.46 
 
Insbesondere im grenzüberschreitenden europäischen 
Rechtsverkehr könnte sich die neugeschaffene 
Möglichkeit der Onlinebeglaubigung in 
Registersachen, ebenso wie das Verfahren der 
Onlinebeurkundung von Gründungsakten, als 
besonders vorteilhaft erweisen. Bisher konnten zwar 
Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister 
dem Grunde nach auch im Ausland von einem 
entsprechend ermächtigten Notar beglaubigt werden, 
wobei es sich zur Wahrung der Formerfordernisse 
des § 12 Abs. 1 S. 1 HGB bei der ausländischen 
Beglaubigung um eine echte öffentliche Urkunde 
handeln musste, welche dazu geeignet ist, die 
deutsche Beglaubigung zu substituieren.47 Die 
Substitution i. S. d. Art. 11 Abs. 1 Alt. 1 EGBGB 
setzt wiederum die vollständige Gleichwertigkeit mit 
einer deutschen Beglaubigung voraus, mithin, dass 
die Beglaubigung von einer mit einer entsprechenden 
öffentlichen Befugnis ausgestatteten Urkundsperson 
(i. d. R. Notar) nach dem maßgeblichen 
ausländischen Recht wirksam vorgenommen wurde 

 
43 Stelmaszczyk (Fn. 40), Rn. 8. 
44 Stelmaszczyk (Fn. 40), Rn. 8. 
45 Stelmaszczyk (Fn. 40), Rn. 8. 
46 Stelmaszczyk (Fn. 40), Rn. 8. 
47 Herrler (Fn. 38), Rn. 46; Hertel, in: Staudinger, § 129 Rn. 156 ff. 
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und dass das ausländische Recht der gewählten 
Beglaubigungsform ähnlich der §§ 416, 418, 440 
Abs. 2 ZPO Beweiskraft und Echtheitsvermutung 
zumisst.48 Die in manchen Rechtsordnungen üblichen 
Fernbeglaubigungen und Drittbestätigungen durch 
Unterschriftsleistung sind entsprechen nicht 
substitutionsfähig, sofern es sich hierbei nicht um das 
nationale Pendant zur deutschen Online-
Beglaubigung handelt.49 
 
Durch die Schaffung der Möglichkeit des 
beschriebenen Online-Beglaubigungsverfahrens wird 
nicht nur ausschließlich national tätigen 
Unternehmen geholfen, sondern auch europaweit 
operierenden Unternehmen eine probate Möglichkeit 
an die Hand gegeben, aus dem Ausland in 
Deutschland gültige Willenserklärungen in 
Registersachen abzugeben, ohne auf ein bisweilen 
kompliziertes und vielfach zeitintensiveres 
Auslandsbeurkundungsverfahren mit den 
verbundenen Zusatzkosten (ggf. Apostille, 
Übersetzerkosten etc.) zurückgreifen zu müssen. 
 
b) Neugestaltung der Registerpublizität und des 

Bekanntmachungswesens 
 
aa) Bisherige Regelung und Allgemeines 
Das System der Registerpublizität findet seine 
Regelung in § 15 HGB. Das Handelsregister genießt, 
ähnlich dem Grundbuch (vgl. u. a. §§ 891, 892 
BGB), öffentlichen Glauben, wenngleich der 
Beweiswert der Eintragungen im Handelsregister 
strittig ist.50 Es wird im Sinne der herrschenden 
Lehre vor allem vertreten, dass das Handelsregister 
im Gegensatz zum Grundbuch aufgrund fehlender 
umfassender Prüfung der Anmeldungen keine 
rechtliche Vermutung der Richtigkeit der 
Eintragungen, sondern vielmehr einen 
(erschütterbaren) Beweis des ersten Anscheins 
erzeugt.51 Die Regelungen zur Registerpublizität 
dienen vor allem der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Rechtsverkehrs durch die dreifach gestaffelte 
Publizitätswirkung des Handelsregisters des § 15 
Abs. 1 bis 3 HGB.52 Als Normzweck ist im Ergebnis 
vor allem die Schaffung und Aufrechterhaltung von 
Verkehrssicherheit als Zusammenfassung aus 
Verkehrsschutz und Rechtssicherheit anzusehen.53 
Nach Maßgabe des § 10 HGB gibt das zuständige 
Registergericht die Eintragungen in das 
Handelsregister in dem von der 
Landesjustizverwaltung bestimmten elektronischen 
Informations- und Kommunikationssystem in der 

 
48 Herrler (Fn. 38), Rn. 46; Hertel (Fn. 47). 
49 Herrler (Fn. 38), Rn. 46. 
50 Merkt, in: Hopt-HGB, § 15 Rn. 1. 
51 Merkt (Fn. 50), § 9 Rn. 14; Canaris HandelsR, § 4 Rn. 14. 
52 Merkt (Fn. 50), § 15 Rn. 1. 
53 Krebs, in: MüKo-HGB § 15 Rn. 9. 

zeitlichen Folge ihrer Eintragung nach Tagen 
geordnet bekannt. 
bb) Charakteristika der Neugestaltung 
Im Rahmen der Umsetzung der 
Digitalisierungsrichtlinie kommt es zu 
umfangreichen Änderungen in Hinblick auf 
Registerpublizität und Bekanntmachungswesen. Das 
DiRUG sieht vor, dass die Regelungen hinsichtlich 
des Bekanntmachungswesens durch Änderung des § 
10 HGB an die Anforderungen der 
Digitalisierungsrichtlinie angepasst werden. Die 
Neufassung des § 10 HGB sieht vor, dass 
Eintragungen in das Handelsregister sowie 
Registerbekanntmachungen durch ihre erstmalige 
Abrufbarkeit über ein neu einzuführendes 
elektronisches Informations- und 
Kommunikationssystem bekannt gemacht werden (§ 
10 Abs. 1 HGB n. F.). Die Eintragungen und 
eingereichten Dokumente, welche der 
unbeschränkten Einsichtnahme unterliegen, sind in 
diesem Zuge unverzüglich nach Eintragung in das 
Handelsregister zum Abruf über das elektronische 
Informations- und Kommunikationssystem 
bereitzustellen (§ 10 Abs. 2 HGB n. F.), wobei das 
Registergericht in gesetzlich bestimmten Fällen im 
elektronischen Informationssystem sonstige oder 
zusätzliche Tatsachen (i. S. einer 
Registerbekanntmachung) bekanntmachen kann (§ 10 
Abs. 2 HGB n. F.). Des Weiteren verschiebt sich der 
Zeitpunkt der Bekanntmachung bereits auf den 
Ablauf des Tages der Eintragung bzw. 
Registerbekanntmachung (§ 10 Abs. 4 S. 1 HGB n. 
F.). Ausnahmen hiervon bestehen, sofern 
nachgewiesen werden kann, dass der Abruf der 
Eintragung oder Registerbekanntmachung bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt möglich war (§ 10 Abs. 4 
S. 2 Nr. 1 HGB n. F.) oder erstmalig zu einem 
späteren Zeitpunkt möglich war (§ 10 Abs. 4 S. 2 Nr. 
2 HGB n. F.). Auch § 15 HGB erfährt in diesem 
Zuge eine umfangreiche Novellierung. Der geänderte 
§ 15 Art. 3 HGB stellt nun folgerichtig nicht mehr 
auf die unrichtige Bekanntmachung, sondern auf eine 
unrichtige Eintragung ab, um die Rechtsfolge der 
positiven Publizität auszulösen. Außerdem wird ein 
neuer Absatz 5 angefügt, welcher regelt, dass die 
Rechtsfolgen der Absätze 1 bis 3 nicht auf den im 
Hinblick auf die im Registerblatt einer 
Kapitalgesellschaft eingetragenen Informationen über 
eine Zweigniederlassung der Gesellschaft im 
Ausland gelten.  
 
Die Neuregelung der Registerpublizität und des 
Bekanntmachungswesens zeichnen sich in 
besonderem Maße durch die Abschaffung der 
Dopplung von Registereintragung und medialer 
öffentlicher Bekanntmachung im Bundesanzeiger 
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aus.54 Der Verzicht auf die obligatorische 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger wurde in der 
Vergangenheit aus guten Gründen bereits vielfach 
gefordert.55 
 
Die Zusammenlegung von Eintragung und 
Bekanntmachung in Form der erstmaligen 
Abrufbarkeit im Kommunikations- und 
Informationssystem bedeuten aus Unternehmenssicht 
vor allem eine zeitliche Verkürzung und somit die 
Eröffnung einer effizienteren und zeitgemäßen 
Handlungsmöglichkeit, aus Sicht der 
Justizverwaltung wohl eine nicht zu unterschätzende 
Steigerung der Verwaltungseffizienz.  
 
In Konsequenz bedeutet die Einführung des neuen 
Informations- und Kommunikationssystems auch 
zwangsläufig die Abschaltung des bisher 
bestehenden bundesweiten 
Bekanntmachungsportals.56 Über das neu 
geschaffene Informations- und 
Kommunikationssystem wird allerdings der 
kostenfreie individuelle Abruf von 
Handelsregisterinformationen für jedermann 
ermöglicht werden.57 Der bisher verwendete 
Bekanntmachungsbegriff entspricht entsprechend 
vorangegangener Erläuterungen nicht mehr dem 
Leitbild der Digitalisierungsrichtlinie.58 Zur 
Beibehaltung des rechtlichen Elements der 
Bekanntmachung entschied sich der deutsche 
Gesetzgeber ausdrücklich für die Definition der 
Bekanntmachung als erstmalige öffentliche 
Abrufbarkeit der Registereintragung (§ 10 Abs. 1 
HGB n. F.).59 
 
c) Grenzüberschreitender Informationsaustausch über 

inhabile Geschäftsleiter 
 
Das Gesetz zur Umsetzung der 
Digitalisierungsrichtlinie sieht darüber hinaus die 
Schaffung der Voraussetzungen eines 
grenzüberschreitenden Informationsaustauschs über 
inhabile, sog. “disqualifizierte” Geschäftsleiter vor.  
Bereits vor Inkrafttreten kannte man in Deutschland 
und zahlreichen anderen europäischen 
Rechtsordnungen Bestellungsverbote. Die 
Bestellungsverbote des deutschen 
Kapitalgesellschaftsrechts sollen vor allem die 
Bestellung jener Personen zum Geschäftsführer einer 
GmbH oder zum Mitglied des Vorstands einer AG 

 
54 Krafka (Fn. 42), (88) Rn. 7. 
55 Lieder DNotZ 2021, 830 (831); Bock, S. 656; Wedemann, in: 
FS-Seibert 1073 (1084). 
56 Lieder (Fn. 55). 
57 Krafka (Fn. 42), (88) Rn. 9. 
58 Omlor/Blöcher DStR 2021, 2352 (2345); Knaier GmbHR 
2021, 169 (181); Schmidt ZIP 2021, 112 (118). 
59 Krafka (Fn. 42), (88) Rn. 7. 

verhindern, sofern gegen die betroffenen Personen 
rechtskräftige Verurteilungen wegen bestimmter 
Delikte, vornehmlich aus dem Wirtschaftsstrafrecht, 
vorliegen (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 GmbHG, § 76 Abs. 3 
S. 2 Nr. 3 AktG) oder gegen diese ein gerichtliches 
oder behördliches Berufs- oder Gewerbeverbot 
verhängt wurde (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GmbHG, § 76 
Abs. 3 S. 2 Nr. 2 AktG).60  
 
Im Rahmen der Modernisierung des 
Gesellschaftsrechts durch das MoMiG wurden auch 
ausländische strafrechtliche Verurteilungen 
ausdrücklich in die Inhabilitätsvorschriften des 
deutschen Kapitalgesell-schaftsrechts mit einbezogen 
(§ 6 Abs. 2 S. 3 GmbHG, § 76 Abs. 3 S. 3 AktG), 
wobei die Forderung, auch Berufs- oder 
Gewerbeverbote ausländischer Stellen ausdrücklich 
einzubeziehen, wobei dies bisher als zu weitgehend 
abgelehnt wurde.61 
 
Im Zuge dessen sieht der neugeschaffene § 9c HGB 
vor, dass das Unternehmensregister als zuständige 
Stelle für die Beantwortung eines über eine neue 
zentrale europäische Plattform eingehenden 
Informationsersuchens eines EU- oder EWR-Staates 
hinsichtlich des Vorliegens von Disqualifikations-
tatbeständen fungieren soll, welche von Relevanz für 
die Eignung einer Person als Geschäftsführer einer 
GmbH (§ 9c Abs. 1 S. 1 Nr. 1 HGB n. F.) oder als 
Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft (§ 9c 
Abs. 1 S. 1 Nr. 2 HGB n. F.). sind. Die zur 
Weitergabe erforderlicher Informationen 
notwendigen Auskünfte erhält die zuständige Stelle 
aus dem Bundeszentralregister sowie aus dem 
Gewerbezentralregister (§ 9c Abs. 2 HGB n. F.).  
 
Die zuständige Stelle führt ferner auf Anfrage eines 
Registergerichts ein entsprechendes 
Informationsersuchen gegenüber anderen EU-/EWR-
Staaten durch und leitet die erhaltenen Informationen 
an das anfragende Registergericht weiter (§ 9c Abs. 1 
S. 2 HGB n. F.). Zu beachten gilt, dass die 
Beantwortung des Auskunftsersuchens lediglich die 
positive oder negative Information erhalten darf, ob 
ein Bestellhindernis vorliegt und entsprechende 
Informationen im Bundeszentralregister oder 
Gewerbezentralregister enthalten sind (§ 9c Abs. 4 S. 
1 Nr. 1 u. 2 HGB n. F.). Die Weitergabe 
weitergehender Informationen über eine 
Disqualifikation der betroffenen Person (z. B. eine 
Spezifikation des genauen Straftatbestands) ist nicht 
vorgesehen (§ 9c Abs. 4 S. 2 HGB n. F.). Mit der 
Neuregelung wird das Ziel der 
Digitalisierungsrichtlinie, die Ermöglichung eines 
europaweiten Abgleichs der Disqualifikation 

 
60 Ego, in: MüKo-AktG, Rn. 513. 
61 Ego (Fn. 60), Rn. 514. 
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einzelner Personen für das Amt als organschaftlicher 
Vertreter einer Kapitalgesellschaft zunächst erfüllt.62  
 
Zu beachten ist allerdings, dass es weiterhin an einer 
europaweiten Harmonisierung der Disqualifikations-
tatbestände fehlt und bisher keine ausdrückliche 
Regelung hinsichtlich der Frage besteht, ob im Falle 
der Niederlassung einer EU-/EWR-
Auslandsgesellschaft die Inhabilitätsvorschriften 
Deutschlands oder des jeweiligen Sitzlandes 
einschlägig sind.63 
 
d) Grenzüberschreitender Informationsaustausch über 

Zweigniederlassungen 
 
Auch hinsichtlich des grenzüberschreitenden 
Informationsaustauschs über Zweigniederlassungen 
sieht die Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie 
interessante Änderungen des Handelsgesetzbuchs 
vor.  
Unter einer Zweigniederlassung kann man 
entsprechend des handelsrechtlichen Zweignieder-
lassungsbegriffs aus § 13 HGB jenen von der 
Hauptniederlassung räumlich getrennten Betrieb mit 
selbständiger Organisation, besonderem 
Geschäftsvermögen und gesonderter Buchführung 
verstehen, dessen Leiter zur selbständigen 
Durchführung gleichartiger Geschäfte wie jener der 
Hauptniederlassung befugt ist.64 Das europäische 
System der Registervernetzung war bereits bisher in 
§ 9b HGB geregelt.  
 
Das DiRUG sieht nun unter anderem vor, dass 
seitens des deutschen Registergerichts an die zentrale 
europäische Plattform zur Registervernetzung 
Informationen über die Eintragung der Errichtung 
einer Zweigniederlassung sowie die Eintragung der 
Aufhebung einer Zweigniederlassung (§ 9b Abs. 2 
Nr. 5 HGB n. F.) sowie die Änderung der Firma der 
Gesellschaft oder Zweigniederlassung (§ 9b Abs. 2 
Nr. 6 lit. a HGB n. F.), ihres Sitzes oder ihrer 
Geschäftsanschrift (§ 9b Abs. 2 Nr. 6 lit. b HGB n. 
F.), der Rechtsform der Gesellschaft (§ 9b Abs. 2 Nr. 
6 lit. c HGB n. F.), der Eintragungsnummer von 
Gesellschaft oder Zweigniederlassung (§ 9b Abs. 2 
Nr. 6 lit. d HGB n. F.) oder die Änderung jener 
Personen, welchen die gesetzlich vorgesehene 
Geschäftsleitungsbefugnis obliegt (§ 9b Abs. 2 Nr. 6 
lit. e HGB n. F.), übermittelt werden. In Bezug auf 
Zweigniederlassungen, welche dem Recht eines 
anderen EU-/EWR-Mitgliedsstaates unterliegen und 
welche von einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im 
Inland errichtet wurden, verfügt der neu gefasste 
§13a Abs. 2 HGB, dass die 

 
62 Krafka (Fn. 42), (88) Rn. 13. 
63 Ego (Fn. 60), Rn. 514. 
64 Marcks, in: Landmann/Rohmer-GewO, § 14 Rn. 44a. 

Landesjustizverwaltungen entsprechend sicherstellen, 
dass die Daten der Zweigniederlassungen, welche im 
Rahmen des europäischen Systems der 
Registervernetzung gemäß § 9b HGB n. F. 
empfangen werden, an das jeweilige für die 
Gesellschaft zuständige Registergericht weitergeleitet 
werden. Das zuständige Registergericht bestätigt i. S. 
d. § 13a Abs. 3 HGB n. F. den Eingang der Daten 
und trägt unverzüglich von Amts wegen die 
erhaltenen Daten (Errichtung, Firma, 
Geschäftsanschrift, Eintragungsnummer, einheitliche 
europäische Kennung, ggf. Aufhebung oder 
Löschung der Zweigniederlassung) in das 
Registerblatt der Gesellschaft ein. 
 
Die Neufassung des § 13a HGB bedeutet die 
erstmalige Regelung der registerrechtlichen 
Behandlung ausländischer Zweigniederlassungen 
einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im Inland.65 Bisher 
war die Eintragung ausländischer 
Zweigniederlassungen inländischer Unternehmen 
nicht möglich.66 Aufgrund des Umstandes, dass sich 
das Anmelde- und Eintragungsverfahren 
ausländischer Zweigniederlassungen weiterhin nach 
dem jeweils geltenden nationalen Recht richtet, wird 
kein separates Anmelde- und Eintragungsverfahren 
in Deutschland geschaffen, sondern vielmehr auf 
Informationen aus dem Europäischen System der 
Registervernetzung gesetzt.67 Im Umkehrschluss 
bedeutet dies allerdings auch die ausschließliche 
Eröffnung des Anwendungsbereichs des § 13a HGB 
n. F. für am Europäischen System der 
Registervernetzung teilnehmende Staaten.68 
 
3. Sonstige Neuregelungen 
 
Neben den bereits beschriebenen Neuerungen, 
welche aufgrund ihres Regelungsgehalts eine 
besondere Bedeutung für das Gesellschaftsrecht 
haben, sieht das DiRUG auch weitere Neuregelungen 
vor, welche das Kerngesellschaftsrecht nicht oder nur 
geringfügig tangieren und auf welche in Hinblick auf 
den Umfang sowie unter Berücksichtigung des 
Themenschwerpunkts des vorliegenden Beitrags 
nicht vertieft eingegangen wird. Dem interessierten 
Leser wird in diesem Zusammenhang die Lektüre 
von Heckschen/Knaier NZG 2022, 885 ff. sowie 
Lieder ZRP 2022, 102 ff. empfohlen. 
 
IV. Rezeption und kritische Würdigung 
 
1. Begrenzung des Anwendungsbereichs der Online-

Beurkundung 
 

 
65 Linke (Fn. 10), (314). 
66 Linke (Fn. 10), (314). 
67 Linke (Fn. 10), (315). 
68 Linke (Fn. 10), (315). 
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Im Rahmen der vorangegangenen Ausführungen 
konnte bereits dargestellt werden, dass der durch das 
DiRUG vorgesehene Anwendungsbereich der 
Online-Beurkundung zumindest anfänglich materiell 
verhältnismäßig stark eingeschränkt ist. Umfassend 
diskutiert wurden insbesondere die Einschränkung 
des Anwendungsbereichs auf die Bargründung mit 
und ohne Musterprotokoll und somit der faktische 
Ausschluss einer möglichen Sachgründung per 
Onlineverfahren sowie der Ausschluss der 
Beurkundung weiterer konstitutiver Akte im Rahmen 
eines Unternehmenslebens (insbesondere mögliche 
Anteilsübertragungen, Satzungsänderungen, 
Kapitalmaßnahmen oder auch die Sitzverlegung). 
Sobald, beispielsweise im Wege einer Startup-
Gründung, zumindest ein Gesellschafter seine 
Mitgliedschaft mittels Sacheinlage begründen 
möchte, scheidet die Möglichkeit der 
Onlinebeurkundung aus.69 Positiv zu würdigen ist 
jedoch, dass der Gesetzgeber auf die geäußerte Kritik 
eingegangen ist und einfache Sachgründungen ab 
01.08.2023 auch im Online-Verfahren zulässig sein 
werden. 
 
Hinsichtlich des anfänglichen Ausschlusses einer 
Beurkundungsmöglichkeit von Anteilsübertragungen, 
Satzungsänderungen, Kapitalmaßnahmen, 
Sitzverlegungen oder vergleichbarer Akte wurde 
zutreffend kritisiert, dass es auch in Hinblick auf die 
notarielle Aufklärungs- und Warnfunktion nicht 
nachvollziehbar erschien, einerseits – trotz der für die 
Beteiligten oftmals gänzlich neuen Situation – die 
notarielle Beurkundung des Gründungsaktes im 
elektronischen Format ohne physische 
Zusammenkunft zuzulassen, für die Beurkundung 
etwaiger Folgeakte jedoch das traditionelle 
Beurkundungsverfahren in Präsenzform 
vorzuschreiben.70 Dies führte beispielsweise im Falle 
der Gründung und Verwendung von 
Vorratsgesellschaften typischerweise zu der 
Problematik, dass zwar deren Gründung im 
Onlineverfahren ermöglicht würde, für die 
Aktivierung jedoch regelmäßig eine 
Satzungsänderung und somit eine 
Präsenzbeurkundung notwendig gemacht werden 
würde.71 Ein entsprechender Anpassungs- und 
Öffnungsbedarf wurde auch bereits während der 

 
69 Deutsches Aktieninstitut, 
https://www.dai.de/fileadmin/user_upload/210115_Stellungnahm
e_des_Deutschen_Aktieninstituts_zum_DiRUG_RefE.pdf,  S. 6. 
70 Deutsches Aktieninstitut, (Fn. 69), S. 5 u. 6; BDI, 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellun
gnahmen/2021/Downloads/0127_Stellungnahme_BDI_RefE_%2
0Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2, S. 3 
u. 4. 
71 Heinze (Fn. 18), Rn. 340; Deutsches Aktieninstitut, (Fn. 69), S. 
5; Bitkom, https://www.bitkom.org/sites/default/files/2021-
03/bitkom-stellungnahme-zur-umsetzung-der-
digitalisierungsrichtlinie_final.pdf, S. 2. 

Koalitionsverhandlungen der derzeitigen 
Bundesregierung diskutiert. Der Koalitionsvertrag 
der Regierungskoalition sah dementsprechend die 
Erweiterung der Onlinebeurkundungsmöglichkeit auf 
die Gründung mit Sacheinlage sowie die 
Beurkundung weiterer Beschlüsse vor, welcher mit 
dem DiREG Rechnung getragen wurde.72 
 
2. Begrenzung des Anwendungsbereichs der Online-

Beglaubigung 
 
Auch die enge Begrenzung des Anwendungsbereichs 
der Online-Beglaubigung auf Handelsregisteran-
meldungen durch Einzelkaufleute, GmbHs, 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und Europäische Aktiengesellschaften fand 
umfangreiche Rezeption. Durch die beschriebene 
Beschränkung des Anwendungsbereichs blieb die 
deutsche Umsetzung zunächst beim unionsrechtlich 
vorgegebenen Minimum, obwohl eine Erweiterung 
auf andere Rechtsformen wie beispielsweise die 
Offene Handelsgesellschaft oder die 
Kommanditgesellschaft durchaus umsetzbar gewesen 
wären.73  
 
Kritisiert wurde zunächst, dass das Ausbleiben einer 
weitergehenden Umsetzung bereits aus praktischen 
Gründen zu Problemen führen dürfte. Im Falle der 
Gründung einer GmbH & Co. KG könnte die 
Gründung der Komplementär-GmbH vollständig im 
Onlinebeurkundungsverfahren vollzogen werden, 
während die Anmeldung der Kommanditgesellschaft 
einen Präsenztermin notwendig machen würde.74 Die 
Konstruktion der GmbH & Co. KG ist eine 
insbesondere im deutschen Mittelstand sehr beliebte 
Gesellschaftsform und entspricht somit dem Grunde 
nach der Hauptzielgruppe der 
Digitalisierungsrichtlinie, welche vor allem an kleine 
und mittlere Unternehmen adressiert ist.75 Es galt 
folglich zu befürchten, dass bei Ausbleiben einer 
Erweiterung auf andere Rechtsformen der 
gewünschte Erfolg der Digitalisierung der 
Gesellschaftsgründung nicht vollumfänglich eintreten 
kann und sich Gründer einer GmbH & Co. KG im 
Zweifel bereits aus Kosten- und Effizienzgründen für 
einen gemeinsamen Präsenztermin und gegen zwei 
separate Termin im Online- und Präsenzverfahren 

 
72 Koalitionsvertrag 2021, S. 111. 
73 Schmidt NZG 2021, 849 (850); Deutsches Aktieninstitut, (Fn. 
69), S. 7; DIHK, 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellung-
nahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_DIHK_RefE_%20D
igitalisierungsrichtlinie.pdf;jsessionid=D674CFB451081F1A83988F
830FA2B197.2_cid324?__blob=publicationFile&v=2, S. 2. 
74 Schmidt (Fn. 73); Deutsches Aktieninstitut, (Fn. 69), S. 8; 
Bitkom, (Fn. 71), S. 5. 
75 Deutsches Aktieninstitut, (Fn. 69),  S. 7 u. 8.; vgl. Rl. (EU) 
2019/1151, Begründung Nr. 8. 

https://www.dai.de/fileadmin/user_upload/210115_Stellungnahme_des_Deutschen_Aktieninstituts_zum_DiRUG_RefE.pdf
https://www.dai.de/fileadmin/user_upload/210115_Stellungnahme_des_Deutschen_Aktieninstituts_zum_DiRUG_RefE.pdf
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Downloads/0127_Stellungnahme_BDI_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Downloads/0127_Stellungnahme_BDI_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Downloads/0127_Stellungnahme_BDI_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bitkom.org/sites/default/files/2021-03/bitkom-stellungnahme-zur-umsetzung-der-digitalisierungsrichtlinie_final.pdf
https://www.bitkom.org/sites/default/files/2021-03/bitkom-stellungnahme-zur-umsetzung-der-digitalisierungsrichtlinie_final.pdf
https://www.bitkom.org/sites/default/files/2021-03/bitkom-stellungnahme-zur-umsetzung-der-digitalisierungsrichtlinie_final.pdf
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellung-nahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_DIHK_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf;jsessionid=D674CFB451081F1A83988F830FA2B197.2_cid324?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellung-nahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_DIHK_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf;jsessionid=D674CFB451081F1A83988F830FA2B197.2_cid324?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellung-nahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_DIHK_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf;jsessionid=D674CFB451081F1A83988F830FA2B197.2_cid324?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellung-nahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_DIHK_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf;jsessionid=D674CFB451081F1A83988F830FA2B197.2_cid324?__blob=publicationFile&v=2
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entscheiden werden. Die Online-Beglaubigung bleibt 
auch weiterhin auf Handelsregisteranmeldungen 
durch Einzelkaufläute, GmbH und UG, AG, KGaA 
sowie deren Zweigniederlassungen und 
Zweigniederlassungen ausländischer Kapitalgesell-
schaften aus dem EU-/EWR-Raum, beschränkt. 
 
3. Kein vollumfänglicher Beitrag zur 

Internationalisierung 
 
Neben den bisher beschriebenen kritischen Punkten 
fällt weiter auf, dass die Regelungen des DiRUG 
keinen vollumfänglichen Beitrag zur 
Internationalisierung des Gesellschaftsrechts 
enthalten. Insbesondere die Beschränkung der 
Nutzung der neugeschaffenen Online-Beurkundungs- 
und Beglaubigungsverfahren auf Personen, welche 
über eine zugelassene elektronische 
Identifikationsmöglichkeit nach einheitlichem 
europäischen Standard verfügen, somit mithin 
Personen, welche sich auch regelmäßig in der EU 
bzw. Mitgliedsstaaten des EWR aufhalten oder in der 
Vergangenheit regelmäßig aufgehalten haben, macht 
die Nutzung der Onlineverfahren für Beteiligte aus 
Drittstaaten zu keiner wahren Alternative.76 Dieser 
Umstand führt zu dem Ergebnis, dass die 
rechtssichere Beurkundung eines 
Gesellschaftsvertrags in einem solchen Fall lediglich 
im Inland vor dem zuständigen Notar im 
Präsenzverfahren oder aber im Ausland i. d. R. durch 
deutsche Konsularbeamte nach § 10 KonsularG 
vorgenommen werden kann.77  
 
In beiden Fällen entstehen regelmäßig erhebliche 
Kosten und Zeitverzögerungen, welche im Wege des 
Onlineverfahrens vermieden werden könnten.  
 
Gleichwohl erscheint es dem Verfasser 
nachvollziehbar, dass dem Gesetzgeber daran 
gelegen ist, keine “Schlupflöcher” zu eröffnen, durch 
welche Möglichkeiten geschaffen werden, über die 
wahre Identität eines Gründungsbeteiligten zu 
täuschen.  
 
Ein möglicher Lösungsvorschlag der Problematik 
könnte nach Ansicht des Verfassers vorsehen, dass 
entweder sichere elektronische Identifikationsmittel 
von Drittstaaten, welche dem europäischen 
Sicherheitsstandard entsprechen, als gleichwertig 
anerkannt und ggf. in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen ausländischen Behörden technisch 
auslesbar gemacht werden. Hierbei könnte zunächst 
mit den für die deutsche Wirtschaft wichtigsten 
Industrieländern begonnen werden, was allerdings 
wiederum voraussetzt, dass die entsprechenden 

 
76 Krafka (Fn. 42), (87) Rn. 5. 
77 Heckschen/Knaier (Fn. 36), (1097). 

Länder über vergleichbare Identifizierungsmittel 
verfügen.  
 
Eine weitere Lösungsmöglichkeit sieht der Verfasser 
darin, die Ausstellung eines qualifizierten 
elektronischen Identifikationsmittels nach 
europäischem Standard auch nicht in EU-/EWR-
Staaten ansässigen Personen zu ermöglichen. Das 
entsprechende Registrierungsprocedere könnte 
hierbei auch durch Konsularbeamte vorgenommen 
werden. Besonders international operierende 
Konzerne könnten somit nach einmaliger 
Registrierung im nächstgelegenen Konsulat 
rechtssicher an Beurkundungs- und 
Beglaubigungsvorgängen im Onlineverfahren 
teilnehmen. 
 
4. Praktikabilität des Informationsaustauschs über 

inhabile Geschäftsleiter 
 
Die Praktikabilität des Informationsaustauschs über 
inhabile Geschäftsleiter wurde in der Diskussion um 
dessen Einführung durch verschiedene Akteure aus 
Wissenschaft und Wirtschaft kritisiert. 
Hauptargument ist hierbei zutreffend die Erkenntnis, 
dass sich die Voraussetzungen, welche zu erfüllen 
sind, um für ein gesetzliches Leitungsamt in einer 
Kapitalgesellschaft (nicht) in Frage zu kommen, in 
jedem Land teilweise erheblich unterscheiden.78 Die 
Regelungen des DiRUG sehen explizit vor, dass die 
zuständige deutsche Stelle im Rahmen des 
Auskunftsverfahrens lediglich mitteilt, ob in 
Deutschland Disqualifizierungsgründe vorliegen. Ob 
ein gegebenenfalls im Ausland bestehender 
Disqualifizierungsgrund, dessen Vorliegen in 
Deutschland nicht zur Inhabilität als Geschäftsleiter 
führt, erfüllt ist, kann die deutsche Behörde nicht 
nachvollziehen. Der Informationsaustausch über 
disqualifizierte Geschäftsleiter läuft folglich Gefahr, 
sich zu einem ”zahnlosen Tiger” zu entwickeln, ist 
doch ein effektiver, grenzüberschreitender 
Datenaustausch kaum realistisch.79 
 
5. Schnelligkeit der Unternehmensgründung 
 
Mit Inkrafttreten des DiRUG wird zumindest der 
Gründungsprozess der GmbH und UG, sofern diese 
unter Anwendung des Onlineverfahrens errichtet 
wurden, merklich beschleunigt. Die 
Handelsregistereintragung erfolgt somit je nachdem, 
ob für den Gesellschaftsvertrag eines der 
vorgesehenen Musterprotokolle verwendet wurde 

 
78 Krafka (Fn. 42), (89) Rn. 13 u. 14. 
79 SOKA-BAU, 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellun
gnahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_Soka_Bau_Ref
E_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=
2, S. 1 u. 2. 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_Soka_Bau_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_Soka_Bau_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_Soka_Bau_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Downloads/0115_Stellungnahme_Soka_Bau_RefE_%20Digitalisierungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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oder umfangreiche Individualisierungen 
vorgenommen wurden, innerhalb von fünf bis zehn 
Werktagen nach Anmeldung beim Handelsregister. 
Diese Entwicklung ist deutlich zu begrüßen, jedoch 
ist gleichzeitig anzuerkennen, dass, insbesondere in 
Hinblick auf die Entwicklungen in anderen Ländern 
der Europäischen Union, eine weitere 
Beschleunigung des Verfahrens angezeigt ist. 
 
In Estland, dem europäischen Spitzenreiter in Sachen 
Verwaltungsdigitalisierung, dauert die Errichtung 
einer funktionsfähigen Aktiengesellschaft mit Einsatz 
des staatlichen Online-Gründungsportals im 
Durchschnitt lediglich zwei Stunden.80  
 
Auch in Spanien erfolgt die Eintragung einer unter 
Anwendung eines Musterprotokolls gegründeten 
Sociedad Limitada (GmbH) innerhalb von sechs 
Stunden nach Zugang der Gründungsdokumente.81 
Diesen Umstand erkannte auch die neue 
Bundesregierung und steckte sich im 
Koalitionsvertrag das anspruchsvolle Ziel, 
perspektivisch eine Unternehmensgründung 
innerhalb von 24 Stunden ermöglichen zu wollen.82 
 
V. Stellungnahme und Ausblick 
 
Das Gesetz zur Umsetzung der 
Digitalisierungsrichtlinie bedeutet für das 
Gesellschaftsrecht in erster Linie die Schaffung 
großer Chancen. In Hinblick auf die mit der 
fortschreitenden Digitalisierung von Verwaltung und 
Justiz verbundenen Effizienzgewinne werden vor 
allem die betroffenen Gründerinnen und Gründer 
sowie Unternehmen profitieren. Doch auch die 
zuständigen Behörden und Gerichte können mit 
Entlastungen rechnen. Gleichwohl muss anerkannt 
werden, dass die Chancen der 
Digitalisierungsrichtlinie nicht voll ausgeschöpft 
wurden.  
 
Die im Rahmen der verschiedenen Phasen des 
Gesetzgebungsverfahrens und auch darüber hinaus 
geführten Debatten konnten jedoch dazu beitragen, 
dass das Bewusstsein für eine noch tiefergehende 
Digitalisierung auf Ebene von Politik, Verwaltung 
und Justiz weiter geschärft wurde und mündeten 
schließlich in der Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs 
über ein Gesetz zur Ergänzung der Regelungen zur 
Umsetzung der Digitalisierungsricht-linie und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (DiREG), welches 
noch vor erstmaligem Inkrafttreten des DiRUG am 
01.08.2022 verabschiedet wurde und für das DiRUG 

 
80 Müller SJZ 2020, 555 (556); Lendl-Manbary/Oesch REPRAX 
2020, 82 (91, 92). 
81 Jordá García RJESC 26/2015, 53 (78). 
82 Koalitionsvertrag 2021, S. 30. 

und die darin enthaltenen Regelungen umfangreiche 
Ergänzungen bzw. Erweiterungen mit sich brachte. 
Die Bundesregierung geht davon aus, dass der 
deutschen Wirtschaft durch die im Wege des DiREG 
angestoßenen Änderungen jährliche Einsparungen 
von rund 813.000,00 EUR entstehen könnten, 
zusätzlich zu dem Einsparungspotential des DiRUG 
a. F.83 
 
Zu begrüßen ist darüber hinaus auch die zeitlich 
abgestufte Realisierung der Digitalangebote (einfache 
GmbH-Gründungen seit 01.08.2022; 
Sachgründungen erst ab 01.08.2023), welche es den 
praktischen Anwendern (v. a. Notaren, 
Registergerichten und auch Gesellschaftern) 
ermöglicht, Erfahrungen im Umgang mit digitalen 
Lösungen und den damit verbundenen Systemen zu 
sammeln und darin „sattelfest“ zu werden. Hierdurch 
wird auch verhindert, dass durch etwaige 
Startschwierigkeiten im Rahmen komplexerer 
Verfahren, z. B. bei GmbH-Sachgründungen, 
fälschlicherweise Rückschlüsse auf eine 
grundsätzliche Ungeeignetheit digitaler Verfahren 
gezogen werden könnten. 
 
Die im Rahmen des DiREG vorgesehenen 
Anpassungen des DiRUG sind nach Auffassung des 
Verfassers zu begrüßen. Zukünftig dürften jedoch im 
Bereich der Digitalisierung des Gesellschafts- und 
Unternehmensrechts im Sinne der vorangehend 
gemachten Feststellungen weitere Anpassungen 
(insbesondere hinsichtlich einer effektiven und 
sicheren Internationalisierung der Beurkundungs- 
und Beglaubigungsmöglichkeiten, der Praktikabilität 
des Informationsaustauschs über inhabile 
Geschäftsleiter, eine weitere Beschleunigung der 
Unternehmensgründung sowie eine umfangreichere 
Ausweitung der Online-Beglaubigungs- und 
Beurkundungsmöglichkeiten) notwendig sein. 
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julian.maurer@tum.de 

 
83 Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der Regelungen zur 
Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie und zur Änderung weiterer 
Vorschriften (DiREG), S. 2. 
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Zur Reichweite einer Schiedsvereinbarung in einem Darlehensvertrag – 

Zugleich Besprechung zum Urteil des OLG München am 27.10.2021 – 20 U 301/211 
 

Johannes Pitsch* / Dr. Fernando Ortega, LL.M.** 

 

A. Einführung 
 
Schiedsverfahren1 stellen bekanntlich gerade in 
internationalen Streitfällen eine bedeutsame 
Alternative zu staatlichen Gerichten dar. 
Schiedssprüche haben die Wirkungen eines 
rechtskräftigen Urteils (§ 1055 ZPO) und können im 
Wege der Zwangsvollstreckung durchgesetzt werden, 
sobald sie vom zuständigen Gericht für vollstreckbar 
erklärt worden sind (§§ 1060 f. ZPO). Von wenigen 
Ausnahmen2 abgesehen, werden Schiedsgerichte 
ausschließlich aufgrund einer entsprechenden 
Parteivereinbarung tätig.  
 
Sowohl in Deutschland als auch international hat sich 
bei der Ermittlung der Zuständigkeit von 
Schiedsgerichten der Grundsatz der 
schiedsfreundlichen Auslegung durchgesetzt. 
Unklare Schiedsvereinbarungen werden generell 
möglichst großzügig in Bezug auf ihre Wirksamkeit 
und Reichweite ausgelegt 3. Denn es dürfte zur 
Vermeidung zeit- und kostenintensiver 
Parallelverfahren regelmäßig im Interesse der 
Parteien liegen, dass das Schiedsgericht alle 
tatsächlichen Umstände des Lebenssachverhalts 
umfassend würdigt und eine Entscheidung über alle 
in Betracht kommenden Ansprüche, unabhängig von 
ihrer rechtlichen Qualifikation, trifft4.  
 
Die Prüfung der Existenz und Reichweite von 
Schiedsvereinbarungen durch die staatlichen Gerichte 
hat verfassungsrechtliche Dimension, denn die 
Vereinbarung der ausschließlichen Zuständigkeit 
eines Schiedsgerichts für ein bestimmtes 

 
1 Wir danken den Herausgebern des Juris-Praxisreports Bank- und 
Kapitalmarktrecht für die freundliche Zustimmung zur 
Zweitveröffentlichung des Beitrags in leicht angepasster Fassung. Der 
Beitrag erschien zunächst in der Ausgabe April 2022 der genannten 
Publikation. 
2 Vgl. in Deutschland § 23 Abs. 8 VerpackG 
3 vgl. BGH, Urt. v. 04. 10. 2001 - III ZR 281/00 - NJW-RR 2002, 387; 
OLG München, Beschl. v. 07.07.2014 – 34 SchH 18/13 - SchiedsVZ 
2014, 262; OLG Frankfurt a. M. Beschl. v. 27.08.2009 – 26 SchH 3/09, 
BeckRS 2010, 25197 
4 BGH, Urt. v. 25.10.2016 – X ZR 27/15 - SchiedsVZ 2017, 144, 146; 
MünchKommZPO/Münch, 6. Aufl. 2022, ZPO § 1029 Rn. 88; BeckOK 
ZPO/Wolf/Eslami, 43. Ed. 1.12.2021, ZPO § 1029 Rn. 14 

Rechtsverhältnis bedeutet zugleich den Verzicht auf 
den gesetzlichen Richter gemäß Art. 101 S. 2 GG 5.  
In diesem Sinne beschäftigt sich das hier 
besprochene Urteil des OLG München vom 
27.10.2021 mit der sehr praxisrelevanten Frage der 
Reichweite einer Schiedsvereinbarung, welche in 
einem Darlehensvertrag enthalten ist. Die Parteien 
des dortigen Rechtsstreits stritten insbesondere über 
die Frage, ob sich die Schiedsvereinbarung auf die 
vom Kläger geltend gemachten deliktischen 
Ansprüche erstreckte. Eine explizite Regelung 
bezüglich solcher Ansprüche enthielt die 
Schiedsvereinbarung nicht.  
 
B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung 
 
Die Parteien des Rechtsstreits hatten am 19.01.2015 
einen Darlehensvertrag über 200.000,00 USD 
geschlossen; die Ziffer 6 des streitbefangenen 
Darlehensvertrags lautete unter der Überschrift 
„Schiedsgerichtsvereinbarung“ wie folgt: 
 
„Für den Fall, dass zwischen den Parteien dieses 
Vertrags Streitigkeiten über das Zustandekommen 
dieses Vertrags oder dessen Inhalt oder Abwicklung 
aufkommen, vereinbaren die Parteien, dass alle 
Streitigkeiten durch ein Schiedsgericht entschieden 
werden. Schiedsgericht ist ICC Paris. Das Verfahren 
wird durch das Schiedsgericht nach Deutschem 
Prozessrecht geführt; Gerichtsstand ist München und 
Verfahrenssprache ist deutsch.“ 
 
Der Darlehensgeber ("Kläger") zahlte das Darlehen 
am Tag des Vertragsschlusses aus. Der beklagte 
Darlehensnehmer zahlte das Darlehen bei Fälligkeit, 
welche im März 2015 eingetreten war, nicht zurück; 
im November 2015 erfolgte sodann lediglich eine 
Teilzahlung von 1.000,00 Euro.  
 
Erst nach Verstreichen einer weiteren Zahlungsfrist 
zum 25.02.2016 schöpfte der Kläger den Verdacht, 
Opfer eines Betrugs geworden zu sein. Mit 
rechtskräftigem Urt. v. 03.04.2018 wurde der 
Beklagte u. a. wegen des streitgegenständlichen 
Sachverhalts zu einer mehrjährigen Haftstrafe 
verurteilt. Aus dem Strafurteil ging hervor, dass der 

 
5 vgl. hierzu BGH, Urt. v. vom 05.05.1977 – III ZR 177/74 - NJW 1977, 
1397, 1399 
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Beklagte von Anfang an nicht die Absicht hatte, das 
Darlehen zurückzuzahlen. Im Strafurteil wurde 
zudem die Einziehung von Taterträgen angeordnet 
und zugunsten des Klägers festgestellt, dass ihm 
hinsichtlich des eingezogenen Betrags ein 
Schadensersatzanspruch i.H.v. 171.087,42 Euro 
zusteht6.  
 
Der Kläger erhob vor dem LG Landshut Klage 
wegen deliktischen Schadensersatzes gemäß §§ 823 
Abs. 2 BGB, 263 StGB i.H.v. 180.000,00 USD nebst 
Zinsen und Kosten. Nachdem das LG Landshut die 
Klage angesichts der Schiedseinrede des Beklagten 
als unzulässig abwies, gab das OLG München der 
Berufung statt und verurteilte den Beklagten 
antragsgemäß.  
 
Das OLG München ist zunächst der Auffassung, dass 
die Klage zulässig ist. Die Schiedsvereinbarung stehe 
der Klage nicht entgegen. Zwar erstrecke sich eine 
Schiedsvereinbarung, die für künftige Streitigkeiten 
aus einem bestimmten Vertragsverhältnis 
geschlossen worden ist, auch auf 
Schadensersatzansprüche aus unerlaubter Handlung, 
wenn sich die behauptete unerlaubte Handlung 
tatbestandlich mit einer Vertragsverletzung decke. 
Dies sei hier jedoch nicht der Fall. Die 
Vertragsverletzung bestehe in der Nichtrückzahlung 
der Darlehenssumme, während die behauptete 
unerlaubte Handlung darin zu sehen sei, dass der 
Beklagte schon bei Abschluss des Darlehensvertrags 
nicht die Absicht hatte, das Darlehen zurückzuzahlen. 
Der für die mangelnde Absicht des Beklagten, das 
Darlehen zurückzuzahlen, beweispflichtige Kläger 
habe den entsprechenden Beweis erbracht. Das OLG 
stützt seine Überzeugung vor allem auf die 
Feststellungen des rechtskräftigen Strafurteils des LG 
Landshut, welches den anfänglichen Vorsatz des 
Beklagten, das Darlehen nicht zurückzuzahlen, 
festgestellt hatte. Auch wenn das strafgerichtliche 
Urteil keine Bindungswirkung im Zivilprozess 
entfalte, sei den dortigen Feststellungen nach einer 
kritischen Überprüfung im Rahmen der 
Beweiswürdigung zu folgen. Der Beklagte habe 
keine gewichtigen Gründe für die Unrichtigkeit der 
strafrechtlichen Feststellungen vorgebracht.  
 
Der streitgegenständliche Anspruch ist nach 
Auffassung des OLG zudem nicht verjährt. Durch die 
erst im Jahre 2016 erlangte Kenntnis des Klägers von 
der Möglichkeit eines gegen ihn gerichteten Betrugs 
begann die Verjährungsfrist mit Ablauf des Jahres 
2016 und endete am 31.12.2019 (§§ 195, 199 Abs. 1 
Nr. 2 BGB). Durch die Zustellung des vom Kläger 

 
6 Sachverhalt teilweise dem erstinstanzlichen Urteil des LG Landshut 
entnommen, Urt. v. 18.12.2020 – 51 O 1487/20 

erwirkten Mahnbescheids am 06.12.2019 sei die 
Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 3 BGB gehemmt 
worden.  
 
C. Kontext der Entscheidung 
 
Indem das OLG München seine Zuständigkeit bejaht 
hat, führt es die von ihm zitierte Rechtsprechung des 
BGH vom 24.11.1964 fort:  Seinerzeit prüfte der 
BGH die Möglichkeit, dass sich eine 
Schiedsvereinbarung auch auf unerlaubte 
Handlungen erstrecken kann und ging für den 
Wortlaut „aus dem Vertragsverhältnis“ davon aus, 
dass die jeweilige deliktische Handlung mit einer 
Vertragsverletzung tatbestandlich zusammenfallen 
muss, um die Zuständigkeit des Schiedsgerichts auch 
für deliktische Ansprüche zu begründen7. Umgekehrt 
erstreckt sich demnach eine Schiedsvereinbarung 
nicht auf deliktische Ansprüche, „wenn (…) 
mindestens ein Teil der Ausführungsakte der 
unerlaubten Handlung nicht zugleich eine 
Vertragsverletzung darstellt“8. Auch im 
internationalen Kontext werden derartige Situationen 
anhand ähnlicher Grundsätze entschieden. Allerdings 
neigen beispielsweise in den USA sowohl 
Schiedsgerichte als auch staatliche Gerichte dazu, 
deliktische Handlungen in noch großzügigerem Maße 
als von der Schiedsvereinbarung erfasst anzusehen9.  
 
Auch wenn die Anwendung der zitierten Grundsätze, 
nach denen eine Schiedsvereinbarung für 
Streitigkeiten "aus dem Vertragsverhältnis" 
deliktische Ansprüche nicht mehr erfasst, wenn diese 
tatbestandlich über eine Vertragsverletzung 
hinausgehen, in der vorliegend zu beurteilenden 
Fallkonstellation vertretbar ist, überzeugt sie doch 
nicht uneingeschränkt. Denn ein Eingehungsbetrug 
des Darlehensnehmers ist mit dem Abschluss des 
Darlehensvertrags unmittelbar verknüpft und 
unterscheidet sich von der vertraglichen Sphäre nur 
durch die zunächst nicht nach aussen getretene 
Absicht des Darlehensnehmers, das Darlehen nicht 
zurückzahlen zu wollen, so dass eine Aufspaltung der 
Zuständigkeit für die Entscheidung über diesen 
Sachverhalt nicht mehr gerechtfertigt erscheint. In 
derartigen Situationen erscheint es unbillig, dass ein 
Vertragspartner gerade aufgrund des Umstands, dass 
er bei Vertragsabschluss eine vorsätzliche 
Rechtsverletzung begangen hat, nicht mehr an die 

 
7 BGH, Urt. v. 24.11.1964 – VI ZR 187/63 – NJW 1965, 300; ähnlich 
BGH, Urt. v. 17.10.1956 – IV ZR 137/56 – NJW 1956, 1920; 
MünchKommZPO/Münch, 6. Aufl. 2022, ZPO § 1029 Rn. 89 
8 BGH, Urt. v. 12.11.1987 - III ZR 29/87 - NJW 1988, 1215; vgl. ferner 
OLG Jena Urt. v. 21.12.2009 – 9 U 234/09 - BeckRS 2011, 9614; OLG 
München, Beschl. v. 7.7.2014 – 34 SchH 18/13 - SchiedsVZ 2014, 262 
9 vgl. hierzu mit zahlreichen Beispielen: Born, International Commercial 
Arbitration, 3rd edition, 2021, S. 1465 ff. 
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Schiedsvereinbarung gebunden sein soll, und dass 
also der Betrug die vertragstreue Partei faktisch zur 
Anrufung der staatlichen Gerichte zwingen soll.  
 
Im Ergebnis ist es im hiesigen Fall jedoch gut 
nachvollziehbar, dass das OLG München den Kläger 
unter Berücksichtigung des betrügerischen 
Verhaltens des Beklagten und der drohenden 
Verjährung seiner Ansprüche nicht auf ein ICC-
Schiedsverfahren in Paris verweisen wollte. Die 
Kosten eines Schiedsverfahrens vor der ICC mit 
einem Streitwert von 200.000,00 USD hätten die 
Kosten eines Rechtsstreits vor den deutschen 
Gerichten deutlich überstiegen, denn schließlich stellt 
die ICC nicht nur eine der prestigeträchtigsten, 
sondern auch eine vergleichsweise kostenträchtige 
Schiedsinstitution dar; das qualitativ hochwertige 
Angebot der ICC ist vor allem für internationale 
Streitigkeiten zwischen Unternehmen im 
Millionenbereich geeignet. Zudem dürfte das OLG 
München unterstellt haben, dass der Beklagte seiner 
Pflicht gemäß Art. 37 Abs. 2 S. 2 der anwendbaren 
ICC Rules of Arbitration, die Hälfte der 
Verfahrenskosten einzuzahlen, nicht nachgekommen 
wäre und der Kläger diese Kosten daher zumindest 
hätte vorstrecken müssen. Hierzu ist allerdings 
ergänzend anzumerken, dass die Weigerung des 
Schiedsbeklagten, den Vorschuss für die 
Verfahrenskosten einzuzahlen, dem Schiedskläger 
das Recht gibt, sich von der Schiedsvereinbarung 
durch Kündigung oder auch implizit zu lösen10. 
   
D. Auswirkungen für die Praxis 
 
Die Aussagen des Gerichts sind von besonderem 
Interesse, wenn man sie auf einen internationalen 
Sachverhalt überträgt. Denn gerade Banken als 
Darlehensgeber verwenden Schiedsklauseln im 
nationalen Geschäft auch weiterhin eher selten, 
während Schiedsklauseln in internationalen 
Darlehensverträgen durchaus verbreitet auftreten11.  
 
Man stelle sich beispielsweise einen Schuldner in 
einem Nicht-EU-Drittstaat vor, in dem die 
Justizgewährung vor den staatlichen Gerichten in 
hohem Maße mangelhaft ist. Nachdem es dem 
Darlehensgeber gelungen war, die Zuständigkeit der 
Gerichte dieses Drittstaats durch die 
Schiedsvereinbarung zu vermeiden, würde 
ausgerechnet eine während des Vertragsschlusses 
begangene betrügerische Tat des Darlehensnehmers 
dafür sorgen, dass nunmehr doch die Gerichte in 

 
10 vgl. BGH, Urt. vom 18. 11.1998 - VIII ZR 344-97 - NJW 1999, 647; 
BGH, Urt. v. 12.11.1987 - III ZR 29/87 - NJW 1988, 1215; 
MünchKommZPO/Münch, 6. Aufl. 2022, ZPO § 1029 Rn. 153-159; 
Buchwitz / Schütt, SchiedsVZ 2015,1, 4 
11 vgl. hierzu siehe auch Kröll, BKR 2009, 161, 164 

dessen Heimat für den Anspruch auf Rückzahlung 
zuständig würden.  
 
Denn als Konsequenz einer nicht anwendbaren 
Schiedsvereinbarung bleibt nach den allgemeinen 
Regeln der internationalen Zuständigkeit häufig nur 
der Gang zu den Gerichten am Sitz des Schuldners, 
falls es nicht – je nach Sachverhalt – in Frage kommt, 
eine deliktische Zuständigkeit der deutschen Gerichte 
unter dem Gesichtspunkt des Handlungs- oder 
Erfolgsorts i.S.d. § 32 ZPO oder innerhalb der EU 
i.S.d. Art. 7 Nr. 2 EuGVVO anzunehmen12.  
 
Sollte es dem Darlehensgeber demgegenüber 
gelingen, die Zuständigkeit der deutschen Gerichte 
erfolgreich darzulegen, so wäre ein dann ggf. 
ergehendes Urteil eines deutschen Gerichts jedoch 
mit dem Nachteil verbunden, dass die Vollstreckung 
deutscher Urteile im Nicht-EU-Ausland regelmäßig 
schwieriger ist als die Vollstreckung eines in 
Deutschland ergangenen Schiedsspruchs. Denn 
dessen Vollstreckung im Ausland richtet sich nach 
dem New Yorker Übereinkommen über die 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer 
Schiedssprüche aus dem Jahre 1958 („New York 
Convention“), das mittlerweile in 168 Staaten gilt 
und ein einheitliches Regelwerk bereitstellt.  
 
Die Möglichkeit, ein Schiedsverfahren einzuleiten, in 
dem der Kläger auf vertragliche Ansprüche 
beschränkt ist, überzeugt in derartigen Fällen nicht, 
da der deliktische Anspruch ggf. andere (leichtere) 
Voraussetzungen mit sich bringt. Erliegt der Kläger 
demgegenüber der Versuchung, auch bei Zweifeln an 
der Erstreckung der Schiedsklausel auf deliktische 
Ansprüche vertragliche und gleichzeitig deliktische 
Ansprüche zu erheben, und beruht das Schiedsurteil 
sodann auf den deliktischen Ansprüchen, kann dies 
ggf. zu einem aufhebbaren Schiedsspruch führen. In 
diesem Fall kommt ein Antrag auf Aufhebung des 
Schiedsspruchs wegen Überschreitung der 
schiedsvertraglich eingeräumten Entscheidungsmacht 
des Schiedsgerichts in Betracht (§ 1059 Abs. 2 Nr. 1c 
ZPO; Art. 5 Abs. 1 c) der New York Convention).  
 
All diese Szenarien zeigen die Bedeutung der 
sorgfältigen Abfassung einer Schiedsvereinbarung: 
Im vorliegenden Fall lag eine Schiedsklausel vor, die 
vom Wortlaut des von der ICC vorgeschlagenen 
Musters abweicht. Die derzeitige ICC-Musterklausel 
lautet:  
 
„Alle Streitigkeiten, die sich aus oder im 
Zusammenhang mit dem vorliegenden Vertrag 
ergeben, werden nach der Schiedsgerichtsordnung 

 
12 vgl. MünchKommZPO/Patzina, 6. Aufl. 2020, ZPO § 32 Rn. 41; ferner 
auch BGH, Urteil v. 6. 11. 2007 - VI ZR 34/07 - NJW-RR 2008, 516 
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der Internationalen Handelskammer (ICC) von einem 
oder mehreren gemäß dieser Ordnung ernannten 
Schiedsrichtern endgültig entschieden.“ 
Die in der streitgegenständlichen Klausel fehlende 
Bezugnahme auf die in der Musterklausel 
ausdrücklich erwähnten Streitigkeiten „im 
Zusammenhang mit dem vorliegenden Vertrag“ ist 
sicher einer der Faktoren, die es dem OLG München 
ermöglicht haben, in vertretbarer Form seine 
Zuständigkeit anzunehmen. Denn ein 
„Zusammenhang“ zwischen dem Abschluss des 
Darlehensvertrags und der Absicht, das Darlehen 
nicht zurückzuzahlen, liegt hier zweifellos vor. 
 
In jedem Falle sollte beim Abschluss von 
Darlehensverträgen, die eine Schiedsvereinbarung 
enthalten, das Muster der jeweils ausgewählten 
Schiedsinstitution als Ausgangspunkt verwendet und 
sodann bei Bedarf individuell ergänzt werden. Dabei 
sollte die ausdrückliche Erstreckung der 
Schiedsvereinbarung auf deliktische Handlungen im 
Zusammenhang mit dem Darlehensvertrag zumindest 
erwogen werden.  
 
Insbesondere Darlehensverträge, die dem Rechtskreis 
des common law entstammen, beinhalten in diesem 
Sinne regelmäßig eine Definition der „Streitigkeiten“, 
die dem Schiedsgericht anvertraut sind. Diese 
Definition enthält meist u. a. die Aussage, dass das 
Schiedsgericht eine weite Zuständigkeit haben soll, 
die sich auch auf deliktische Anspruchsgrundlagen 
bezieht, die nur in indirektem Zusammenhang mit 
dem jeweiligen Vertrag stehen. Derartige Regelungen 
sind auch unter der Geltung des deutschen Rechts 
möglich, da es gemäß § 1030 Abs. 1 ZPO zulässig 
ist, auch für sämtliche deliktischen Ansprüche der 
Parteien im Zusammenhang mit einem bestimmten 
Lebenssachverhalt die Zuständigkeit eines 
Schiedsgerichts zu vereinbaren13.  
 
Außerdem sollte im Anschluss an die Schiedsklausel 
noch eine Vereinbarung über den Gerichtsstand in 
Betracht gezogen werden; hierbei sollte deutlich 
gemacht werden, dass die Schiedsvereinbarung 
Vorrang genießt und folglich die 
Gerichtsstandsvereinbarung lediglich subsidiären 
Charakter hat14. Auf diese Weise erhalten die 
Parteien Klarheit darüber, in welchem Land sie ggf. – 
jenseits des Anwendungsbereichs ihrer 
Schiedsvereinbarung - gegeneinander einen 
Rechtsstreit vor den ordentlichen Gerichten führen 

 
13 vgl. nur OLG München, Beschl. v. 7.7.2014 – 34 SchH 18/13 -
SchiedsVZ 2014, 262; MünchKommZPO/Münch, 6. Aufl. 2022, ZPO § 
1030 Rn. 13 
14 vgl. auch BGH, Urt. v. 25.01.2007 – VII ZR 105/06 – SchiedsVZ 2007, 
273; Kröll, SchiedsVZ 2007, 62, 67; Landbrecht, SchiedsVZ 2013, 241, 
247; MünchKommZPO/Münch, 6. Aufl. 2022, ZPO § 1029 Rn. 110 

müssen, und welche Gerichte z.B. für unterstützende 
Maßnahmen im einstweiligen Rechtsschutz zuständig 
sind.  
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___________________________________________ 
 
I. Wegzug aus Deutschland nach Spanien - 

Auswirkungen Einkommensteuer 
 

Der in Teil 2 im Vorheft veröffentlichte Artikel zu 
einschneidenden Änderungen in Deutschland ab 
2022 bei der Wegzugsbesteuerung behandelte die 
Fälle persönlicher und sachlicher Entstrickung im 
Rahmen des Wegzugs eines Gesellschafters einer 
Kapitalgesellschaft oder durch Verlagern von 
Betriebsvermögen ins Ausland. Bei diesem Vorgang 
werden stille Reserven eines Wirtschaftsguts im 
Betriebsvermögen, das der Besteuerung des 
deutschen Finanzamts entzogen werden kann, 
aufgedeckt und sodann der Einkommensteuer 
unterlegt. 
 
Die vorliegende Bearbeitung stellt die unmittelbaren, 
sich durch einen Wegzug ergebenden Folgen im 
Rahmen der persönlichen Einkommensteuer dar. 
 
Einkommensteuerpflicht nach dem 
Einkommensteuergesetz 
 
Gem. § 1 Abs. 1 S. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) 
ist in Deutschland unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig, wer dort seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die 
Einkommensteuerpflicht bezieht sich dann auf das 
gesamte (Welt-)Einkommen, unabhängig davon, 
worauf es beruht, z.B. auf unselbständiger oder 
selbständiger Arbeit, und wo es erwirtschaftet wurde. 

Andernfalls kann vorbehaltlich einschlägiger 
Sondervorschiften nach § 1 Abs. 4 EStG für 
natürliche Personen, die inländische Einkünfte, wie 
z.B. Mieteinnahmen, erzielen, eine beschränkte 
Einkommensteuerpflicht in Deutschland bestehen.  
Mit einem Wegzug ins Ausland endet mithin 
grundsätzlich die unbeschränkte Steuerpflicht in 
Deutschland.  
 
Hierbei gilt es jedoch zu differenzieren:  
 
a) Wohnsitzaufgabe und unmittelbare Verlegung 

ins Ausland 
 

Wird der Wohnsitz in Deutschland aufgegeben und 
ohne weiteren Aufenthalt ins Ausland verlegt, trifft 
die obige Aussage ohne Weiteres zu. Die 
Einkommensteuer ist allerdings eine Jahressteuer, die 
jeweils für ein Kalenderjahr zu ermitteln ist (vgl. § 2 
Abs. 7 S. 1, 2 EStG). 
 
§ 2 Abs. 7 S. 3 EStG normiert für Fälle, in denen in 
einem Kalenderjahr sowohl eine unbeschränkte als 
auch eine beschränkte Einkommensteuerpflicht 
besteht, z.B. infolge einer Wohnsitzaufgabe und –
verlegung ins Ausland, dass die während der danach 
geltenden beschränkten Steuerpflicht noch erzielten 
inländischen Einkünfte iSd. § 49 EStG in eine 
Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuer-
pflicht einzubeziehen sind. Das können 
beispielsweise Mieteinnahmen oder aber auch 
sonstige, wie aus selbständiger oder unselbständiger 
Arbeit sein.  
 
Dies bedeutet, dass man in solchen Fällen immer für 
das ganze Jahr zur unbeschränkten Einkommen-
steuerpflicht in Deutschland veranlagt wird.  
 
Erfolgt der Wegzug innerhalb eines laufenden 
Kalenderjahres und kehrt die wegziehende Person im 
Anschluss nicht zeitweise zur Durchführung von 
seitens desselben Arbeitgebers vergüteten Arbeiten 
nach Deutschland zurück (s.u. d)), unterliegen die 
Einkünfte bis zum Wegzug der unbeschränkten 
Einkommensteuerpflicht. Ab dem Folgetag gilt für 
inländische Einkünfte grundsätzlich die beschränkte 
Einkommensteuerpflicht (s.o.). 
 
Darüber hinaus regelt § 32 b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG, 
dass für eine/n infolge Zu- oder Wegzugs zeitweise 
unbeschränkt Steuerpflichtige/n (einschlieẞlich der 
in § 2 Abs. 7 S. 3 EStG geregelten Fälle, s.o.), der 
ausländische Einkünfte bezieht, die im maßgeblichen 
Kalenderjahr nicht der deutschen Einkommensteuer 
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unterlegen haben, ein besonderer Steuersatz gilt (sog. 
Progressionsvorbehalt). Die Höhe der Einkünfte, die 
diesem Vorbehalt unterliegen, ist nach deutschem 
Steuerrecht und deutschen Regelungen zu ermitteln. 
Die ausländischen Einkünfte erhöhen demnach den 
Steuersatz für den Teil der in Deutschland erzielten, 
steuerpflichtigen Einnahmen. Diese Erhöhung 
entfällt, wenn der Wegzug zum Jahresende und damit 
mit Abschluss des Veranlagungszeitraumes erfolgt. 

b) Wohnsitzaufgabe, Aufenthalt in Deutschland, 
anschlieẞender Wegzug 

Ist der Wohnsitz in Deutschland bereits aufgegeben, 
der Wegzug ins Ausland und die dortige 
Neubegründung des Wohnsitzes erfolgt jedoch erst 
zu einem späteren Zeitpunkt, wird zur Bestimmung 
der einschlägigen Einkommensteuerpflicht in 
Deutschland auf den gewöhnlichen Aufenthalt und 
damit auf die sog. 183-Tage-Regelung 
zurückgegriffen. 
 
Diese in § 9 S. 1 und 2 Abgabenordnung (AO) 
normierte Regelung besagt, dass jemand den 
gewöhnlichen Aufenthalt dort hat, wo er sich unter 
Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass er an 
diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur 
vorübergehend verweilt; als gewöhnlicher Aufenthalt 
ist stets und von Beginn an ein zeitlich 
zusammenhängender Aufenthalt von mehr als sechs 
Monaten Dauer anzusehen, also in der Regel ab 183 
Tagen, wobei kurzfristige Unterbrechungen 
unberücksichtigt bleiben. S. 3 stellt klar, dass die 183 
Tage-Regelung nicht greift, wenn der Aufenthalt 
ausschließlich zu Besuchs-, Erholungs-, Kur- oder 
ähnlichen privaten Zwecken genommen wird und 
nicht länger als ein Jahr dauert. 
 
Allerdings wird zur Berechnung der maßgeblichen 
Frist, anders als bei der Veranlagung zur 
Einkommensteuer, nicht auf das Kalenderjahr 
abgestellt, sondern kalenderübergreifend im Hinblick 
auf die letzten 365 Tage gerechnet. Entscheidend ist 
daher, wo die wegziehende Person in den 183 Tagen 
vor ihrem Wegzug ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte. Hält die natürliche Person sich in dieser Zeit 
also weniger als 183 Tage in Deutschland auf, wird 
kein gewöhnlicher Aufenthalt begründet, sodass sie 
dort bezüglich ihrer inländischen Einkünfte für den 
untersuchten Veranlagungszeitraum nur beschränkt 
einkommensteuerpflichtig ist. Wird die 183-Tages-
Grenze überschritten, ist sie in Deutschland 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. 
 
Im Hinblick auf die Veranlagung selbst, gilt dann 
wiederum das unter a) Gesagte (s.o.). Besteht 
demnach insgesamt nur eine beschränkte 
Einkommensteuerpflicht, erfolgt auch nur 
diesbezüglich eine Veranlagung. 

c) Wegzug und Aufenthalt im Ausland ohne 
Wohnsitz 
 

Möglich ist es auch, dass nach Wohnsitzaufgabe 
ohne weiteren Aufenthalt in Deutschland oder 
Beendigung eines solchen in Deutschland im 
Ausland zunächst kein Wohnsitz begründet wird. 
Auch hier finden § 2 Abs. 7 S. 3 EStG und § 32 b 
Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG Anwendung. 
Das heiẞt, die Veranlagung zur unbeschränkten 
Einkommensteuerpflicht für ein Kalenderjahr, in dem 
sowohl eine unbeschränkte als auch eine beschränkte 
Einkommensteuerpflicht besteht, umfasst auch die 
während der beschränkten Einkommensteuerpflicht 
noch erzielten inländischen Einkünfte iSd. § 49 EStG 
und die ausländischen Einkünfte erhöhen den 
Steuersatz für die in Deutschland steuerpflichtigen 
Einnahmen. (vgl. o.). 
 
d) Vorübergehende Rückkehr nach Deutschland 

nach Wegzug 
 

Darüber besteht die Möglichkeit, dass eine Person, 
die ihren Wohnsitz mit oder ohne weiteren 
Aufenthalt in Deutschland ins Ausland verlegt hat, 
oder die sich nach der Wohnsitzaufgabe im Ausland 
aufhält, im Anschluss vorübergehend nach 
Deutschland zurückkehrt, um dort Tätigkeiten 
durchzuführen, bei denen inländische (deutsche) 
Einkünfte erzielt werden.  
 
Hier stellt sich die Frage, ob die Person im Ausland 
bereits einen gewöhnlichen Aufenthalt begründet hat 
und bzw. oder, ob sie durch die vorübergehende 
Rückkehr wieder einen gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland begründet, sodass sie in Deutschland 
wieder unbeschränkt einkommensteuerpflichtg wird. 
Andernfalls bleibt es bei der beschränkten 
Einkommensteuerpflicht für die erzielten 
inländischen Einkünfte. Wie zuvor, findet die 183-
Tage-Regelung Anwendung. 
 
Wird durch die vorübergehende Rückkehr nach 
Deutschland die 183-Tages-Grenze nicht 
überschritten, wird dadurch grundsätzlich kein 
gewöhnlicher Aufenthalt begründet. Zusätzlich spielt 
aber auch der bereits im Ausland verbrachte 
Zeitraum eine Rolle, sowie bei mehrfacher Rückkehr 
nach Deutschland die zwischen den Aufenthalten 
liegenden Zeiträume. Zu beachten ist, dass 
kurzfristige Unterbrechungen eines Aufenthaltes 
unberücksichtigt bleiben. Erfolgt die Rückkehr nach 
Deutschland also zeitnah zum Wegzug ins Ausland, 
kann der gewöhnliche Aufenthalt unabhängig von der 
Dauer des Aufenthaltes bei der Rückkehr weiterhin 
in Deutschland bestehen. 
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Wie in den vorgenannten Fällen handelt es sich um 
ein Kalenderjahr, in welchem sowohl eine 
beschränkte als auch eine unbeschränkte 
Einkommensteuerpflicht bestehen kann, sodass § 2 
Abs. 7 S. 3 EStG Anwendung finden kann. Die 
inländischen Einkünfte sind dann in eine 
Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuer-
pflicht einzubeziehen. Hinsichtlich der ausländischen 
Einkünfte gilt dann wiederum der Progressions-
vorbehalt aus § 32b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG. 

1. Doppelbesteuerungsabkommen   

In der Regel verhält es sich so, dass in og. Fällen die 
in Deutschland der Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte aufgrund nationaler Regelungen 
grundsätzlich auch einer Einkommensteuer im 
Ausland unterliegen. Um eine solche mögliche 
Doppelbesteuerung zu verhindern, hat Deutschland 
zahlreiche sog. Doppelbesteuerungsabkommen 
(DBA) mit ausländischen Staaten abgeschlossen. In 
diesen ist insbesondere geregelt, wie und wo das 
Einkommen im Falle einer Überschneidung von 
Steueransprüchen versteuert werden muss. 
 
Zur Vermeidung bzw. Reduzierung der 
Doppelbesteuerung wird zwischen der Anrechnungs- 
und der Freistellungsmethode differenziert. Die 
Anrechnungsmethode besagt, dass in beiden Staaten 
Steuern zu zahlen sind, jedoch wird die bereits im 
Ausland (Beschäftigungs- bzw. Quellenstaat) 
entrichtete Steuer im Inland (Wohnsitzstaat) auf die 
Einkommensteuer angerechnet, sodass sich die 
Steuerschuld verringert. Nach der Freistellungs-
methode wird man nur in dem Land besteuert, in dem 
die Einkünfte erwirtschaftet wurden. Im 
Wohnsitzland wird das Einkommen von der Steuer 
befreit. Mit der Freistellung ist in der Regel der 
Progressionsvorbehalt verbunden (s.o.). Welche 
Methode Anwendung findet, richtet sich nach 
nationalem Steuerrecht und/oder nach dem 
jeweiligen DBA. 
 
Das DBA mit Spanien wendet je nach Art der zu 
besteuernden Einkünfte entweder die Anrechnungs- 
oder die Freistellungsmethode an. 
 
Bzgl. unselbständiger Arbeit normiert Art. 14 Abs. 2 
des DBA mit Spanien z.B., dass die Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine 
im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige 
Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert 
werden, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen: 
Nichtüberschreitung der 183-Tage-Grenze durch 
Aufenthalt innerhalb aller denkbaren 12-Monats-
Zeiträume (vgl. o.), der vergütende Arbeitgeber ist 
nicht im anderen Staat ansässig ist, und die 
Vergütungen werden nicht von einer Betriebsstätte 
getragen, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

Mögliche 12-Monats-Zeiträume sind das 
Kalenderjahr oder kalenderübergreifende 
Zeitspannen, die während dem maẞgeblichen 
Steuerjahr beginnen oder enden. In einem 
Vertragsstaat ansässig ist eine Person nach Art. 4 
Abs. 1 des DAB mit Spanien, die nach dem Recht 
dieses Staates, eines seiner Länder oder einer ihrer 
Gebietskörperschaften dort aufgrund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes 
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist. 
 
Einkünfte einer in Spanien ansässigen und bei einem 
dort ansässigen Arbeitgeber angestellten Person, die 
diese aufgrund einer in Deutschland ausgeübten 
unselbständigen Arbeit bezieht, sind demnach nur in 
Spanien zu besteuern, wenn die Person sich innerhalb 
aller möglichen 12-Monats-Zeiträume weniger als 
183 Tage in Deutschland aufhält, sofern der 
vergütende Arbeitgeber nicht in Deutschland 
ansässig ist und die Vergütungen nicht von einer 
Betriebsstätte getragen werden, die der Arbeitgeber 
in Deutschland hat. Das Gleiche gilt für den 
umgekehrten Fall, dass eine in Deutschland ansässige 
Person, die bei einem in Deutschland ansässigen 
Arbeitgeber beschäftigt ist, in Spanien unselbständige 
Tätigkeiten ausübt. 

Wenn aber ein in Deutschland ansässiger Arbeitgeber 
eine in Spanien ansässige Person beschäftigt und 
diese Person über bestimmte Zeitabschnitte 
Tätigkeiten in Deutschland ausführt, so unterliegen 
diese Einkünfte unabhängig von der Dauer des 
Aufenthalts nicht der spanischen Einkommensteuer, 
da der vergütende Arbeitgeber jedenfalls im 
Tätigkeitsstaat, nämlich Deutschland, ansässig ist. 

Ergibt sich demnach z.B. für den Zeitraum der 
Auslandstätigkeit die Freistellung des Arbeitslohnes 
in Deutschland ist im Folgeschritt zu prüfen, welche 
Lohnbezüge der Auslands- und welche der 
Inlandstätigkeit zuzuordnen sind. Soweit möglich, 
werden bestimmte Anteile, wie z.B. Reise- oder 
Unterbringungskosten, direkt zugeordnet. Im Übrigen 
kommt es auf die tatsächlich geleisteten Arbeitstage 
an. Urlaubs- und Krankheitstage, Wochenenden und 
Feiertage gehören nicht dazu, es sei denn in den 
beiden letztgenannten Fällen wurde tatsächlich 
gearbeitet und eine entsprechende Vergütung 
ausgezahlt. Auch die Anzahl der vereinbarten 
Arbeitstage ist ohne Bedeutung. Zusatzvergütungen, 
wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld, die für das 
gesamte Kalenderjahr gezahlt werden, sind ebenfalls 
aufzuteilen und entsprechend zuzuordnen. 

Liegen die Voraussetzungen des Art. 14 Abs. 2 – wie 
im zuvor benannten Beispiel – nicht vor, normiert 
Art. 14 Abs. 1 des DBA mit Spanien, dass die 
Vergütungen in dem Staat, in dem die Tätigkeit 
ausgeübt wird, besteuert werden können. 
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Für selbständige Arbeit gilt Art. 20 DBA, wonach die 
daraus resultierenden Einkünfte einer Person 
grundsätzlich nur in dem Staat versteuert werden 
können, wo die Person ansässig ist. 
 
Art. 22 des DBA mit Spanien besagt zudem, dass zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung Einkünfte, die 
eine in Spanien ansässige Person bezieht und die 
nach diesem Abkommen in Deutschland besteuert 
werden können, von Spanien auf die vom 
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den 
Betrag anrechnet, der der in Deutschland gezahlten 
Steuer vom Einkommen entspricht. Einkünfte oder 
Vermögen dieser Person, die nach dem DBA von der 
Besteuerung in Spanien auszunehmen sind, können 
gleichwohl bei der Festsetzung der Steuer für das 
übrige Einkommen oder Vermögen einbezogen 
werden. 
 
Umgekehrt wird bei einer in Deutschland ansässigen 
Person hinsichtlich genau benannter Einkünfte unter 
Beachtung der Vorschiften des deutschen 
Steuerrechts die spanische Steuer auf die deutsche 
Steuer angerechnet. Nicht darunterfallende Einkünfte 
oder Vermögenswerte aus bzw. in Spanien werden 
von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
ausgenommen, wenn sie in Spanien tatsächlich 
besteuert werden. Von der deutschen Steuer 
ausgenommene Einkünfte und Vermögenswerte sind 
auch hier bei der Festsetzung des Steuersatzes zu 
berücksichtigen. 
 
§ 32b Abs. 1 S. 1 Nr. 3 EStG regelt im Hinblick auf 
DBA auẞerdem, dass auf Einkünfte eines zeitweise 
oder während des gesamten Veranlagungszeitraums 
unbeschränkt Steuerpflichtigen oder eines beschränkt 
Steuerpflichtigen, dessen Einkommensteuer bzgl. 
bestimmter Einkünfte aus unselbständiger Arbeit 
nicht durch Steuerabzug abgegolten ist, die nach 
einem DBA steuerfrei sind, ebenfalls ein besonderer 
Steuersatz anzuwenden ist (sog. Progressions-
vorbehalt, vgl. o.). 
 
Hinsichtlich des Verhältnisses zwischen den DBA 
und nationalem Recht, also z.B. dem deutschen 
EStG, gilt es zu beachten, dass die DBA 
völkerrechtliche Verträge sind, die durch ein 
Zustimmungsgesetz in innerstaatliches Recht 
transformiert werden (vgl. Art. 59 II GG). DBA sind 
dem einfachen nationalen (Bundes-)Recht 
gleichrangig, gehen ihm als Spezialnormen jedoch 
regelmäßig vor (vgl. § 2 Abs. 1 AO).  Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH) ist der 
deutsche Gesetzgeber jedoch nicht daran gehindert, 
das deutsche Zustimmungsgesetz durch ein 
abweichendes Gesetz zu ändern oder es aufzuheben, 
solange der vom Gesetzgeber gewollte Vorrang vor 

dem DBA in dem ändernden Gesetz deutlich zum 
Ausdruck kommt. 
 
Daneben gibt es jedoch auch Fälle, in denen eine 
Doppelbesteuerung im Einklang mit den jeweiligen 
Rechtsordnungen der beteiligten Staaten steht – die 
sog. effektive Doppelbesteuerung. Eine effektive 
Doppelbesteuerung ist zulässig, wenn die beteiligten 
Staaten gegenüber derselben Person und für dasselbe 
Steuerobjekt die Steuerhoheit beanspruchen und die 
Staaten untereinander keine Regelungen getroffen 
haben, um die Doppelbesteuerung zu vermeiden. Es 
besteht keine völkerrechtliche oder europarechtliche 
allgemeine Verpflichtung zur Beseitigung der 
Doppelbesteuerung. Art. 293 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EG-
Vertrag) normiert für Staaten der EU lediglich die 
Verpflichtung untereinander entsprechende 
Verhandlungen aufzunehmen, ein erfolgreicher 
Abschluss wird hingegen nicht gefordert. 
 
2. Erweiterte beschränkte Einkommensteuerpflicht 

 
Schließlich ist noch die sog. erweiterte beschränkte 
Einkommensteuerpflicht zu beachten. Diese ist in § 2 
Außensteuergesetz (AStG) geregelt. Sie erweitert den 
Umfang der steuerpflichtigen Einkünfte und normiert 
für diese einen höheren Steuersatz. Sie kann neben 
der beschränkten Einkommensteuerpflicht, aber auch 
unabhängig von dieser bestehen. 
 
Die erweiterte beschränkte Einkommensteuerpflicht 
ist an folgende Voraussetzungen geknüpft (vgl § 2 
Abs. 1 AStG):  
 
Die unbeschränkte Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 Satz 
1 EStG endet infolge Wegzugs innerhalb des 
laufenden oder der vorherigen 10 Kalenderjahre und 
die natürliche Person war in den letzten 10 Jahren vor 
dem Ende der unbeschränkten Steuerpflicht 
insgesamt mindestens 5 Jahre unbeschränkt 
steuerpflichtig. Zudem muss die Person während 
dieser 5 Jahre die deutsche Staatsangehörigkeit 
innehaben. 
 
Auẞerdem findet diese Steuerpflicht nur bei einem 
Wegzug in ein sog. Niedrigsteuerland iSd. § 2 Abs. 2 
AStG Anwendung und wenn der oder die 
Steuerpflichtige weiterhin gem. § 2 Abs. 3 AStG 
wesentliche wirtschaftliche Interessen in Deutschland 
hat.  
 
Fazit 
 
Mit einem Wegzug ins Ausland, z.B. Spanien, endet 
die unbeschränkte Steuerpflicht für das angefangene 
Jahr also nicht ohne Weiteres. Eine Differenzierung 
zwischen der Wohnsitzaufgabe in Deutschland, 
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einem weiteren dortigen Aufenthalt und der 
Neubegründung des Wohnsitzes im Ausland sowie 
dem reinen Aufenthalt dort ist unerlässlich. Auch 
eine nach dem Wegzug vorübergehende Rückkehr 
nach Deutschland zu Erwerbszwecken hat ggf. 
erhebliche Auswirkungen auf die Bestimmung der 
maẞgeblichen Einkommensteuerpflicht in 
Deutschland. Ebenso sind die inländischen und 
ausländischen Einkünfte sowie die Art der Einkünfte, 
z.B. ob sie auf selbständiger oder unselbständiger 
Arbeit beruhen, unterschiedlich zu behandeln. DBA 
können wiederum speziellere Regelungen im 
Hinblick darauf treffen, welchem Staat ggf. 
abweichend zu nationalen Regelungen das 
Besteuerungsrecht zusteht und insbesondere wie 
bestimmte Einkünfte zu versteuern sind. Neben der 
unbeschränkten Einkommensteuerpflicht gibt es 
zudem nicht nur beschränkte, sondern auch die 
erweiterte beschränkte Einkommensteuerpflicht. 
 
II. Reichensteuer Spanien 
 
Gegenstand vieler Diskussionen und 
Veröffentlichungen in den vergangenen Jahren war 
die spanische Vermögensteuer. 1977 eingeführt, 
wurde sie unmittelbar vor der Wirtschaftskrise von 
2008 wieder aufgehoben, um sie kurze Zeit später 
erneut aufleben zu lassen. Sie wird auf das 
Nettovermögen natürlicher Personen erhoben, das 
sich aus dem Wert des Vermögens des 
Steuerpflichtigen nach Abzug aller 
Verbindlichkeiten, d.h. Schulden, zum 31. Dezember 
eines jeden Jahres ergibt. Die Vermögensteuer ist 
zwar an sich eine staatliche Steuer, wird aber von den 
17 Gebietsautonomien verwaltet, welche 
Steuerbefreiungen gewähren können. Dies hat in den 
vergangenen Jahren je nach Ansässigkeit des 
Steuerpflichtigen zu ganz erheblichen 
Verschiebungen bei den Steuerbelastungen auf 
nationaler Ebene geführt. Um dem Wettlauf der 
Vergünstigungen der Gebietsautonomien 
entgegenzutreten, soll nun mit zeitlich begrenztem 
Charakter neben der Vermögensteuer eine Steuer für 
hohe Einkommen und große Vermögen als 
„Solidaritätssteuer“ (Impuesto de Solidaridad) 
eingeführt werden. 
 
Derzeit ist Spanien der einzige Mitgliedstaat der 
Europäischen Union (EU), der eine Vermögensteuer 
der eingangs beschriebenen Art, als Substanzsteuer 
erhebt.  
 
Auẞerhalb der EU ist diese Art von umfassender 
Steuer zudem in Norwegen und der Schweiz Teil des 
jeweiligen Steuersystems.  
Eine ähnliche Steuer existiert auẞerdem in den EU-
Mitgliedstaaten Italien, Belgien und Frankreich. Der 
Unterschied zur Vermögensteuer wie sie in Spanien 

erhoben werden soll, liegt darin, dass dort die Steuer 
nicht auf das gesamte Nettovermögen erhoben wird, 
sondern nur für bestimmte Vermögenswerte gilt.  
Oftmals werden ähnliche Ziele, welche die oben 
benannten Länder durch die Erhebung von 
Vermögensteuern bezwecken, durch die Anwendung 
anderer Rechtsfiguren auch in weiteren Ländern 
verfolgt.  
 
In Deutschland erfolgt eine Berücksichtigung im 
Rahmen der Steuerprogression, d.h., wer mehr als 
58.579 Euro verdient, zahlt den Spitzensteuersatz von 
42 %, ab 277.826 Euro gilt der Reichensteuersatz von 
45 %. Im Jahre 1995 entschied das 
Bundesverfassungsgericht den sogenannten 
Halbteilungsgrundsatz, nach dem eine 
Vermögensteuer zu den Ertragsteuern (wie der Steuer 
auf Einkommen) nur hinzutreten dürfe, wenn 
dadurch die steuerliche Gesamtbelastung „in der 
Nähe einer hälftigen Teilung“ zwischen 
Steuerpflichtigem und Fiskus stehe. 
 
Ende September 2022 legte die Regierungskoalition 
ein entsprechendes Steuerpaket vor, mit dem die 
Steuern für hohe Einkommen, große Vermögen und 
Unternehmen erhöht und die Steuerlast für 
Steuerzahler mit geringem Einkommen gesenkt 
werden soll. Zu den vom spanischen 
Finanzministerium mittels sechsseitiger 
Presseerklärung der Regierung vom 29.09.2022 
angekündigten Maßnahmen gehört eine neue 
Reichensteuer, die mit der bisherigen 
Vermögensteuer kompatibel sein soll, sowie 
Änderungen der Körperschaftssteuer, der 
Einkommensteuer („Impuesto sobre la Renta de las 
Personas Físicas“-IRPF) und in geringem Ausmaß 
der Mehrwertsteuer. Mit diesen Maßnahmen sollen 
die Steuereinnahmen in den Jahren 2023 und 2024, 
für die das Paket geschnürt wurde, um mehr als 3 
Milliarden Euro steigen. Die in diesem Paket 
vorgesehenen Änderungen werden mit Ausnahme der 
neuen Reichensteuer unmittelbar in den Entwurf des 
Staatshaushalts („Presupuestos Generales del 
Estado“- PGE) aufgenommen, da die neue Steuer auf 
große Vermögen zunächst das parlamentarische 
Verfahren durchlaufen muss. Gleichzeitig setzt die 
Regierung auf die befristeten Abgaben für große 
Energieunternehmen und Banken, die über zwei 
Jahre hinweg weitere 7 Milliarden Steuereinnahmen 
einbringen sollen. Die neue Reichensteuer soll 
zeitlich befristet sein und die Doppelbesteuerung mit 
der Vermögensteuer vermeiden sowie bei 
Steuerpflichtigen mit einem Nettovermögen von 
mehr als 3 Millionen Euro in der 
Bemessungsgrundlage fällig werden. Bei Beträgen 
zwischen 3 und 5 Millionen Euro soll der Steuersatz 
bei 1,7%, zwischen 5 und 10 Millionen bei 2,1% und 
über 10 Millionen bei 3,5% liegen. Insgesamt gibt es 
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laut dem Ministerium ca. 23.000 potenzielle 
Steuerzahler der Reichensteuer in Spanien mit 
erwarteten Einnahmen von 1,5 Milliarden Euro. 
Diese Maßnahme soll die Freibeträge, welche 
manche Gebietsautonomien den dort Ansässigen 
gewähren, aushebeln. 
 
Die genannten Steuersätze sind vergleichbar mit den 
Regelungen der Vermögensteuer in Norwegen und 
der Schweiz. In Norwegen wird ein Steuersatz von 
0,95% erhoben, wenn das Vermögen den Wert von 
190.000 Euro übersteigt. Wird der Betrag von 2,3 
Mio. Euro überschritten, erhöht sich der Steuersatz 
auf 1,1%. In der Schweiz variiert der Steuersatz je 
nach Regelung in den einzelnen Kantonen und reicht 
von 1,3 ‰ bis 10,1 ‰. Weil die Besteuerung 
progressiv erfolgt, sind insbesondere Steuerpflichtige 
ab einem Vermögen von 1 Million Franken und 
höher betroffen. 
 
Die Steuern, die in Italien, Belgien und der Schweiz 
erhoben werden, bewegen sich im folgenden 
Rahmen: In Italien wird ein Steuersatz von 0,75% auf 
alle Immobilien im Ausland erhoben, sowie von 
0,2% auf ausländische Geldanlagen. Belgien wendet 
seit 2021 einen Steuersatz von 0,15% auf alle 
Finanzinstrumente für den Handel an der Börse im 
Wert von mehr als 1 Mio. Euro an. In Frankreich 
wird seit 2018 eine Immobilienvermögensteuer auf 
alle Immobilien erhoben, die den Nettowert von 1,3 
Mio. Euro übersteigen. Je höher der Wert der 
Immobilie, desto höher der Steuersatz, maximal 
beträgt dieser jedoch 1,5%.  
 
Die Regierungskoalition hat die neue Reichensteuer 
Spanien mit dem Ziel konzipiert, dass sich ihr 
möglichst wenige Steuerpflichtige entziehen können. 
Es sollen aber nur Nettovermögen von mehr als drei 
Millionen Euro besteuert werden, da sich dort der 
größte Teil des potenziellen Steuervolumens von fast 
73 % dessen, was in der Vermögensteuer 
eingenommen werden könne, befände und durch die 
Vergünstigungen mancher Gebietsautonomien an 
Steuervolumen verloren gehe.  
 
Ausgangspunkt für die Festsetzung des Betrages von 
3 Millionen Euro seitens der Regierung sind die 
Zahlen der Steuerpflichtigen 2019. Die Anzahl der 
Steuerpflichtigen, die vor drei Jahren mit einem 
Vermögen von weniger als drei Millionen Euro 
vermögensteuerpflichtig waren, beläuft sich auf 
170.443, das sind 92,8 % aller Betroffenen. Die 
damit verbundenen Einnahmen beliefen sich jedoch 
auf etwas mehr als 530 Millionen, was 43 % des 
Gesamtbetrags entspricht. Die verbleibenden 57 % 
(etwa 690 Millionen) wurden von etwa 13.000, also 
nur 7 % der Steuerzahler, entrichtet. Die Grenze der 
drei Millionen, wiederum mit den Daten von 2019, 

findet sich ebenso in der Gruppe der Steuerzahler, die 
in den Genuss der Vergünstigungen der 
Gebietsautonomien kämen: 92 % der Einnahmen, die 
infolgedessen verloren gingen (945 von 1.021 
Millionen), entsprächen diesem Profil der nach der 
Regierung „Sehr Reichen“. D.h., die Vermögen mit 
mehr als drei Millionen, unabhängig davon, ob sie in 
2019 Vermögensteuer gezahlt haben oder nicht, 
machten zusammen 72,9 % des 
Steuereinnahmepotenzials aus. 
 
Fazit Reichensteuer Spanien: 
 
Die Ankündigung der neuen Reichensteuer Spanien 
ist die Reaktion der Regierung auf die geplante 
Einführung der Regionalregierungen Andalusiens 
und Galiziens, die dem Beispiel Madrids folgend, 
erhebliche Vergünstigungen in der Vermögensteuer 
zu gewähren beabsichtigen. Diese zu neutralisieren 
ist die Absicht, da sie in den autonomen Regionen, 
die keine Vergünstigungen geben, zu 100 % 
abzugsfähig sein wird, was auch die 
Doppelbesteuerung durch Reichensteuer und 
Vermögensteuer vermeiden soll. 
 
Unbeschadet dessen blieben bei dieser Maßnahme 
Vermögende die in Gebietsautonomien mit 
Freibeträgen gemeldet sind und über ein Vermögen 
von weniger als drei Millionen Euro verfügen, 
unberücksichtigt. Deren Zahl wird auf knapp 5 % der 
steuerpflichtigen Vermögenden geschätzt. 
 
Schließlich bleibt ebenso abzuwarten, ob diese 
Maßnahme tatsächlich nur vorübergehenden 
Charakter hat. Denn auch die Vermögensteuer wurde 
seinerzeit durch Königliches Dekret vom 16.9.2011 
zur Krisenbewältigung zunächst für die Jahre 2011 
und 2012 wieder eingeführt und schließlich „aus 
wirtschaftlichen Gründen“ auf die Folgejahre 
ausgeweitet.  
 
- Weitere Maßnahmen des Steuerpakets der 
Regierung vom 29.09.2022 
 
Mit vorgenanntem Maßnahmenpaket sollen Steuern 
für hohe Einkommen, große Vermögen und 
Unternehmen erhöht und die Steuerlast für 
Steuerzahler mit geringem Einkommen gesenkt 
werden. 
 
Neben der „Reichensteuer“ hat sich die Regierung 
auf mehrere Maßnahmen bei der spanischen 
Einkommensteuer geeinigt, die sich an 
Steuerpflichtige mit hohem, wie auch mit niedrigem 
Einkommen richten. Es wurde eine Steuererhöhung 
auf Kapitaleinkünfte über 200.000 Euro von 26% auf 
27% beschlossen. Für Kapitalerträge über 300.000 
Euro beträgt der neue Satz 28 %. 
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Eine weitere Maßnahme des Steuerpakets ist die 
Ermäßigung für Arbeitseinkommen im Rahmen der 
Einkommensteuer (IRPF), ein Mittel, das nach 
Angaben des Finanzministeriums der Hälfte der 
spanischen Arbeitnehmer zugutekommen werde, da 
der mittlere Arbeitslohn bei 21.000 Euro liege. So 
werden diejenigen, die weniger als 21.000 Euro pro 
Jahr verdienen, in den Jahren 2023 und 2024 
insgesamt 1.881 Millionen Euro in dieser Steuerart 
sparen. Bislang galt die Ermäßigung für Einkommen 
unter 18.000 Euro. 
 
Diese Steueränderung beinhaltet zum einen die 
Anhebung des steuerpflichtigen Mindesteinkommens 
von 14.000 auf 15.000 Euro, wodurch gewährleistet 
werde, dass diejenigen, die den Mindestlohn (der 
jetzt 14.000 Euro pro Jahr beträgt) verdienen, 
weiterhin von der Einkommensteuer befreit sind. 
 
Ein Arbeitnehmer ohne Kinder, der 18.000 Euro im 
Jahr verdient, würde beispielsweise 746 Euro an 
Einkommensteuer sparen, ein verheirateter 
Arbeitnehmer mit zwei Kindern und einem Gehalt 
von 19.000 Euro in einer gemeinsamen Erklärung 
331 Euro. 
 
In der Einkommenssteuer ist für Selbstständige 
(„autónomos“) außerdem eine zusätzliche Entlastung 
vorgesehen, wie auch eine Erhöhung der schwer zu 
rechtfertigenden abzugsfähigen Ausgaben um zwei 
Prozentpunkte auf 7 %. 
 
Die Unternehmen betreffend, beabsichtigt die 
Regierung den nominalen Körperschaftsteuersatz für 
kleine Unternehmen um zwei Prozentpunkte von 
derzeit 25 % auf 23 % zu senken. Die Begünstigten 
sind etwa 407.300 kleine Unternehmen mit einem 
Umsatz von weniger als einer Million Euro. 
Andererseits schränkt die Regierung die Möglichkeit 
die Verluste von Tochtergesellschaften konsolidierter 
Konzerne auszugleichen, um 50 % ein, eine 
Maßnahme, die etwa 3.600 Großunternehmen 
beträfe. Die Auswirkungen sollen sich bis 2023 und 
2024 auf fast 2,5 Milliarden an Steuereinnahmen 
belaufen. 
 
III. Vermeidung der Vermögensteuer für 

Immobilien durch Holdingstrukturen  
 
Die spanische Vermögensteuer wurde durch „Ley del 
Impuesto sobre el patrimonio“ (Gesetz über die 
Vermögensteuer Spanien) im Jahre 1977 eingeführt 
und hat ihre letzte Änderung mit dem Gesetz 19/1991 
erfahren. Ab dem Jahre 2008 wurde sie praktisch 
irrelevant, da den Steuerpflichtigen eine 
Steuergutschrift in Höhe von 100 % rückwirkend 
zum 1.1. 2008 gewährt wurde. Durch das Königliche 
Dekret vom 16.9.2011 wurde die Vermögensteuer 

zur Krisenbewältigung sodann wieder beschränkt und 
rückwirkend zum 1.1.2011 reaktiviert; 2015 kam es 
zu einer Reform. 
 
Vermögensteuerpflichtig sind natürliche Personen 
mit ihrem Nettovermögen. Es ist zwischen dem 
beschränkt und dem unbeschränkt Steuerpflichtigen 
zu unterscheiden.  
 
Eine beschränkte Steuerpflicht besteht für in 
Spanien belegenes Vermögen oder durchsetzbare 
Rechte einer natürlichen Person, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht im spanischen 
Hoheitsgebiet hat (sog. „Nichtresidente“). 
Obschon der indirekte Besitz von Immobilien über 
Unternehmensstrukturen nicht durch das 
Vermögensteuergesetz gedeckt ist, vertrat die 
spanische Steuerverwaltung bislang die Auffassung, 
Konstruktionen besteuern zu können, in denen eine 
natürliche Person Anteile einer ausländischen 
Kapitalgesellschaft hielt, bei welcher wiederum zu 
mehr als 50 % ihrer Vermögenswerte in spanischen 
Immobilien bestand (vgl. verbindliche Anfragen 
V0093-16 y V1995-20). Der vorliegende Artikel 
erläutert die neuesten Entwicklungen insoweit. 
 
Im Jahr 2019 wurde erstmals im Rahmen eines 
Antrages auf verbindliche Auskunft (V3178-19) 
eines britischen Staatsangehörigen mit Wohnsitz in 
Gibraltar, der Anteile einer in Gibraltar ansässigen 
Gesellschaft hielt, die wiederum zu 100 % an einer 
spanischen Gesellschaft beteiligt war und deren 
einziger Vermögenswert in einer spanischen 
Wohnimmobilie lag, an dieser Auffassung gerüttelt. 
Diese spanische Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung übte keine wirtschaftliche Tätigkeit aus und 
stellte die Immobilie dem Antragsteller zur 
Verfügung, der sie als Feriendomizil nutzte. 
 
Der Erwerb der Immobilie war durch das spanische 
Unternehmen mittels eines Darlehens erfolgt, das 
dieses von seinem einzigen Anteilseigner (der 
Gibraltargesellschaft) erhalten hatte, die wiederum 
ein Darlehen in gleicher Höhe von dem britischen 
Staatsangehörigen erhielt. 
Es wurde für den konkreten Fall entschieden, dass 
keine Vermögensteuern erhoben werden könnten, 
sofern die nicht in Spanien ansässige Person das 
spanische Vermögen nur indirekt über eine 
zwischengeschaltete ausländische Gesellschaft 
besitze.   
 
Mit Urteil 621/2020 vom 3. Dezember entschied 
sodann der Oberste Gerichtshof der Balearen 
(Tribunal Superior de Justicia de las Islas Baleares), 
dass über ein nicht gebietsansässiges Unternehmen 
indirekt gehaltene Eigentum an Immobilienvermögen 
auf den Balearen einer gebietsfremden natürlichen 
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Person im Rahmen der Vermögensteuer nicht 
besteuert werden dürfe, da es sich dabei nicht um 
Vermögenswerte oder Rechte handelt, die im 
spanischen Hoheitsgebiet belegen sind oder ausgeübt 
werden können. 
 
Dem lag ein Antrag auf Rückerstattung von 
Vermögensteuer eines Gesellschafters einer 
deutschen Kapitalgesellschaft, die eine Beteiligung 
an einer spanischen S.L. hielt, welche Eigentümerin 
von in Spanien befindlichen beweglichen 
Vermögenswerten, die einen wesentlichen Teil ihres 
Vermögens, d.h. mehr als 50 % des Gesamtwerts des 
Unternehmens, ausmachen, zugrunde. Der 
Gesellschafter der deutschen GmbH hatte den Wert 
der Geschäftsanteile im Rahmen der 
Selbstveranlagung der Vermögensteuer erklärt und 
die entsprechende Vermögensteuer eingezahlt, um 
sodann die Berichtigung der Selbstveranlagung und 
die Erstattung der entrichteten spanischen 
Vermögensteuer zu beantragen. 
 
Die Finanzverwaltung lehnte den 
Rückerstattungsantrag ab und war der Auffassung, 
dass auf der Grundlage der Bestimmungen des 
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
(„DBA“) zwischen Spanien und Deutschland 
einerseits und dem nationalen spanischen Steuerrecht 
andererseits Anspruch auf Vermögensteuer auch für 
das Eigentum an den Geschäftsanteilen der 
gebietsfremden Gesellschaft entstünde, da diese 
indirekt das Eigentum an in Spanien gelegenen 
Immobilien verkörperten. 
 
Begründet sah dies die Verwaltung durch die mit 
Artikel 21.IV DBA eingeführte Regelung: 
„Anteile an einer Gesellschaft oder einer anderen 
Personenvereinigung oder andere vergleichbare 
Beteiligungen, deren Aktivvermögen zu mindestens 
50 % unmittelbar oder mittelbar aus in einem 
Vertragsstaat gelegenem unbeweglichen Vermögen 
besteht, oder Anteile oder andere Rechte, die ihren 
Eigentümer unmittelbar oder mittelbar zur Nutzung 
eines in einem Vertragsstaat gelegenem 
unbeweglichen Vermögens berechtigen, können in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem das 
unbewegliche Vermögen liegt“. Damit solle 
vermieden werden, dass beschränkt Steuerpflichtige 
ihre in Spanien belegenen Immobilien in eine 
deutsche Gesellschaft einbringen und damit der 
Besteuerung entgehen. 
 
Der Gerichtshof entschied hingegen, dass nur der 
unmittelbare Inhaber von Vermögensgegenständen 
oder Rechten, die in Spanien ausgeübt oder erfüllt 
werden können, eine Steuerpflicht im Rahmen der 
Vermögensteuer begründen könne. Da der 
Rechtsmittelführer weder Eigentümer der 

Geschäftsanteile der gebietsansässigen Gesellschaft 
noch der in Spanien belegenen Immobilie war, wurde 
seinem Anspruch stattgegeben. 
 
Dass es in solchen Fällen trotz der oben ausgeführten 
DBA-Regelung an einer Rechtsgrundlage für den 
Ansatz von Vermögensteuer fehlt, sieht nun in einer 
weiteren verbindlichen Anfrage (Consulta Vinculante 
V1947-22, de 13 de Septiembre de 2022 de la SG de 
Tributos) erneut auch die Verwaltung und solche 
Fälle als nicht steuerbar gemäß den Bestimmungen 
des Artikel 5.1 b) des Vermögensteuergesetzes an.  
 
Der Sachverhalt der beschiedenen Anfrage zur 
Vermögensteuer war der Folgende: 
 
Ein in Deutschland ansässiger Steuerpflichtiger hält 
100 % der Anteile an einer deutschen 
Holdinggesellschaft „A“, welche wiederum 100 % 
der Anteile an der deutschen Holdinggesellschaft 
„B“ hält, die wiederum 100 % der Anteile an der 
deutschen Gesellschaft „C“ hält. “C“ verfügt über 
eine spanische Steueridentifikationsnummer und ist 
Eigentümerin einer Wohnimmobilie auf Mallorca, die 
mehr als 50 % des Vermögens dieser Gesellschaft 
ausmacht. Die Anteile die “A“ an der Gesellschaft 
„B“ hält, stellen weniger als 50 % ihrer gesamten 
Aktiva dar. 
 
Der Antragsteller begehrte eine verbindliche Aussage 
dahingehend, dass sein Eigentum an Anteilen oder 
Beteiligungen an gebietsfremden Körperschaften, die 
direkt oder indirekt Immobilieninvestitionen in 
Spanien halten, keine Besteuerung in Spanien für die 
Vermögensteuer auslöst. 

Die Behörde führt insoweit aus: 

1. Zum Doppelbesteuerungsabkommen zwischen 
Deutschland und Spanien 
 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine 
natürliche Person, die alleiniger Gesellschafter einer 
deutschen Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) und in Spanien steuerlich nicht ansässig ist. 
Die wirtschaftliche oder geschäftliche Tätigkeit der 
GmbH ist nicht bekannt, die Gesellschaft ist indirekt 
an einem anderen Unternehmen beteiligt, das eine 
Immobilie auf Mallorca besitzt, die mehr als 50 
Prozent des Vermögens dieser Gesellschaft 
ausmacht. 
 
Bei dem Antragsteller handelt es sich um einen in 
Deutschland steuerlich Ansässigen, so dass das 
Abkommen zwischen dem Königreich Spanien und 
der Bundesrepublik Deutschland zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Vermeidung der 
Steuerhinterziehung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen anwendbar ist. 
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Nach Darstellung der entsprechenden Artikel des 
DBA wird ausgeführt, dass das DBA auf die 
spanische Vermögensteuer anwendbar ist, aber dass 
trotz der Tatsache, dass die Immobilie auf 
spanischem Staatsgebiet belegen ist, Spanien nicht 
befugt ist, nach seinen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften den Teil des Vermögens des 
Antragstellers zu besteuern, der aus Anteilen oder 
Beteiligungen an der deutschen Gesellschaft 
(Körperschaft “A“) besteht, da das Vermögen dieser 
Körperschaft nicht zu mindestens 50 % direkt oder 
indirekt aus in Spanien belegenen Immobilien 
besteht. 
 
2. Zur Vermögensteuer führt die verbindliche 

Auskunft konkret aus: 
 

„Die Artikel 3 und 5 des Gesetzes 19/1991 vom 6. 
Juni 1991 über die Vermögensteuer (BOE vom 7. 
Juni 1991) – im Folgenden LIP genannt – 
bestimmen: 
 
Artikel 3: Steuerbarer Sachverhalt. 
Der Steuertatbestand ist das Eigentum des 
Steuerpflichtigen zum Zeitpunkt des Steueranfalls 
des in Artikel I Absatz 2 dieses Gesetzes 
bezeichneten Nettovermögens. 
 
Es wird vermutet, dass die Güter und Rechte, die 
zum Zeitpunkt des vorgenannten Steueranfalls im 
Eigentum des Steuerpflichtigen standen, Bestandteil 
seines Vermögens sind, es sei denn, es liegt ein 
Nachweis für die Übertragung oder den Verlust von 
Vermögenswerten vor. 
 
Artikel 5: Steuerpflichtige Person. 
Erstens. Die Steuer wird von folgenden Personen 
entrichtet: 
(…) 
b) Durch Realobligation, jede natürliche Person für 
die Güter und Rechte, deren Eigentümer sie ist, wenn 
diese sich auf spanischem Gebiet befinden, ausgeübt 
werden können oder erfüllt werden müssen. 
In diesem Fall wird die Steuer unter 
Berücksichtigung der Bestimmungen von Artikel 9 
Absatz 4 dieses Gesetzes ausschließlich auf diese 
Vermögenswerte oder Rechte des Steuerpflichtigen 
erhoben.“ 
 
In Spanien steuerlich Nichtansässige trifft mithin die 
sogenannte Realobligation („obligación real“, im 
Gegensatz zur „obligación personal“, welche die dort 
unbeschränkt Steuerpflichtigen trifft), bei welcher 
nur Abzugsfähigkeit von Belastungen, Steuern und 
Verpflichtungen besteht, sofern diese den in Spanien 
belegenen Vermögen zuordenbar ist. 
 

Vorliegend kommt die Finanzbehörde zum Ergebnis, 
dass der „Antragsteller nicht Inhaber solcher Güter 
und Rechte auf spanischem Gebiet ist, da er lediglich 
unmittelbarer Inhaber einer deutschen Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung (GmbH “A“) ist, die 
indirekt an einem anderen Unternehmen („C“) 
beteiligt ist, die Eigentümerin einer Immobilie auf 
Mallorca ist“. 
 
Dementsprechend unterliege er nicht der spanischen 
Vermögensteuer. „Auch wenn das DBA Spanien 
erlaube nach seinen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften den Teil des Vermögens des 
Antragstellers, der aus Anteilen oder Beteiligungen 
an dieser deutschen Gesellschaft besteht, zu 
besteuern, so wäre darüber hinaus erforderlich, dass 
die spanischen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
auch die Anteile oder Beteiligungen besteuern, 
welche die entsprechenden Voraussetzungen des 
Vermögensteuergesetzes erfüllen“. 
 
Das spanische Finanzamt kommt sodann zu diesen 
„Schlussfolgerungen zur Vermögensteuer  
 
Erstens: Nach dem Abkommen zwischen dem 
Königreich Spanien und der Bundesrepublik 
Deutschland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerhinterziehung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen ist Spanien befugt, den Teil des 
Vermögens von Gebietsfremden, der aus Aktien oder 
Beteiligungen an einer deutschen Gesellschaft 
besteht, deren Vermögen zu mindestens 50 % 
unmittelbar oder mittelbar aus in Spanien belegenen 
Grundstücken oder aus Anteilen oder Beteiligungen 
oder sonstigen Rechten besteht, die ihrem 
Eigentümer unmittelbar oder mittelbar das Recht 
verleihen, in Spanien belegene Grundstücke zu 
nutzen, nach seinem innerstaatlichen Recht zu 
besteuern. 
 
Zweitens: Die Besteuerung des Eigentums an Aktien 
oder Beteiligungen an den im vorstehenden Absatz 
genannten Gesellschaften in Spanien, setzt das 
Vorhandensein einer innerstaatlichen Regelung 
voraus, die das Eigentum an solchen Aktien oder 
Beteiligungen tatsächlich besteuert. 
 
Drittens: Die Vermögensteuer wird nicht auf das 
Eigentum an Anteilen oder Beteiligungen an nicht in 
Spanien ansässigen Gesellschaften erhoben, die im 
Besitz von nicht in Spanien ansässigen natürlichen 
Personen sind, die nur für das Eigentum von 
Vermögenswerten und Rechten steuerpflichtig sind, 
die im spanischen Hoheitsgebiet belegen sind, 
ausgeübt werden können oder auszuüben sind“. 
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Dies wird „gemäß den Bestimmungen von Artikel 89 
Absatz 1 der spanischen Abgabenordnung Gesetzes 
58/2003 vom 17. Dezember 2003 über die allgemeine 
Besteuerung hiermit verbindlich mitgeteilt“. 
 
Fazit:  
 
Mit dem nun für den Sachverhalt einer 
doppelstöckigen Holding beschiedenen Fall kommt 
das Finanzamt zur Auffassung, dass steuerlich nicht 
in Spanien ansässige natürliche Personen für das 
Halten entsprechender Geschäftsanteile oder Aktien 
nicht der dortigen Vermögensteuerpflicht 
unterliegen, da diese Steuer nicht auf die 
Inhaberschaft von Aktien oder Beteiligungen an nicht 
in Spanien ansässigen Unternehmen erhoben werde. 
Besteuert werden solle nur das Eigentum an in 
Spanien gelegenen Vermögenswerten und Rechten, 
die auf spanischem Gebiet ausgeübt werden können 
oder müssen. Kurz, der nicht ansässige, nicht 
unmittelbare Eigentümer in Spanien befindlicher 
Vermögenswerte ist demnach dort nicht 
vermögensteuerpflichtig.  
 
Die deutsche Organschaft, die dort den 
größtmöglichen steuerlichen Vorteil auf der 
Gesellschafterebene sucht, verhilft demnach auch in 
Spanien. Während in Deutschland die doppelstöckige 
Holding die Gesellschafter vor steuerlichen 
Nachbelastungen bei Betriebsprüfungen schützen und 
die Steuern auf Dividenden oder 
Veräußerungsgewinne beschränken, bei 
Immobiliengesellschaften Gewerbesteuer vermeiden, 
kann sie, wenn das operative Unternehmen der 
Holding im Ausland ansässig ist, dort zu einer ggf. 
niedrigeren Körperschaftsteuer führen und ggf. 
aufgrund Regelungen im Doppelbesteuerungs-
abkommen vor der deutschen Besteuerung schützen. 
Auch kann das Konstrukt vor der deutschen 
Wegzugsbesteuerung bei einem Wegzug des 
Gesellschafters ins Ausland schützen. In diesem 
letzten Fall wären bei einem Wegzug nach Spanien 
allerdings wieder andere steuerliche Sachverhalte zu 
bedenken. 
 
IV. Rechtsvergleich verbindliche Auskunft 

Spanien – Deutschland 
 

Sowohl in Deutschland als auch in Spanien ist es 
möglich, unter bestimmten Voraussetzungen bei den 
Finanzbehörden eine Anfrage zu stellen, um eine 
verbindliche Auskunft über die steuerlichen Folgen 
einer bestimmten Handlung zu erlangen. 
Der folgende Beitrag soll die länderübergreifenden 
Unterschiede, aber auch die Gemeinsamkeiten dieser 
Rechtsfigur in Deutschland und Spanien aufzeigen. 
 
 

Deutschland 
Rechtsgrundlagen der verbindlichen Auskunft in 
Deutschland sind § 89 Abs. 2 der Abgabenordnung 
(AO) sowie die Steuerauskunftsverordung 
(StAuskV), welche neben den Rechten und Pflichten 
des Antragstellers bzw. der Antragstellerin auch 
Regelungen zur Bindungswirkung der Auskunft 
enthält. 
 
Zweck der verbindlichen Auskunft ist es, vor dem 
Hintergrund der Planungssicherheit, einen genau 
bestimmten, noch nicht verwirklichten Sachverhalt 
durch Beantwortung einer konkreten Rechtsfrage 
steuerlich zu beurteilen. 
 
In Deutschland ist jeder Steuerpflichtige befugt einen 
Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft zu 
stellen. In der Regel sind der Antragsteller und der 
Steuerpflichtige personenidentisch, dies ist jedoch 
nicht zwingend. Es kann auch ein Dritter 
Antragsteller sein, wenn der oder die Steuerpflichtige 
als Solcher noch nicht existiert (z.B. eine noch zu 
gründende Gesellschaft). 
 
Der Antrag kann schriftlich oder elektronisch gestellt 
werden und hat die Pflichtangaben des § 1 Abs. 1 S. 
1 StAuskV zu enthalten. Neben den persönlichen 
Daten, ist u.a. der maẞgebliche Sachverhalt so 
konkret wie möglich darzustellen, ebenso wie das 
besondere steuerliche Interesse und das aufgeworfene 
Rechtsproblem unter Begründung des eigenen 
Rechtsstandpunktes. 
 
Zuständig für die Erteilung einer verbindlichen 
Auskunft ist grundsätzlich die Finanzbehörde, die bei 
Verwirklichung des dem Antrag zugrunde liegenden 
Sachverhalts gem. §§ 18 bis 21 AO örtlich zuständig 
sein würde (hypothetische Zuständigkeit). Für den 
Fall, dass im Zeitpunkt der Antragstellung (noch) 
keine Finanzbehörde zuständig ist, z.B. bei der 
Planung eines Vorhabens durch einen ausländischen 
Investor, ist auf dem Gebiet der Steuern, die von den 
Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes 
verwaltet werden, das Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) zuständig. Darüber hinaus ist das BZSt nur 
für die sog. Gemeinschaftssteuern (Einkommen-
steuer, Körperschaftsteuer, Solidaritäts-zuschlag und 
Umsatzsteuer) und für seine originären Aufgaben 
(unter anderem Versicherungssteuer, Freistellung von 
Kapitalertragsteuer) zuständig. 
 
Beide Stellen sollen ihre Entscheidung innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten ab Eingang des 
Antrags treffen, andernfalls ist dem bzw. der 
Antragsteller/in unter Angabe der Gründe 
mitzuteilen, dass dies nicht möglich ist. 
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Voraussetzung für die Erteilung einer verbindlichen 
Auskunft ist, dass der in der Anfrage dargelegte 
Sachverhalt sich zum Zeitpunkt der Erteilung noch 
nicht verwirklicht hat, d. h. der bzw. die 
Antragsteller/in muss noch in der Lage sein, 
Dispositionen zu treffen. Darüber hinaus muss an der 
Auskunft ein besonderes steuerliches Interesse 
bestehen. Letzteres ist in der Regel dann gegeben, 
wenn eine wirtschaftliche Entscheidung des 
Antragstellers von der Auskunft abhängt. Die 
Absicht, mit dem Antrag einen steuerlichen Vorteil 
zu erlangen, stellt kein schutzwürdiges besonderes 
Interesse dar. 
 
Ein besonderes Interesse ist auch dann nicht gegeben, 
wenn das Auskunftsbegehren bereits durch die 
Rechtsprechung oder durch Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums abschlieẞend geklärt 
worden ist. Rechtsansichten, die die 
Finanzverwaltung bereits in verbindlichen 
Auskünften dargelegt hat, sind dafür hingegen nicht 
maẞgeblich, denn diese führen allein zur 
Bindungswirkung für die zuständige 
Finanzverwaltung (dazu s.u.). 
 
Die verbindliche Auskunft selbst sowie ihre 
Ablehnung stellen als Solche jeweils einen 
Verwaltungsakt iSd. § 35 S. 1 VwVfG dar, der im 
pflichtgemäẞen Entschlieẞungs- und 
Auswahlermessen der zuständigen Behörde steht. Ein 
Rechtsanspruch auf die begehrte Erteilung besteht 
nicht. 
 
Gegenstand der Auskunft sind neben der 
Entscheidung über den Antrag, die angewandten 
Rechtsvorschriften und die maßgebenden Gründe. 
Dabei ist auf den zugrundegelegten Sachverhalt, die 
Steuerart sowie den Zeitraum, für den die 
verbindliche Auskunft gilt, Bezug zu nehmen. Inhalt 
und Umfang der verbindlichen Auskunft sind gem. § 
133 BGB zu ermitteln. 
 
Möglich ist auch, dass eine sog. negative Auskunft 
erteilt wird, d.h. dass eine Auskunft, die von der vom 
Antragsteller vorgebrachten, für ihn günstigen 
Rechtsauffassung inhaltlich abweicht. 
 
Die erteilte verbindliche Auskunft entfaltet 
Bindungswirkung für das zuständige Finanzamt im 
Hinblick auf die Besteuerung des Antragstellers oder 
der Person, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse, für die der Antrag gestellt worden 
ist (s.o.) und die den Sachverhalt verwirklicht hat, 
wenn der später verwirklichte Sachverhalt, von dem 
der Auskunft zugrunde gelegten Sachverhalt nicht 
oder nur unwesentlich abweicht.  
 

In dem Fall, in dem das Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) entscheidet (vgl. o.), bindet die 
verbindliche Auskunft auch die Finanzbehörde, die 
bei der Verwirklichung des der Auskunft zugrunde 
liegenden Sachverhalts zuständig ist.  
 
Die verbindliche Auskunft ist nicht bindend, wenn 
sie zulasten des Steuerpflichtigen dem geltenden 
Recht widerspricht. 

Bei einheitlichem Antrag mehrerer Beteiligter ist die 
Auskunft für die Besteuerung aller unter den zuvor 
benannten Voraussetzungen einheitlich bindend. 
Widerspricht die einheitlich erteilte verbindliche 
Auskunft dem geltenden Recht und beruft sich 
mindestens ein Beteiligter hierauf, entfällt die 
Bindungswirkung der verbindlichen Auskunft 
einheitlich gegenüber allen Beteiligten. 
 
Die Bindungswirkung der verbindlichen Auskunft 
entfällt auẞerdem ab dem Zeitpunkt, in dem die 
Rechtsvorschriften, auf denen die Auskunft beruht, 
aufgehoben oder geändert werden. 
 
Wenn sich herausstellt, dass die erteilte Auskunft 
unrichtig war, kann diese mit Wirkung für die 
Zukunft aufgehoben oder geändert werden. 
 
Die Bearbeitung eines Antrages ist in Deutschland - 
sofern die Finanzbehörde nicht aus Billigkeits-
gründen auf die Erhebung verzichtet - 
gebührenpflichtig.  

Maẞgeblich für die Höhe der Gebühr ist primär der 
Gegenstandswert der verbindlichen Auskunft, die der 
Antragsteller begehrt. Dieser bemisst sich nach den 
steuerlichen Auswirkungen des zu beurteilenden 
Sachverhalts. 
 
Die Finanzbehörde legt dem Verfahren den 
Gegenstandswert zugrunde, den der bzw. die 
Antragsteller/in zusammen mit den für seine 
Bestimmung erheblichen Umständen in seinem/ihrem 
Antrag darlegt, soweit dies nicht zu einem 
offensichtlich unzutreffenden Ergebnis führt. 
Kann kein Gegenstandswert – auch nicht durch 
Schätzung – bestimmt werden, ist eine Zeitgebühr zu 
berechnen; sie beträgt 50 Euro je angefangene halbe 
Stunde Bearbeitungszeit. Beträgt die 
Bearbeitungszeit weniger als zwei Stunden, wird 
keine Gebühr erhoben. 
 
Wird eine verbindliche Auskunft gegenüber 
mehreren Antragstellern einheitlich erteilt, sind alle 
Antragsteller Gesamtschuldner einer Gebühr. Diese 
ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe ihrer 
Festsetzung zu entrichten. Die Finanzbehörde kann 
die Entscheidung über den Antrag bis zur 
Entrichtung der Gebühr zurückstellen. 
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Spanien 
Im spanischen Allgemeinen Steuergesetz (Ley 
General Tributaria, LGT) finden sich die 
einschlägigen Regelungen zu den formellen und 
materiellen Voraussetzungen sowie der Wirkung der 
„consulta vinculante“ (verbindliche Auskunft) auf 
schriftliche Steueranfragen in den Art. 88 und 89 
LGT und den Art. 65 bis 68 der Verordnung zu den 
Allgemeinen Vorschriften für Steuerverwaltungs-
maßnahmen und –verfahren sowie Steuerprüfungen 
(Reglamento General actuaciones y procedimientos 
de gestión e inspección tributaria).  
 
Zweck der Anfrage ist danach die Auskunft, welche 
Steuerregelung, Klassifizierung oder Einstufung für 
den oder die Steuerpflichtige als Antragsteller/in im 
Einzelfall gilt. 
 
Antragsbefugt ist nicht nur jeder Steuerpflichtige, 
sondern auch Berufsverbände, offizielle Kammern, 
Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften, Verbraucher-
verbände, Verbände oder Stiftungen, die die 
Interessen von Menschen mit Behinderungen 
vertreten, Unternehmensverbände und 
Berufsverbände sowie Verbände, in denen die 
vorgenannten Einrichtungen oder Körperschaften 
zusammengeschlossen sind, wenn die Anfragen sich 
auf Fragen beziehen, welche die Allgemeinheit ihrer 
Mitglieder oder Angehörigen betreffen. 
 
Regelungen dazu, was der schriftliche oder 
elektronisch gestellte Antrag beinhalten muss, finden 
sich in der oben benannten Verordnung.  
 
Danach müssen neben den persönlichen Daten u.a. 
der der Anfrage zugrunde liegende Sachverhalt sowie 
das Begehren konkret benannt werden. Zudem muss 
grundsätzlich eine ausdrückliche Erklärung enthalten 
sein, ob zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags 
im Hinblick auf den dargelegten Sachverhalt ein 
Verfahren, ein Einspruch oder eine Beschwerde in 
Bezug auf die Steuerregelung, die Klassifizierung 
oder die Einstufung, anhängig ist.  
 
Ein besonderes Interesse an der Entscheidung, wie es 
der deutsche Gesetzgeber fordert, ist hingegen nicht 
darzulegen. Fehlt es an einer formellen 
Voraussetzung wird dem bzw. der Antragsteller/in 
eine Frist von 10 Tagen gesetzt, um die Angaben zu 
vervollständigen. 

Anders als in Deutschland sind die Anfragen in 
Spanien fristgebunden. Sie sind vor Ablauf der für 
die Ausübung von Rechten, die Einreichung von 
Steuererklärungen oder Selbstveranlagungen oder die 
Erfüllung sonstiger steuerlicher Pflichten gesetzten 
Frist zu stellen. Wird diese Frist nicht eingehalten, 
informiert die Steuerverwaltung den Antragsteller 

entsprechend über die Unzulässigkeit der Anfrage. 
Diese Voraussetzung korrespondiert mit dem in 
Deutschland notwendigen Erfordernis der 
Nichtverwirklichung des fraglichen Sachverhaltes. 
Zu beachten ist, dass die Einreichung und 
Beantwortung von Anfragen nicht zu einem 
Suspensiveffekt im Hinblick auf die Erfüllung der 
steuerlichen Pflichten führt. 

Gem. Art. 88.5 LGT liegt die Zuständigkeit für die 
Beantwortung von Anfragen bei den Organen der 
Steuerverwaltung, die mit der Ausarbeitung, dem 
Vorschlag oder der Auslegung von Vorschriften im 
Steuerbereich betraut sind. Diese Zuständigkeit ist 
streng von derjenigen zur Erhebung bzw. 
Anwendung der Steuern zu trennen, auch wenn diese 
teilweise zusammenfallen. Auf staatlicher Ebene ist 
in der Regel die Generaldirektion für Steuern 
(Dirección General de Tributos, DGT) für die 
Beantwortung der Steueranfragen zuständig (vgl. Art. 
65 der Verordnung), auch dann, wenn die Erhebung 
der Steuer an die Autonomen Gemeinschaften 
abgetreten wurde.  

Daneben gibt es auẞerdem lokale Steuern, deren 
Voraussetzungen und Anwendungsbereiche im 
Gesetz zur Regelung der lokalen Finanzverwaltung 
(Ley Reguladora de las Haciendas Locales, LHL) 
normiert sind. Diesbezügliche Anfragen fallen, 
sofern die Zuständigkeit für die Genehmigung lokaler 
Steuervorschriften beim Staat liegt - was bei einem 
Groẞteil der Fall ist - ebenfalls in den 
Zuständigkeitsbereich der DGT. Die lokalen 
Finanzbehörden sind demgegenüber für Anfragen 
zuständig, die sich auf Steuerregelungen beziehen, 
die Teil der lokalen Regelungskompetenz sind (vgl. 
Art. 13 LHL iVm. Art. 88.5 LGT). 
 
Genauso wie in Deutschland soll die zuständige 
Steuerverwaltung die Anfragen, die den formellen 
Vorgaben entsprechen, innerhalb von sechs Monaten 
nach ihrer Einreichung schriftlich beantworten. Das 
Ausbleiben einer Antwort innerhalb dieser Frist 
bedeutet jedoch nicht, dass die in dem Antrag 
genannten Kriterien akzeptiert werden. 
 
Die Auskunft selbst stellt anders als in Deutschland 
keinen Verwaltungsakt dar, sondern hat lediglich 
informativen Charakter zu einem 
Auslegungskriterium der Verwaltung für die 
Anwendung des maẞgeblichen Steuergesetzes. Dies 
führt dazu, dass dem oder der Steuerpflichtigen 
gegen die Auskunft kein Rechtsbehelf zur Verfügung 
steht, sondern erst gegen die Verwaltungsakte, die in 
Anwendung der in der Antwort genannten Kriterien 
erlassen wurden. Enthält die verbindliche Auskunft 
eine Änderung des Verwaltungskriteriums, so gibt 
die Verwaltung eine Begründung für die Änderung 
an. 
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Im Hinblick auf die Bindungswirkung einer 
verbindlichen Auskunft in Spanien gilt Folgendes: 
 
Die verbindliche Auskunft betrifft in erster Linie die 
Besteuerung des bzw. der Antragteller/in. Adressat 
der Bindungswirkung sind also die Organe und 
Einrichtungen der Steuerverwaltung, die für die 
Anwendung der Steuern in ihrem Verhältnis zum 
bzw. zur Steuerpflichtigen zuständig sind. 
 
Dies gilt auch, wenn diese Steuerverwaltung nicht 
identisch ist mit derjenigen, die über die Anfrage 
entschieden hat (s.o.). In Bezug auf die an die 
autonomen Regionen abgetretenen Steuern hat das 
Tribunal Económico-Administrativo Central (TEAC, 
zentrales Rechtsbehelfsorgan der Verwaltung) dies in 
seinem Urteil vom 21. November 2016, i.S. 
05095/2013, ausdrücklich behandelt. Im Hinblick auf 
die lokalen Gebietskörperschaften hat die DGT selbst 
diese Frage in einer verbindlichen Auskunft 
beantwortet.  
 
Diese „Unterwerfung“ unter die Auslegungsbefugnis 
des Staates birgt ein Konfliktpotential, dem der 
spanische Gesetzgeber bisher nicht begegnet ist. Es 
kommt immer häufiger vor, dass die regionalen und 
lokalen Verwaltungen mit den Auslegungskriterien 
der DGT für Vorschriften nicht einverstanden sind, 
die sie aber im Rahmen der Besteuerungsverfahren 
anwenden müssen und die sich letztlich auf die 
Steuereinnahmen auswirken, die durch die von ihnen 
verwalteten Steuern erzielt werden.   
 
Die in der Auskunft genannten Kriterien werden i. H. 
auf den Antrag angewendet, solange die in dem Fall 
maßgebenden Rechtsvorschriften oder die 
Rechtsprechung nicht geändert worden sind und 
sofern auch die Umstände, der Hintergrund und die 
sonstigen im Antrag enthaltenen Informationen keine 
Änderung erfahren haben.  
 
Daraus folgt, dass dem oder der Antragsteller/in bzw. 
Steuerpflichtigen ein subjektives Recht auf 
Anwendung des (für ihn günstigen) Kriteriums 
zusteht, zu welchem die Steuerverwaltung die 
verbindliche Auskunft erteilt hat. Der auf dieser 
Grundlage ergangene Verwaltungsakt kann bei 
Nichterfüllung dessen angefochten werden. Stellt 
sich heraus, dass das Kriterium nicht entsprechend 
angewandt wurde, ist der Verwaltungsakt für nichtig 
zu erklären.  
 
Hat die Steuerverwaltung einmal eine Entscheidung 
zu einem Auslegungskriterium der Verwaltung 
getroffen, sollten diese Kriterien entsprechend auch 
auf alle anderen Steuerpflichtigen Anwendung 
finden, sofern der Sachverhalt und die Umstände des 

Betroffenen mit den in der verbindlichen Auskunft 
auf die Anfrage genannten identisch sind. 
 
Eine Bindungswirkung besteht hingegen nicht bei 
Anfragen, in deren Zusammenhang Fragen mit dem 
Gegenstand oder der Bearbeitung eines zuvor 
eingeleiteten Verfahrens, Einspruchs oder einer 
Beschwerde aufgeworfen werden (vgl. o., 
Pflichtangaben Antrag). Anders als in Deutschland 
wird zur Bearbeitung von Steueranfragen in Spanien 
keine Gebühr erhoben. 
 
Fazit: 
 
Abschließend lässt sich festhalten, dass die 
Rechtsfigur der verbindlichen Auskunft in 
Deutschland und Spanien den gleichen Zweck 
verfolgen. In beiden Staaten soll im Vorfeld der 
Anwendung der Steuergesetze bezogen auf einen 
konkreten Einzelfall geklärt werden, auf welche 
Weise eine Besteuerung erfolgt.  
 
Während der Antrag in Spanien an eine konkrete 
Frist gebunden ist, ist es in Deutschland erforderlich, 
dass der zu untersuchende Sachverhalt sich noch 
nicht verwirklicht hat und ein besonderes steuerliches 
Interesse dargelegt werden kann. 
 
Der wohl gröẞte Unterschied liegt in der Rechtsnatur 
der verbindlichen Auskunft der beiden Staaten. In 
Deutschland handelt es sich um einen 
Verwaltungsakt, der mit Rechtsbehelfen angegriffen 
werden kann. In Spanien stellt die verbindliche 
Auskunft lediglich eine formale Mitteilung der 
Rechtsauffassung seitens der Steuerverwaltung dar. 
Der Verwaltungsakt folgt erst bei der Anwendung 
der Steuergesetze unter Berücksichtigung der 
verbindlichen Auskunft. 
 
Was wiederum die Bindungswirkung der Auskünfte 
betrifft, haben beide Staaten weitgehend 
übereinstimmende Regelungen getroffen. 
 
Zuletzt erhebt Deutschland, anders als Spanien, eine 
Gebühr zu Bearbeitung der Steueranfragen. 
 
V.  EuGH: „Tribunales Económicos -

Administrativos“ sind keine Gerichte im Sinne 
von Art. 267 AEUV 

 
Mit Urteil C-274/14 hat die Groẞe Kammer des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) entschieden, 
dass ein vom spanischen „Tribunal Económico-
Administrativo Central“ (TEAC) eingereichtes 
Vorabentscheidungsersuchen unzulässig ist, „da 
diese Einrichtung nicht als „Gericht“ im Sinne von 
Art. 267 AEUV (Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union) einzustufen ist.“  

https://dejure.org/gesetze/AEUV
https://dejure.org/gesetze/AEUV
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Das TEAC erfülle weder den das Auẞenverhältnis 
betreffenden Aspekt der Unabhängigkeit, nämlich 
„dass die betreffende Einrichtung ihre Funktionen in 
völliger Autonomie ausübt“, noch den das 
Innenverhältnis betreffenden Aspekt, der „mit dem 
Begriff der Unparteilichkeit in Zusammenhang 
[steht] und (...) sich darauf [bezieht], dass den 
Parteien des Rechtsstreits und ihren jeweiligen 
Interessen am Streitgegenstand mit dem gleichen 
Abstand begegnet wird.“ 

Gegenstand des vom TEAC eingereichten 
Vorabentscheidungsersuchens war die Frage nach der 
Auslegung und Gültigkeit der spanischen Regelung 
für die steuerliche Abschreibung des finanziellen 
Geschäfts- oder Firmenwerts bei Erwerb von 
Beteiligungen an ausländischen Unternehmen.  

Der EuGH begründet seine Entscheidung wie folgt: 
„Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs 
stellt dieser bei der Beurteilung der rein 
unionsrechtlichen Frage, ob es sich bei der jeweils 
vorlegenden Einrichtung um ein „Gericht“ im Sinne 
von Art. 267 AEUV handelt, auf eine Reihe von 
Merkmalen ab, wie z. B. die gesetzliche Grundlage 
der Einrichtung, ihr ständiger Charakter, die 
obligatorische Gerichtsbarkeit, das streitige 
Verfahren, die Anwendung von Rechtsnormen durch 
die Einrichtung sowie ihre Unabhängigkeit (vgl. in 
diesem Sinne Urteile vom 30. Juni 1966, Vaassen-
Göbbels, 61/65, EU:C:1966:39, S. 602; vom 31. Mai 
2005, Syfait u. a., C‑53/03, EU:C:2005:333, Rn. 29, 
sowie vom 16. Februar 2017, Margarit Panicello, 
C‑503/15, EU:C:2017:126, Rn. 27 und die dort 
angeführte Rechtsprechung). 
 
Was das TEAC als vorlegende Einrichtung in der 
vorliegenden Rechtssache anbelangt, so lassen die 
Angaben in den dem Gerichtshof vorgelegten Akten 
keinen Zweifel daran, dass es die Kriterien zum 
Groẞteil erfüllt. 

Es stellt sich allein die Frage, ob das TEAC dem 
Unabhängigkeitskriterium genügt. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs umfasst 
der Begriff der Unabhängigkeit zwei Aspekte. Der 
erste, das Außenverhältnis betreffende Aspekt 
erfordert, dass die betreffende Einrichtung ihre 
Funktionen in völliger Autonomie ausübt, ohne mit 
irgendeiner Stelle hierarchisch verbunden oder ihr 
untergeordnet zu sein und ohne von irgendeiner 
Stelle Anordnungen oder Anweisungen zu erhalten, 
so dass sie vor Interventionen oder Druck von außen 
geschützt ist, welche die Unabhängigkeit des Urteils 
ihrer Mitglieder gefährden und deren Entscheidungen 
beeinflussen könnten (Urteil vom 27. Februar 2018, 
Associação Sindical dos Juízes Portugueses, C‑64/16, 
EU:C:2018:117, Rn. 44 und die dort angeführte 
Rechtsprechung). 

Zum das Außenverhältnis betreffenden Aspekt der 
Unabhängigkeit ist auch daran zu erinnern, dass die 
Nichtabsetzbarkeit der Mitglieder der betreffenden 
Einrichtung eine wesentliche Garantie für die 
richterliche Unabhängigkeit darstellt, da sie darauf 
abzielt, die mit der Aufgabe des Richtens Betrauten 
in ihrer Person zu schützen (vgl. in diesem Sinne 
Urteile vom 19. September 2006, Wilson, C‑506/04, 
EU:C:2006:587, Rn. 51, und vom 27. Februar 2018, 
Associação Sindical dos Juízes Portugueses, C‑64/16, 
EU:C:2018:117, Rn. 45). 
 
Der Grundsatz der Unabsetzbarkeit, dessen 
entscheidende Bedeutung hervorzuheben ist, 
erfordert insbesondere, dass die Richter im Amt 
bleiben dürfen, bis sie das obligatorische 
Ruhestandsalter erreicht haben oder ihre Amtszeit, 
sofern diese befristet ist, abgelaufen ist. Dieser 
Grundsatz beansprucht zwar nicht völlig absolute 
Geltung, doch dürfen Ausnahmen von ihm nur unter 
der Voraussetzung gemacht werden, dass dies durch 
legitime und zwingende Gründe gerechtfertigt ist und 
dabei der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet 
wird. So ist allgemein anerkannt, dass Richter 
abberufen werden können, wenn sie wegen 
Dienstunfähigkeit oder einer schweren Verfehlung 
nicht mehr zur Ausübung ihres Amtes geeignet sind, 
wobei angemessene Verfahren einzuhalten sind 
(Urteil vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen 
[Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C‑619/18, 
EU:C:2019:531, Rn. 76). 
 
So ist die Unabsetzbarkeit der Mitglieder eines 
Gerichts nur dann gewährleistet, wenn die Fälle, in 
denen die Mitglieder der Einrichtung abberufen 
werden können, in besonderen Regelungen durch 
ausdrückliche gesetzliche Bestimmungen festgelegt 
sind, die Garantien bieten, die über das hinausgehen, 
was die allgemeinen Regeln des Verwaltungs- und 
des Arbeitsrechts im Falle einer missbräuchlichen 
Abberufung vorsehen (vgl. in diesem Sinne Urteil 
vom 9. Oktober 2014, TDC, C‑222/13, 
EU:C:2014:2265, Rn. 32 und 35). 
 
Der zweite, das Innenverhältnis betreffende Aspekt 
der Unabhängigkeit steht mit dem Begriff der 
Unparteilichkeit in Zusammenhang und bezieht sich 
darauf, dass den Parteien des Rechtsstreits und ihren 
jeweiligen Interessen am Streitgegenstand mit dem 
gleichen Abstand begegnet wird. Dieser Aspekt 
verlangt, dass Sachlichkeit obwaltet und neben der 
strikten Anwendung der Rechtsnormen keinerlei 
Interesse am Ausgang des Rechtsstreits besteht 
(Urteil vom 16. Februar 2017, Margarit Panicello, 
C‑503/15, EU:C:2017:126, Rn. 38 und die dort 
angeführte Rechtsprechung). 
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So bedeutet der Begriff der Unabhängigkeit, die dem 
Auftrag des Richters innewohnt, nach ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofs vor allem, dass die 
betreffende Stelle gegenüber der Behörde, die die mit 
einem Rechtsbehelf angefochtene Entscheidung 
erlassen hat, die Eigenschaft eines Dritten hat (vgl. in 
diesem Sinne Urteile vom 30. März 1993, Corbiau, 
C‑24/92, EU:C:1993:118, Rn. 15, und vom 9. 
Oktober 2014, TDC, C‑222/13, EU:C:2014:2265, 
Rn. 29 und die dort angeführte Rechtsprechung). 
 
Diese Garantien der Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit setzen voraus, dass es Regeln 
insbesondere für die Zusammensetzung der 
Einrichtung, die Ernennung, die Amtsdauer und die 
Gründe für Enthaltung, Ablehnung und Abberufung 
ihrer Mitglieder gibt, die es ermöglichen, bei den 
Rechtsunterworfenen jeden berechtigten Zweifel an 
der Unempfänglichkeit der genannten Stelle für 
Einflussnahmen von außen und an ihrer Neutralität in 
Bezug auf die einander gegenüberstehenden 
Interessen auszuschließen (Urteil vom 9. Oktober 
2014, TDC, C‑222/13, EU:C:2014:2265, Rn. 32). 
 
Im vorliegenden Fall ist erstens festzustellen, dass 
nach den einschlägigen nationalen 
Rechtsvorschriften, insbesondere Art. 29 Abs. 2 des 
Königlichen Dekrets 520/2005, der Präsident und die 
Mitglieder des TEAC durch Königliche Verordnung 
des Ministerrats auf Vorschlag des Ministers für 
Wirtschaft und Finanzen auf unbestimmte Zeit 
ernannt werden. Nach dieser Bestimmung können 
sowohl der Präsident als auch die Mitglieder des 
TEAC nach demselben Verfahren, d. h. durch 
Königliche Verordnung des Ministerrats auf 
Vorschlag des Wirtschafts- und Finanzministers, 
abberufen werden. 
 
Die Mitglieder der regionalen TEA werden gemäß 
Art. 30 Abs. 2 des Königlichen Dekrets 520/2005 
vom Minister für Wirtschaft und Finanzen unter 
Beamten ausgewählt, die in einer Liste aufgeführt 
sind, und können auch von diesem Minister 
abberufen werden. 
 
Die anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften 
enthalten zwar Bestimmungen u. a. über die 
Enthaltung und die Ablehnung des Präsidenten sowie 
der übrigen Mitglieder des TEAC sowie 
Bestimmungen über Interessenkonflikte, 
Unvereinbarkeiten und Transparenzpflichten in 
Bezug auf den Präsidenten des TEAC, doch ist 
unstreitig, dass die Regeln für die Abberufung des 
Präsidenten und der anderen Mitglieder des TEAC 
nicht in besonderen Regelungen durch ausdrückliche 
gesetzliche Bestimmungen festgelegt sind, wie sie für 
Angehörige der rechtsprechenden Gewalt gelten. In 
dieser Hinsicht unterliegen die Mitglieder des TEAC 

ausschließlich der allgemeinen Regeln des 
Verwaltungsrechts und insbesondere dem 
Grundstatut der Bediensteten des öffentlichen 
Dienstes, wie die spanische Regierung in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Gerichtshof 
bestätigt hat. Die gleiche Feststellung gilt für die 
Mitglieder der regionalen und lokalen TEA. 
 
Daher ist die Abberufung des Präsidenten und der 
übrigen Mitglieder des TEAC sowie der Mitglieder 
der anderen TEA nicht, wie es der Grundsatz der 
Unabsetzbarkeit verlangt, unter Wahrung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und 
angemessener Verfahren auf bestimmte 
Ausnahmefälle beschränkt, in denen legitime und 
zwingende Gründe eine solche Maßnahme 
rechtfertigen. 
 
Zwar sind die Mitglieder der TEA nach dem 
Wortlaut von Art. 228 Abs. 1 LGT in Ausübung ihrer 
Befugnisse „funktional unabhängig“ und üben gemäß 
Art. 29 Abs. 9 und Art. 30 Abs. 12 des Königlichen 
Dekrets 520/2005 die ihnen gesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben „in völliger Unabhängigkeit und in eigener 
Verantwortung“ aus; gegen ihre Abberufung oder 
den Widerruf ihrer Ernennung sind sie aber nicht 
durch besondere Garantien geschützt. Ein solches 
System ist nicht geeignet, ungebührlichen Druck der 
Exekutive gegenüber den Mitgliedern der TEA 
wirksam zu verhindern (vgl. entsprechend Urteil vom 
31. Mai 2005, Syfait u. a., C‑53/03, EU:C:2005:333, 
Rn. 31). 
 
Was zweitens den zweiten, das Innenverhältnis 
betreffenden Aspekt des Erfordernisses der 
Unabhängigkeit betrifft, ist festzustellen, dass zwar 
innerhalb des Wirtschafts- und Finanzministeriums 
eine funktionale Trennung besteht zwischen den mit 
der Verwaltung, der Erhebung und der Berechnung 
der Abgaben betrauten Stellen der Steuerverwaltung 
einerseits und den TEA andererseits, die über die 
Rechtsbehelfe entscheiden, die gegen die 
Entscheidungen dieser Stellen eingelegt werden. 
 
Gleichwohl tragen bestimmte Merkmale des 
Verfahrens des außerordentlichen Rechtsmittels vor 
der Sala Especial para la Unificación de Doctrina 
(Sonderkammer zur Vereinheitlichung der 
Rechtsprechung, Spanien) nach Art. 243 LGT dazu 
bei, Zweifel daran zu begründen, dass das TEAC im 
Verhältnis zu den einander gegenüberstehenden 
Interessen „Dritter“ ist. 
 
Es ist nämlich allein Sache des Generaldirektors für 
Steuern des Wirtschafts- und Finanzministeriums, ein 
solches außerordentliches Rechtsmittel gegen 
Beschlüsse des TEAC einzulegen, mit denen er nicht 
einverstanden ist. Dieser ist aber selbst von Amts 
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wegen Teil des achtköpfigen Spruchkörpers, der über 
dieses Rechtsmittel zu befinden hat, ebenso wie der 
Generaldirektor oder Direktor der Stelle der 
staatlichen Steuerverwaltungsbehörde, zu der die 
Einrichtung gehört, die den Verwaltungsakt erlassen 
hat, auf den in der Entscheidung, die Gegenstand des 
Rechtsmittels ist, Bezug genommen wird. Somit 
sitzen sowohl der Generaldirektor für Steuern des 
Ministeriums für Wirtschaft und Finanzen, der das 
außerordentliche Rechtsmittel gegen eine 
Entscheidung des TEAC erhoben hat, als auch der 
Generaldirektor oder Direktor der Stelle der 
staatlichen Steuerverwaltungsbehörde, zu der die 
Einrichtung gehört, die den Verwaltungsakt erlassen 
hat, auf den in der Entscheidung, die Gegenstand des 
Rechtsmittels ist, Bezug genommen wird, in der 
Sonderkammer des TEAC, die über dieses 
Rechtsmittel entscheidet. Daraus folgt eine 
Vermischung der Stellung als Partei im Verfahren 
des außerordentlichen Rechtsmittels und derjenigen 
als Mitglied der Einrichtung, die über ein solches 
Rechtsmittel zu entscheiden hat. 
 
Im Übrigen ist die Möglichkeit der Einlegung eines 
solchen außerordentlichen Rechtsmittels durch den 
Generaldirektor für Steuern des Ministeriums für 
Wirtschaft und Finanzen gegen eine Entscheidung 
des TEAC geeignet, Druck auf dieses auszuüben, und 
begründet dadurch Zweifel an seiner Unabhängigkeit 
und Unparteilichkeit, auch wenn sich, wie die 
spanische Regierung in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Gerichtshof geltend gemacht hat, aus Art. 
243 Abs. 4 LGT ergibt, dass dieses außerordentliche 
Rechtsmittel nur für die Zukunft wirkt und keine 
Auswirkungen auf bereits vom TEAC getroffene 
Entscheidungen hat, einschließlich derjenigen, die 
Gegenstand des Rechtsmittels ist. 
 
Diese Merkmale des außerordentlichen Rechtsmittels 
zur Vereinheitlichung der Rechtsprechung, das gegen 
die Entscheidungen des TEAC eingelegt werden 
kann, verdeutlichen die institutionellen und 
funktionalen Verbindungen zwischen dieser 
Einrichtung und dem Ministerium für Wirtschaft und 
Finanzen, insbesondere in Gestalt des 
Generaldirektors für Steuern dieses Ministeriums 
sowie des Generaldirektors der Direktion, von der die 
vor ihm angefochtenen Entscheidungen stammen. 
Das Vorhandensein solcher Verbindungen schließt es 
aus, dem TEAC im Verhältnis zu dieser Behörde die 
Eigenschaft eines Dritten zuzuerkennen (vgl. 
entsprechend Urteil vom 30. Mai 2002, Schmid, 
C‑516/99, EU:C:2002:313, Rn. 38 bis 40). 
 
Folglich genügt das TEAC nicht dem das 
Innenverhältnis betreffenden Aspekt des 
Erfordernisses der Unabhängigkeit, das für Gerichte 
kennzeichnend ist. 

Nach alledem ist festzustellen, dass das vom TEAC 
eingereichte Vorabentscheidungsersuchen unzulässig 
ist, da diese Einrichtung nicht als „Gericht“ im Sinne 
von Art. 267 AEUV einzustufen ist.“ 
 
Die Rechtsbehelfe vor den Tribunales 
Económicos-Administrativos  
 
Neben dem Zentralen Rechtsbehelfsorgan TEAC mit 
Sitz in Madrid, verfügt jede der 17 Autonomen 
Regionen Spaniens jeweils über ein regionales 
Rechtsbehelfsorgan (Tribunal Económico-
Administrativo Regional, TEAR). In einigen 
regionalen Organen existieren zudem dezentrale 
Kammern (Salas Desconcentradas), die für einen 
kleineren territorialen Geltungsbereich zuständig 
sind. In den Autonomen Städten Ceuta und Melilla 
gibt es lokale Rechtsbehelfsorgane (Tribunal 
Económico-Administrativo Locales, TEAL). 
 
Die „Sala Especial para la Unificación de Doctrina” 
dient der Vereinheitlichung der Doktrin dieser 
Verwaltungsorgane. 

Um den Bürgern die Wahrnehmung ihrer Rechte zu 
erleichtern, wurden auẞerdem in jeder 
Povinzhauptstadt im Geltungsbereich der TEAR, die 
nicht Sitz desselbigen oder seiner dezentralen 
Kammer ist, sowie in bestimmten Städten lokale – 
selbst keine offiziellen Verwaltungsorgane 
darstellende – Anlaufstellen (Dependecias 
Provinciales, Dependencias Locales) geschaffen. 
 
Die TEA sind u.a. zuständig, wenn ein Bürger die 
Aufhebung oder Abänderung eines Verwaltungsaktes 
der Steuerbehörden begehrt. 

Das spanische Verwaltungsrecht differenziert 
ungeachtet spezieller Überprüfungsverfahren 
grundsätzlich zwischen dem Einspruch gegen den 
steuerrechtlichen Verwaltungsakt (sog. recurso de 
reposición) und der Beschwerde über den 
Finanzrechtsweg (sog. reclamación económico-
administrativa). Einspruch und Beschwerde sind an 
unterschiedliche Voraussetzungen geknüpft und je 
nach Art des Verwaltungsaktes, der angefochten 
werden soll, kann  der Verfahrensgang variieren. 
 
Neben Verwaltungsakten der Steuerverwaltung 
(actos de Gestión Tributaria), der Steuerprüfung 
(actos de inspección) und der Beitreibung (actos des 
recaudación), trifft das spanische Steuergesetz (Ley 
58/2003, de 17 de diciembre, General Tributaria, 
LGT) auch Regelungen bzgl. Verwaltungsakten, die 
den Zoll und/oder besondere Steuerarten betreffen 
(actos de Aduanas e impuestos especiales), sowie die 
Erklärung der Verjährung des Rückerstattungs-
anspruches (declaración de prescripicón del derecho 
a la devolución). 
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Grundsätzlich hat der Bürger ein Wahlrecht bzgl. 
seines Rechtsbehelfs, d.h. ob er Einspruch einlegt 
oder mittels der Beschwerde vorgeht. Ist allerdings 
der Einspruch bereits erhoben, muss zunächst das 
Verfahrensende abgewartet werden, bevor 
Beschwerde gegen denselben Verwaltungsakt oder 
Beschwerde gegen die ablehnende Entscheidung 
nach Einspruch eingelegt wird. Entscheidet der 
Bürger sich für die Beschwerde, bleibt für einen 
anschlieẞenden Einspruch kein Raum mehr. 
 
Der Einspruch ist statthaft gegen Verwaltungsakte, 
die auch mit der Beschwerde angegriffen werden 
können. Diese sind in Art. 227 des spanischen 
Steuergesetzes aufgelistet.  
 
Zuständig für die Entscheidung ist das Organ, 
welches den angegriffenen Verwaltungsakt erlassen 
hat, also die staatliche Behörde der Steuerverwaltung 
(Agencia Estatal de Administración Tributaria, 
AEAT), das spanische Finanzamt. Der Einspruch löst 
mithin noch kein gerichtliches Verfahren aus. 
 
Der Einspruch kann von jedem Bürger und jedem 
Unternehmen als Adressat des steitgegenständlichen 
Verwaltungsaktes erhoben werden. 
 
Dazu muss er bzw. es eine Einspruchsschrift 
einreichen, die sowohl Vorbringen hinsichtlich der 
den Rechtsakt betreffenden Tatsachen und 
Rechtsansichten als auch Dokumente enthält, die das 
geltend gemachte Begehren stützen. Dies kann in den 
Stellen des spanischen Finanzamts, beim Postamt 
sowie überall dort geschehen, wo es Art. 16 des 
spanischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (Ley 
39/2015, de 1 de octubre, del Procedimiento 
Administrativo Común de las Administraciones 
Públicas) vorsieht. Natürliche Personen können dies 
derzeit noch schriftlich vornehmen, juristische 
Personen nur auf telematischem Wege. 
 
Die Einspruchsfrist läuft ab dem Tag, der auf die 
Bekanntgabe des streitgegenständlichen 
Verwaltungsaktes folgt.  
 
In Fällen des „Schweigens der Verwaltung“ (sog. 
silencio administrativo, vgl. Art. 24 des spanischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes) ist für den 
Fristbeginn der Tag maẞgeblich, der auf den Tag 
folgt, an dem das Verfahren als eingestellt gilt, da die 
Frist zur Entscheidung von maximal sechs Monaten 
(vgl. Art. 104 des spanischen Steuergesetzes) 
abgelaufen ist, ohne dass eine ausdrückliche 
Entscheidung getroffen wurde. 
 
Der AEAT werden alle sich aus der Akte ergebenden 
Fragen zur Kenntnis gebracht, unabhängig davon, ob 
sich der Einspruch ausdrücklich auf diese bezieht. 

Schlieẞlich muss die AEAT den Einspruch innerhalb 
einer Frist von einem Monat ablehnen oder ihm 
stattgeben. Im Falle des „silencio administrativo“ gilt 
diese nach Fristablauf als abgelehnt. 
 
Gegen die ablehnende Entscheidung, sei diese 
ausdrücklich oder stillschweigend, kann innerhalb 
eines Monats ab dem Tag, der auf die Bekanntgabe 
derselbigen bzw. auf den Tag folgt, an dem das 
Verfahren als eingestellt gilt (vgl. o.), Beschwerde 
(reclamación económico-administrativa, s.o.) 
eingereicht werden. 
 
Die Beschwerde kann – wie zuvor bereits festgestellt 
– auch ohne vorherigen Einspruch eingereicht 
werden. Sie fällt in den Zuständigkeitsbereich der 
oben benannten TEA. 
 
Auch bei der Beschwerde muss der Bürger oder das 
Unternehmen innerhalb einer Monatsfrist eine 
Beschwerdeschrift bei den oben benannten 
Rechtsbehelfsstellen einreichen. Eine Kopie des 
streitgegenständlichen Verwaltungsaktes sowie die 
dazugehörigen Nachweise sind beizufügen.  
 
Die Beschwerdeschrift muss dann innerhalb eines 
Monats zusammen mit der dazugehörigen Akte und 
ggf. mit Zusatzerklärungen behördlich an das 
zuständige Rechtsbehelfsorgan, also das TEA, 
weitergeleitet werden. Der bzw. die Steuerpflichtige 
selbst kann dieses Organ nicht unmittelbar anrufen. 
 
Die Zuständigkeit richtet sich zum einen danach, wer 
den streitgegenständlichen Verwaltungsakt erlassen 
hat, zum anderen nach dem Streitwert. Einzelheiten 
zu der Kompetenzverteilung zwischen den einzelnen 
Organen des Finanzrechtswesens sind in Art. 229 des 
spanischen Steuergesetzes geregelt. 
 
Wenn der angefochtene Rechtsakt von den 
peripheren Einrichtungen der Allgemeinen 
Staatsverwaltung, der AEAT und den mit der 
Allgemeinen Staatsverwaltung verbundenen oder von 
ihr abhängigen öffentlich-rechtlichen Einrichtungen 
sowie von den Einrichtungen der Verwaltung der 
Autonomen Gemeinschaften stammt, sind die TEAR 
bzw. TEAL (s.o.) zuständig.  
 
Das TEAR bzw. TEAL verhandelt als einzige 
„Instanz“, wenn der Streitwert 150.000 Euro nicht 
übersteigt bzw. 1.800.000 Euro, wenn der Wert der 
Waren oder die Bemessungsgrundlage für die 
Besteuerung angefochten wird. Es handelt in „erster 
Instanz“, sofern diese Beträge überschritten werden.  
 
In letzterem Fall besteht zugleich die Möglichkeit, 
die Forderung direkt beim TEAC einzureichen, damit 
dieser in einer einzigen „Instanz“ entscheiden kann. 
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Das TEAC ist zuständig, wenn der angefochtene 
Rechtsakt von den zentralen oder übergeordneten 
Stellen der vorgenannten Verwaltungen stammt. 
 
Darüber hinaus entscheidet es in „zweiter Instanz“ 
über Beschwerden gegen Entscheidungen des TEAR 
oder TEAL, die sich auf Forderungen beziehen, die 
150.000 Euro bzw. 1.800.000 Euro im Falle der 
Festsetzung des Wertes oder der 
Steuerbemessungsgrundlage übersteigen (s.o.). 
 
Enthält die Beschwerdeschrift bereits das tatsächliche 
und rechtliche Vorbringen (vgl. o.), ist die AEAT bei 
bestimmten Verwaltungsakten, z.B. solchen der 
Steuerverwaltung oder Verjährungserklärung, befugt, 
den Rechtsakt innerhalb der Weiterleitungsfrist 
teilweise oder vollständig aufzuheben (sog. 
verkürztes Verfahren).  
 
Andernfalls gewährt das zuständige 
Rechtsbehelfsorgan den Beteiligten einen Monat lang 
Akteneinsicht, damit diese, soweit noch nicht erfolgt, 
ihr entsprechendes Vorbringen einreichen. Sodann 
wird eine Beweisaufnahme durchgeführt. 
 
Das Verfahren endet in der Regel durch eine 
Entscheidung, wonach der Beschwerde stattgegeben 
oder diese als unzulässig oder unbegründet 
zurückgewiesen wird. Das TEA hat diese 
Entscheidung innerhalb einer Frist von einem Jahr zu 
treffen. In gesetzlich ausdrücklich normierten 
Sonderfällen und im verkürzten Verfahren beträgt die 
Frist sechs Monate. 
 
Das Verfahren kann aber auch dadurch beendet 
werden, dass der/die Beschwerdeführerin entweder 
auf sein/ihr geltend gemachtes Recht verzichtet, die 
Beschwerde zurücknimmt, sie verwirkt ist oder er/sie 
auẞergerichtlich befriedigt wird. 
 
Auch wenn sog. „Tribunales“, also Gerichte über die 
Beschwerde entscheiden, sind die Tribunales 
económicos administrativos - wie eingangs 
festgestellt – keine unabhängigen Gerichte iSd. 
deutschen Rechtsordnung. 
 
Ihre Mitglieder sind Beamte der jeweiligen 
Exekutive, die per königlichem Erlass des 
Ministerrats ernannt und abgesetzt werden und die 
keine Eignungsprüfung ablegen, wie dies z.B. bei 
anderen Beamten der Fall ist, wie zuletzt das Urteil 
C-274/14 des Gerichtshofes der Europäischen Union 
klarstellt.  
 
Die Entscheidungen der TEA sind daher keine 
Urteile, und obwohl sie organisch befugt sind, die 
Steuerzahler zu verpflichten, haben sie nicht die 
entsprechende rechtliche Bedeutung, da sie nicht von 

unabhängigen Richtern erlassen werden. Auch die 
Beschwerde löst also kein gerichtliches Verfahren 
aus. 
 
Die Verfahren vor den TEA stellen nach 
gerichtlichen Maẞstäben folglich lediglich eine 
notwendige Zwischeninstanz ohne eigene 
Entscheidungsbefugnis dar und können weiter mit 
verwaltungsgerichtlichen Rechtsbehelfen angegriffen 
werden. 
 
So regelt auch Art. 249 des spanischen 
Steuergesetzes, dass gegen letztinstanzliche 
Entscheidungen des Finanzamts die Klage vor dem 
Verwaltungsgericht (recurso contencioso-
administrativo) statthaft ist. Hierbei handelt es sich 
um eine verwaltungsgerichtliche Klage iSd. der 
deutschen Rechtsordnung. Einzelheiten dazu sind 
wiederum in der spanischen 
Verwaltungsgerichtsordnung (Ley 29/1998, de 13 de 
julio, reguladora de la Jurisdicción Contencioso-
administrativa) normiert. 
 
Darüber hinaus sind in den Art. 241-244 LGT 
verschiedene statthafte Rechtsbehelfe des sog. 
verwaltungsinternen Finanzrechtswegs (vgl.o.) 
benannt, die ebenfalls nicht der Judikative (poder 
judicial) zuzuordnen sind. 
 
Dazu gehören der “Recurso de alzada ordinario“ 
(Art. 241), mit dem ein übergeordnetes Organ den 
Verwaltungsakt überprüfen soll, der “Recurso de 
anulación” (Art. 241 bis), gegen ablehnende 
Entscheidungen von Forderungen gegen die 
Verwaltung, der „Recurso contra la ejecución (Art. 
241 ter), gegen eine Vollstreckung, der „Recurso 
extraordinario de alzada para la unificación de 
criterio (Art. 242) und der „Recurso extraordinario 
para la unificación de doctrina“ (Art. 243) also die 
Rechtbehelfe zur Vereinheitlichung der Kriterien 
oder der Doktrin sowie der „Recurso extraordinario 
de revisión“ (Art. 244) zur außerordentlichen 
Überprüfung, im Falle der Ausschöpfung vorheriger 
Rechtsbehelfe. 
 
Fazit: 
 
Sofern in Steuerangelegenheiten der TEAR aufgrund 
der Höhe des Betrages nicht in "einziger Instanz", 
sondern in "erster Instanz" entscheidet, muss das 
„Zentrale Wirtschafts-Verwaltungsgericht“ (TEAC) 
angerufen werden, damit es die Entscheidung des 
TEAR überprüft. 
 
Der Rechtsbehelf kann entweder vom 
Steuerpflichtigen oder von der Verwaltung selbst 
eingelegt werden, wenn die Entscheidung des TEAR 
den Forderungen des Steuerpflichtigen zuwiderläuft. 
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In der Beschwerdeschrift muss der Steuerpflichtige 
den Sachverhalt und die rechtlichen Gründe darlegen, 
auf die er seine Beschwerde stützt und die Unterlagen 
beifügen, die er zur Begründung seiner Ansprüche 
für erforderlich erachtet. Außer in Ausnahmefällen 
und anders als bei Klagen vor dem TEAR erfolgt bei 
der Beschwerde vor dem TEAC keine nachträgliche 
Offenlegung der Akte für zusätzliche Behauptungen. 
Der TEAC muss innerhalb eines Jahres nach 
Einreichung der Beschwerde eine Entscheidung 
treffen. Insoweit ist auch das "Schweigen der 
Verwaltung" zu beachten, so dass der 
Steuerpflichtige einen Rechtsbehelf einlegen kann, 
wenn ihm nicht innerhalb dieser Frist ein 
ausdrücklicher Beschluss zugestellt wurde. 
 
Die Entscheidung des Tribunal Económico-
Administrativo Central setzt dem wirtschaftlich-
administrativen Verfahren ein Ende. 
 
Erst zu diesem Zeitpunkt kann der Steuerpflichtige 
dann eine verwaltungsrechtliche Klage einlegen, in 
diesem Fall vor der Audiencia Nacional. 
Gegen die Entscheidungen der TEAR in der 
„einzigen Instanz“ ist vor den Obersten 
Gerichtshöfen (Tribunales Superiores de Justicia) der 
jeweiligen Autonomen Gemeinschaften vorzugehen, 
während gegen die der TEAC vor der Audiencia 
Nacional das Rechtsmittel eingelegt wird. 
 
VI. Start-Up-gesetz verabschiedet, “crea y crece” 

in Kraft – Weitere Maßnahmen zur 
Wachstums-förderung – Einführung der 
elektronischen Rechnung für Alle 

 
Der am 27. Juli 2021 vom Ministerium für Wirtschaft 
und digitale Transformation (Ministerio de Asuntos 
Económicos y Transformación Digital) vorgestellte 
Entwurf des Gesetzes „Crea y Crece“ (Anteproyecto 
de Ley de fomento del ecosistema de las empresas 
emergentes en España) – ist nun am 29. September 
2022 im BOE (Staatsanzeiger) als Gesetz 
veröffentlicht worden.  
 
Das neue Gesetz tritt 20 Tage nach seiner 
Veröffentlichung im BOE in Kraft, mit Ausnahme 
von Kapitel V, der am 10. November 2022 in Kraft 
tritt.  
 
Ziele dieses Gesetzes sind gemäß Artikel 1 der 
Vorschrift „die Gründung von Unternehmen zu 
beschleunigen, die Regulierung der Entwicklung von 
Wirtschaftstätigkeiten zu verbessern, die 
Zahlungsausfälle im Handel zu verringern und den 
Zugang zur Finanzierung zu erleichtern“ (Artikel 1. 
Gegenstand des Gesetzes). 
 

 

1. Maßnahmen zur Beschleunigung von 
Unternehmensgründungen 
 
Wie in der Begründung des Gesetzes dargelegt, 
besteht das Ziel zum einen darin, die Gründung von 
Unternehmen durch Senkung der Gründungskosten 
zu fördern und zum anderen den 
Gründungsgesellschaftern die volle Freiheit zu 
gewähren, über die Höhe des Stammkapitals, die sie 
entsprechend ihren Präferenzen und Bedürfnissen für 
optimal erachten, selbst zu befinden. 
 
- Das Gesetz über Kapitalgesellschaften wird 
dahingehend geändert, dass das Mindestkapital für 
die Gründung von Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung auf 1 Euro festgelegt wird, wodurch das 
Erfordernis eines Mindeststammkapitals von 3.000 
Euro abgeschafft wird.  
 
Damit entfällt die Möglichkeit sich für die sukzessive 
Gründung (régimen de formación sucesiva) zu 
entscheiden, da diese die Gründung einer GmbH mit 
einem Stammkapital von weniger als dem 
gesetzlichen Mindestbetrag von 3.000 Euro vorsieht. 
Es wurde eine Bestimmung aufgenommen, die 
angibt, wie Unternehmen, die dieser Regelung 
unterliegen, ohne Nachteile für Dritte vorgehen 
können. 
 
Titel XII des Gesetzes über Kapitalgesellschaften, 
der sich auf die neue Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (Sociedad limitada nueva empresa) bezieht, 
wird demgemäß aufgehoben, wodurch diese Art von 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung abgeschafft 
wird. Die Anwendung des Einheitlichen 
Elektronischen Dokuments ("Documento Único 
Electrónico" oder "DUE") auf gewöhnliche 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die in der 
dritten Zusatzbestimmung des 
Kapitalgesellschaftsgesetzes geregelt ist, macht diese 
nun überflüssig. 
 
- Für Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit 
einem Stammkapital von weniger als 3.000 EUR 
wurden zwei besondere Gläubigerschutzvor-schriften 
eingeführt: 
  
Mindestens 20 % des Gewinns müssen der 
gesetzlichen Rücklage zugeführt werden, bis die 
Summe aus gesetzlicher Rücklage und Grundkapital 
3.000 EUR erreicht. 
 
 Im Falle der Liquidation und sofern das 
Gesellschaftsvermögen nicht zur Erfüllung der 
Verbindlichkeiten ausreicht, haften die Gesellschafter 
gesamtschuldnerisch für die Differenz zwischen dem 
Betrag von 3.000 Euro und dem Betrag des 
gezeichneten Kapitals. 
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- Die Nutzung des telematischen 
Bearbeitungssystems „Centro de Información y Red 
de Creación de Empresas“ (CIRCE) und des 
„Documento Único Electrónico“ (DUE) 
(Einheitliches Elektronisches Dokument) wird 
gefördert.  
 
Die „ventanilla única“ soll „aus einer Hand“ 
ermöglichen, ein Unternehmen vollständig über das 
Informationszentrum und das Netz für 
Unternehmensgründung zu gründen. CIRCE soll 
auch dazu dienen, andere Verfahren im 
Zusammenhang mit der Aufnahme der Tätigkeit des 
Unternehmens durchzuführen. Auf diese Weise 
sollen Anmeldezeiten und -kosten verkürzt werden. 
 
- Es werden gemeinnützige Gesellschaften und 
Unternehmen im Allgemeininteresse anerkannt 
(Sociedades de Beneficio e Interés Común (SBIC)), 
d.h. Kapitalgesellschaften die sich freiwillig dazu 
entschließen,  
 
- in ihrer Satzung die Verpflichtung zur 
ausdrücklichen Erzeugung einer positiven sozialen 
und ökologischen Wirkung festzulegen und 
 
- sich bei der Umsetzung ihrer sozialen und 
ökologischen Ziele einem höheren Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht unterwerfen, 
sowie 
- die relevanten Interessengruppen bei ihren 
Entscheidungen zu berücksichtigen. 
 
Die Kriterien und die Methodik für die Validierung 
dieser Art von Unternehmen werden im Rahmen der 
Entwicklung von Rechtsvorschriften festgelegt. 
 
2. Änderungen im Bereich der BGB-Gesellschaften 
 
Es wird festgelegt, dass Gesellschaften des 
bürgerlichen Rechts, die aufgrund ihres Zwecks 
keine Handelsform haben, nach den allgemeinen 
Regeln des Handelsregisters dort eingetragen werden 
können. In diesem Fall müssen die folgenden 
Umstände im ersten Eintrag angegeben werden: 
 
die Identität der Gesellschafter 
den Namen der Gesellschaft, der den Ausdruck 
"Sociedad Civil" enthalten muss 
der Gegenstand des Unternehmens 
das System der Geschäftsführung 
die Dauer der Gesellschaft     
alle sonstigen rechtmäßigen Vereinbarungen, die ggf. 
getroffen werden. 
 
Auf der Registerseite der Gesellschaft können 
eingetragen werden: die Ernennung, die Beendigung 
und der Rücktritt von Geschäftsführern, 

Generalvollmachten, ihre Änderung, ihr Erlöschen 
oder ihr Widerruf, die Aufnahme neuer 
Gesellschafter sowie die Trennung oder der 
Ausschluss bestehender Gesellschafter, die 
Übertragung von Anteilen zwischen Gesellschaftern 
sowie Gerichts- oder Verwaltungsentscheidungen, 
die das Geschäftsführungssystem der Gesellschaft 
betreffen. 

 
Die Eintragung in das Handelsregister ist nur 
möglich, wenn die in Spezialgesetzen festgelegten 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, die den 
Vorschriften des Handelsregisters vorgehen. 
 
3. Verbesserung der Finanzierungskanäle zur 
Förderung des Unternehmenswachstums 
 
Ziel ist es, alternative Finanzierungsmechanismen 
wie Crowdfunding, kollektive Investitionen und 
Risikokapital flexibler zu gestalten: 
 
- Es wird eine neue rechtliche Regelung für 
partizipative Finanzierungsplattformen oder 
"Crowdfunding-Plattformen" geschaffen. Die 
spanische Gesetzgebung wird an das auf europäischer 
Ebene festgelegte Rechtssystem angepasst, so dass 
die in Spanien zugelassenen Plattformen ihre Dienste 
auch in der gesamten Europäischen Union anbieten 
können. 
- Eingeführt werden eine Reihe von Reformen, um 
kollektive Investitionen und Risikokapital in Spanien 
zu fördern und zu verbessern. 
 
4. Maßnahmen zur Verbesserung der Regulierung 
und zur Beseitigung von Hindernissen für 
wirtschaftliche Aktivitäten 
 
In diesem Bereich werden Änderungen an den 
folgenden Gesetzen vorgenommen: 
 
- Gesetz 20/2013 vom 9. Dezember über die 
Gewährleistung der Einheit des Marktes.  
 
Zu diesen Änderungen gehören: eine Verstärkung der 
Zeitfenster, in denen die Marktteilnehmer 
Beschwerden einreichen können, eine größere 
Legitimität für jeden Bürger, Beschwerden einlegen 
zu können, ohne Betroffener zu sein, und eine 
Verstärkung der Kooperationsmechanismen 
zwischen den Verwaltungen. Außerdem wird eine 
Beobachtungsstelle für "gute Regulierungs-
praktiken" eingerichtet. 
 
- Gesetz über die streitige Verwaltungsgerichts-
barkeit in Bezug auf den verwaltungsrechtliche 
Rechtsbehelf, welche die „Comisión Nacional de los 
Mercados y la Competencia“ (CNMC) gegen jede 
allgemeine Bestimmung oder Maßnahme einer 
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zuständigen Behörde einlegen kann, die als Verstoß 
gegen die Niederlassungs- oder Freizügigkeits-
freiheit angesehen werden kann. 

 
- Gesetz 12/2012 vom 26. Dezember über 
Dringlichkeitsmaßnahmen zur Liberalisierung des 
Handels und bestimmter Dienstleistungen, mit dem 
die Liste der Tätigkeiten erweitert wird, die von der 
Genehmigungspflicht ausgenommen sind. 
 
5. Kampf gegen Zahlungsverzug 
 
Um dieses Problem zu verbessern, wurden die 
folgenden Maßnahmen festgelegt: 
 
- Förderung der Transparenz in Bezug auf die 
Zahlungsfristen bei Handelsgeschäften, wofür eine 
staatliche Beobachtungsstelle für private 
Zahlungsrückstände („Observatorio Estatal de la 
Morosidad Privada“) eingerichtet wird. 
 
- Ausweitung der Verpflichtung zur Ausstellung und 
Übermittlung elektronischer Rechnungen auf alle 
Unternehmer und Freiberufler (s.o., 6.). 
 
- Einbeziehung von Anreizen für die Einhaltung von 
Zahlungsfristen. 
 
- Einführung der Verpflichtung für 
Handelsunternehmen, in ihren Jahresberichten die 
durchschnittliche Zahlungsfrist für ihre Lieferanten 
oder die Anzahl der Rechnungen anzugeben, die in 
einem Zeitraum bezahlt wurden, der kürzer ist als der 
in den Verordnungen über Zahlungsverzug 
festgelegte Höchstbetrag.  
 
Zu den Maßnahmen gehört auch die 
Veröffentlichung einer jährlichen Liste säumiger 
Unternehmen (juristische Personen, die mehr als 5 % 
ihrer Rechnungen nicht fristgerecht begleichen und 
deren unbezahlte Rechnungen insgesamt mehr als 
600.000 Euro betragen). 
 
6. Verpflichtung zur Ausstellung und Übermittlung 
von elektronischen Rechnungen 
 
Bisher war die elektronische Rechnungsstellung nur 
für Unternehmen und Freiberufler, die 
Dienstleistungen für die Allgemeinheit (Staat, 
Autonome Regionen, Gemeinden, etc.) erbringen und 
in den folgenden Wirtschaftszweigen tätig sind, im 
Verkehr mit Privatpersonen verpflichtend, und zwar 
sowohl dann, wenn die Privatperson dem Erhalt 
elektronischer Rechnungen zustimmte, als auch dann, 
wenn sie dies ausdrücklich verlangte: 
 
a. Elektronische Kommunikationsdienste für 
Verbraucher. 

b. Finanzdienstleistungen für Verbraucher 
(einschließlich Bank-, Kredit- oder Zahlungsdienst-
leistungen, Wertpapierdienstleistungen, private 
Versicherungsgeschäfte, Altersversorgungssysteme 
und Versicherungsvermittlung). 
 
c. Dienstleistungen zur Versorgung mit Wasser, Gas 
oder Elektrizität für Endverbraucher. 
 
Bei Reisebüros, Beförderungsdiensten und im 
Einzelhandel war die elektronische 
Rechnungsstellung an Privatpersonen nur dann 
verpflichtend, wenn der Vertrag auf elektronischem 
Wege geschlossen wurde. 
 
Die Neuheit des Gesetzes 18/2022 besteht nun darin, 
dass es diese Verpflichtung auf Handelsgeschäfte 
zwischen Unternehmern und Freiberuflern ausweitet. 
Die Verpflichtung gilt für alle ihre Transaktionen, 
unabhängig davon, in welchem Bereich die 
Rechnungsaussteller ihre Tätigkeit ausüben. Die 
elektronische Rechnung wird verpflichtend 
eingeführt, wodurch das Gesetz 56/2007 vom 28. 
Dezember 2007 in Artikel 12 dieses neuen Gesetzes 
geändert wird, in dem die folgenden Verpflichtungen 
festgelegt sind: 
 
- Alle Unternehmen und Selbstständigen müssen in 
ihren Geschäftsbeziehungen elektronische 
Rechnungen ausstellen und versenden. 
 
- Unternehmen und Selbstständige müssen die 
notwendige Software zur Verfügung stellen, damit 
die Rechnungsempfänger Rechnungen kostenlos 
lesen, kopieren, herunterladen und ausdrucken 
können. Es muss möglich sein, die Rechnungen der 
letzten 4 Jahre auf elektronischem Wege einzusehen. 
 
- Der Rechnungsempfänger darf den 
Rechnungsaussteller nicht verpflichten, eine 
bestimmte E-Invoicing-Lösung, Plattform oder einen 
bestimmten Dienstleister zu verwenden. 
Die Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen stellt 
eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einer Geldbuße 
von bis zu 10.000 Euro geahndet werden kann. 
 
Was das Inkrafttreten betrifft, so wird die Regelung 
für Unternehmer und Freiberufler, deren 
Jahresumsatz acht Millionen Euro übersteigt, ein Jahr 
nach Verabschiedung der Verordnung in Kraft treten. 
Für die übrigen Unternehmer und Freiberufler tritt sie 
nach 2 Jahren, mithin grds. zum Jahresende 2024 in 
Kraft.  

 
Das Inkrafttreten dieses Artikels 12 hängt jedoch 
davon ab, dass die Europäische Gemeinschaft eine 
Ausnahmeregelung zu den Artikeln 218 und 232 der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates über das 
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gemeinsame Mehrwertsteuersystem erteilt, sodass 
der genaue Moment, ab wann die Unternehmen 
elektronische Rechnungen ausstellen müssen, derzeit 
noch nicht feststeht. 
 
Die Einführung der elektronischen 
Rechnungsstellung bedeutet für Unternehmen und 
Freiberufler einen erheblichen technologischen 
Wandel. Die Einzelheiten sind noch nicht geregelt, 
aber sobald diese Verordnung verabschiedet ist, 
müssen alle Unternehmen und Freiberufler mit der 
technischen Anpassung beginnen oder dritte 
Dienstleister mit der Ausstellung von Rechnungen 
beauftragen.  
 
Zur Erleichterung des Übergangs können sowohl 
Unternehmen als auch Selbstständige Finanzhilfen 
des Hilfspakets „Digital Kit“ aus dem „Plan de 
Recuperación, Transformación y Resiliencia“ in 
Anspruch nehmen.    
 
7. Niedrigere Steuern für Unternehmer  
 
Nach der Verabschiedung im Kongress am 3.11.2022 
wurde das Start-Up-Gesetz („Ley de fomento del 
ecosistema de las empresas emergentes“) an den 
Senat weitergeleitet. 
 
Titel I ist den "Steueranreizen, der Anziehung 
ausländischer Investitionen und der Bindung von 
Talenten" gewidmet.   
 
Das Gesetz bringt eine Steuersenkung der 
Körperschaftsteuer von 25 % auf 15 % in den ersten 
vier Jahren nach Erreichen einer positiven 
Bemessungsgrundlage.  
 
Der maximale Abzug für Investitionen in Start-Ups 
(die jetzt bis zu fünf bzw. sieben Jahre und bis zu 5 
Millionen Euro gelten) wird von 60.000 auf 100.000 
Euro pro Jahr erhöht. Außerdem wird dieser Abzug 
von der Steuerquote von 30 auf 50 % erhöht.  
 
Selbstständige (autónomos), werden nicht mehr wie 
bislang gleichzeitig als Unternehmer und 
Arbeitnehmer doppeltbesteuert. 
 
Die Steuerbefreiung für Aktien, die Arbeitnehmern 
als Sachbezüge überlassen werden, wird von bisher 
12.000 auf bis zu 50.000 Euro erhöht. Außerdem 
erfolgt die Besteuerung nicht zum Zeitpunkt des 
Erhalts, sondern erst wenn diese liquide werden oder 
sich materialisieren, z. B. wenn das Unternehmen 
verkauft wird, an die Börse geht oder der 
Arbeitnehmer sie veräußert, in jedem Fall aber nach 
zehn Jahren. 
 

 

8. neues Visum für digitale Nomaden – Senkung der 
Einkommensteuer 
  
Eine der Maßnahmen des Start-Up-Gesetzes ist die 
Einführung eines internationalen Visums für 
Telearbeiter. Dieses Visum das mit geringerem 
bürokratischem Aufwand erteilt werden soll, gilt für 
alle Herkunftsländer und bezweckt ausländische 
Talente anzuziehen. Der durch die Pandemie 
erheblich beschleunigte Trend zur Telearbeit und das 
Erfordernis von Visa für digitale Nomaden, auf den 
sich nach Estland mit e-Residenz als Vorreiter einige 
europäische Länder in der Regel mit Visa von bis zu 
einem Jahr Dauer bereits eingestellt haben, wird 
anhalten und Spanien setzt mit einer Möglichkeit die 
Visa-Dauer auf bis zu 5 Jahren zu verlängern, darauf, 
nicht nur das touristische Ziel Nr. 1 in Europa zu 
sein, sondern auch erste Destination für junge Talente 
und digitale Nomaden zu werden.  
 
Ausländer aus Drittländern können diese Visa 
beantragen, wenn sie für Unternehmen mit Sitz 
außerhalb Spaniens arbeiten. Ihre Arbeit für 
spanische Unternehmen darf 20 % der 
Gesamtbeschäftigung nicht überschreiten, mithin 
haben mindestens 80 % ihrer Einkünfte von 
ausländischen Unternehmen zu stammen. Sie müssen 
nachweisen: 
 
dass sie bereits mindestens ein Jahr lang 
entsprechend „remote“ gearbeitet haben und 
dass die Arbeit aus der Ferne verrichtet werden kann.  
 
Wenn sie bei einem Unternehmen unter Vertrag 
stehen, müssen sie seit mindestens drei Monaten eine 
berufliche Beziehung zu dem Unternehmen 
unterhalten und das Unternehmen muss Fernarbeit 
zulassen. 
 
Wenn sie freiberuflich tätig sind, müssen sie mit 
mindestens einem Unternehmen außerhalb Spaniens 
zusammenarbeiten und die Voraussetzungen und 
Bedingungen für Fernarbeit ermöglichen. 
 
Anstelle der IRPF (Einkommensteuer) werden 
digitale Nomaden im Rahmen der IRNR 
(Einkommenssteuer für Nichtansässige) besteuert. 
Bisher galt diese Möglichkeit nur für Arbeitnehmer, 
die sich entweder nicht länger als 183 Tage in 
Spanien aufhielten oder aber für den Sonderstatus 
nach Art. 93 LIRPF (Ley 35/2006, de 28 de 
noviembre) optiert hatten. 

 
Das dort geregelte Erfordernis, in den letzten 10 
Jahren nicht in Spanien steuerlich ansässig gewesen 
zu sein, wird auf fünf Jahre reduziert. Der Zeitraum, 
in dem ein Gebietsfremder diese Steuer in Anspruch 
nehmen kann, wird ebenfalls von fünf auf zehn Jahre 
verlängert.   
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Fazit: 
 

Laut entsprechenden Studien soll Spanien in 2022 
über die viertgrößte Anzahl an aufstrebenden 
Unternehmen in Europa mit 11.100 Start-Ups, die 
140.000 Menschen beschäftigen verfügen. 
 
Das Gesetz Crea y Crece soll die Verfahren und 
Anforderungen für die Gründung von Unternehmen 
und die Finanzierung von Unternehmen vereinfachen 
und sich dabei auf vorteilhafte steuerliche 
Maßnahmen für Unternehmer und Investoren stützen. 
 
Bereits seit der Finanzkrise wurden in Spanien eine 
ganze Reihe von Maßnahmen im steuerlichen 
Bereich aber auch im Rahmen der Vereinfachung der 
Gründung von Unternehmen und deren 
Unterstützung beschlossen, deren Erfolg häufig 
insbesondere an der Administration scheiterte. So 
fand bspw. die im Kapitalgesellschaftsgesetz von 
2010 geregelte und nun wieder abgeschaffte 
„Sociedad limitada nueva empresa“ keinerlei 
Zuspruch. 
 

CIRCE und DUE sollen Gründungen schnell, agil 
und telematisch verkürzen und vereinfachen. Für 
ausländische Beteiligte kann dies kaum zum Tragen 
kommen, denn nach wie vor ist geregelt, dass 
Dokumente die in einer Fremdsprache abgefasst sind, 
durch einen vereidigten Übersetzer zu übersetzen 
sind und ausländische öffentliche Urkunden mit der 
entsprechenden Apostille oder diplomatischen 
Beglaubigung versehen sein müssen, sofern sie nicht 
durch Gesetz oder internationale Abkommen davon 
ausgenommen sind. 
 

Es bleibt abzuwarten, ob es tatsächlich zur effektiven 
Förderung neu gegründeter Unternehmen kommt und 
insbesondere auch auf administrativer Seite 
Hindernisse für junge Unternehmer beseitigt werden 
können.  
 

Erkannt wurde augenscheinlich mit der Einführung 
des neuen Visums für digitale Nomaden und der 
Verlängerung der Fristen der „Beckham-Regelung“ 
des dem Senat vorgelegten Start-Up-Gesetzes, dass 
Spanien zwar Interesse als Umfeld für Telearbeit 
weckt, aber die wirtschaftlichen und insbesondere 
steuerlichen Bedingungen wenig attraktiv sind.  
 
Der Effekt der geplanten Steuerabzüge ist fraglich, so 
doch in den genannten Zeiträumen eher selten 
entsprechende Gewinne erzielt werden. 
 
Die Einführung der elektronischen Rechnung ist eine 
einschneidende Neuerung, denn hier geht es nicht um 
das elektronische Versenden eines herkömmlichen 
Dokuments im pdf-Format, sondern  um originär auf 
elektronische Weise erstellte, versendete, 
empfangene und verarbeitete Dateiformate, die von 
Mensch und Maschine gelesen werden können. 
Damit sind die Zeiten des manuellen Erstellens und 
Versenden einerseits und des Ordnens, 
Vorkontierens, Abheftens usw. endgültig vorbei. Es 
kommt zu Zeit- und Platzersparnis einerseits und zu 
einfachen und umfassenden Kontrollmöglichkeiten 
andererseits. Zunächst bleiben die Bestimmungen der 
Durchführungsverordnung abzuwarten. 
 

 

* Rechtsanwalt, Abogado, Fachanwalt für 
Handels- und Gesellschaftsrecht, Fachanwalt 
für Steuerrecht 
Barcelona – Frankfurt am Main 
ra@abogadomueller.net 
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Notizen aus der Vereinigung / Noticias de la Asociación 
 
 

Queridos amigos, 

La Jornada de otoño que tuvo lugar en Bilbao el 24 de 
septiembre versó sobre las nuevas directivas europeas 
aplicables a las compraventas. Fue un gran placer volver 
a encontrarnos, compartir las interesantes ponencias y 
disfrutar juntos de la inmejorable gastronomía vasca. 
Debemos agradecer especialmente a nuestro socio Unai 
Mieza la fantástica organización del evento.  

Como os venimos comentando últimamente, es una 
prioridad para la Asociación, hacerla más atractiva para 
los jóvenes juristas. Con este propósito acabamos de 
crear una bolsa de trabajo que se gestiona a través de la 
web de la asociación. Podéis obtener información o 
publicar y consultar los anuncios a través de este link: 
https://www.dsjv-ahaj.com/listado-ofertas-de-trabajo/ 
 

El próximo 23 de noviembre tendrá lugar un webinar 
sobre traducciones jurídicas en el tráfico jurídico 
hispano alemán. La ponencia será impartida por Elena 
Sostres y Verena Laurai, ambas traductoras juradas.  

Teniendo en cuenta la gran asistencia que están teniendo 
los webinars organizados por la Asociación, tenemos 
previsto organizar otro webinar en primavera. Más 
adelante os informaremos de fecha y temática.  

En colaboración con nuestros amigos del Despacho 
Lozano Schindhelm, estamos preparando con mucha 
ilusión el próximo Congreso Principal, que tendrá 
lugar en Valencia del 8 al 10 junio de 2023. En breve 
se publicará el programa.  

Durante el congreso de Valencia se tendrá que decidir la 
ciudad española en la que tendrá lugar el Congreso 
Principal de 2025. Es conveniente que las candidaturas 
se remitan a la Secretaría de la Asociación con 
anterioridad al congreso y que, a ser posible, las 
propuestas vengan acompañadas de una breve 
presentación que pueda mostrarse durante la asamblea.  

La próxima jornada de otoño tendrá lugar el 18 de 
noviembre 2023 en Munich. El tema a tratar aún no ha 
sido decidido. Os informaremos tan pronto lo esté.  

Esperando veros muy pronto, recibid un cordial saludo,  

 

Víctor Fabregat 
 

Liebe Freunde, 

die Herbsttagung am 24. September in Bilbao hat sich 
mit der Umsetzung der neuen europäischen Richtlinien 
im aktuellen Kaufrecht befasst. Es war eine große 
Freude, uns wieder zu treffen, die hervorragenden 
Vorträge zu hören und die ausgezeichnete baskische 
Küche zu genießen. Besonderer Dank gebührt unserem 
Partner Unai Mieza für die fantastische Organisation.  

Wie wir euch bereits vor einiger Zeit mitgeteilt haben, 
ist es eine Priorität der Vereinigung, ihre Attraktivität für 
junge Juristen zu erhöhen. Zu diesem Zweck haben wir 
vor kurzem eine Stellenbörse eingerichtet, die über die 
Website der Vereinigung verwaltet wird. Über folgenden 
Link https://www.dsjv-ahaj.com/listado-ofertas-de-
trabajo/ könnt ihr euch informieren, Anzeigen aufgeben 
und einsehen. 

Am 23. November findet ein Webinar über Juristische 
Fach- und Urkundenübersetzungen im deutsch-
spanischen Rechtsverkehr statt. Der Vortrag wird von 
den beiden beeidigten Übersetzerinnen Elena Sostres 
und Verena Laura gehalten.  

Angesichts der großen Resonanz der von der 
Vereinigung organisierten Webinare planen wir ein 
weiteres Webinar im Frühjahr. Über Datum und Thema 
werden wir euch rechtzeitig informieren. 

In Zusammenarbeit mit unseren Freunden der 
Anwaltskanzlei Lozano Schindhelm bereiten wir mit 
großer Begeisterung den nächsten Jahreskongress vor, 
der vom 8. bis 10. Juni 2023 in Valencia stattfinden 
wird. Das Programm werden wir in Kürze 
veröffentlichen. 

Auf dem Kongress in Valencia muss entschieden 
werden, in welcher spanischen Stadt der Jahreskongress 
2025 stattfinden wird. Die Vorschläge sollten vor dem 
Kongress im Sekretariat der Vereinigung eingereicht 
werden, wenn möglich mit einer kurzen Präsentation, die 
auf der Versammlung gezeigt werden kann.  

Die nächste Herbsttagung findet am 18. November 2023 
in München statt. Sobald das Thema feststeht, werden 
wir euch darüber informieren. 

Ich hoffe, Euch alle bald wiederzusehen!   

Herzliche Grüße 

Víctor Fabregat 
 

 

*Vicepresidente AHAJ 
Abogado, Barcelona 
Fabregat Perulles Sales Abogados 
v.fabregat@fabregat-perulles-sales.com 
 

https://www.dsjv-ahaj.com/listado-ofertas-de-trabajo/
https://www.dsjv-ahaj.com/listado-ofertas-de-trabajo/
https://www.dsjv-ahaj.com/listado-ofertas-de-trabajo/
mailto:v.fabregat@fabregat-perulles-sales.com
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Tagung der DSJV – Jornada de la AHAJ: „Aktuelles Kaufrecht 2022 – Umsetzung der EU-Richtlinien“ 

 
Hendrikje Mederos Dahms* und Julia Buschmann ** 

 

Am 24.09.2022 fand die Jahrestagung der DSJV zum 
Thema „Aktuelles Kaufrecht 2022 – Umsetzung der 
EU-Richtlinien“ in den eindrucksvollen 
Räumlichkeiten der Anwaltskammer Bilbao (Ilustre 
Colegio de la Abogaciá de Bizkaia) statt.  
 
Hierbei standen zwei Themen im Fokus, die nach 
einer kurzen Begrüßung durch den Präsidenten Lutz 
Carlos Moratinos Meissner sowie Dr. Markus Artz 
(Koblenz), von hervorragenden Referenten in 
entsprechenden Länderberichten beleuchtet wurden.  
 
Gegenstand des ersten Blocks war die Umsetzung der 
Richtlinie in Deutschland. Wolfgang Ball 
(Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof a.D., 
Heidelberg) erörterte dabei die Neuregelungen im 
Rahmen der Umsetzung und ihre praktische 
Bedeutung für das Kaufrecht in Deutschland. 
 
Der zweite Block beschäftigte sich mit Fragen zur 
Umsetzung der EU-Richtlinie in Spanien, deren 
Erörterung durch Alberto J. Tapia Hermida 
(Professor für Handelsrecht, Madrid) in kurzweiliger 
sowie unterhaltsamer Weise übernommen wurde.  
 
Im Folgenden erfolgt eine Darstellung beider 
Themenkomplexe. 
 
I. Umsetzung der EU-Richtlinie in Deutschland 
 
„Die Digitalisierung erhält Einzug ins BGB“ – unter 
diesem Titel führte der erstvortragende Wolfgang 
Ball durch seine Präsentation des neuen Rechts. Den 
Schwerpunkt legte er dabei auf die Richtlinie über 
bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des 
Warenkaufs (RL (EU) 2019/771) (im Folgenden: 
Warenkaufrichtlinie), welche zu einer Reihe von 
Änderungen bestehender und Einführung neuer 
Regelungen in den §§ 433 ff., 474 ff. BGB sorgte. 
Nichtsdestotrotz bedurfte es um deren Verständnis 
willen auch eines Blickes in die Umsetzungsnormen 
der Schwester-Richtlinie, der Richtlinie über 
bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der 
Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler 
Dienstleistungen (RL (EU) 2019/770), welche durch 
das Umsetzungsgesetz vom 25.6.2021 in die §§ 327 
ff. BGB transferiert wurde. Innerhalb dieses 
Regelungskomplexes werden zentrale Begriffe wie 
digitale Inhalte und digitale Dienstleistungen 
(digitale Produkte) definiert, genauso wie 
Beschaffenheitsmerkmale, namentlich z.B. die 

Funktionalität oder Kompatibilität. Zudem 
entscheidet sich kurioser Weise schon in § 327a Abs. 
3 BGB, ob das Recht über Verbraucherverträge über 
digitale Produkte, §§ 327 ff. BGB, Anwendung 
findet, oder aber Kaufrecht. Demnach bedarf es für 
den Sprung ins Kaufrecht einer Ware, die ohne ein in 
ihr enthaltenes/verbundenes digitale Element ihre 
Funktion nicht erfüllen kann (Ware mit digitalem 
Element). Handelt es sich somit beispielsweise um 
einen (Verbrauchsgüter-)Kaufvertrag über ein 
Smartphone, welches ohne zugehöriges 
Betriebssystem wohl funktionsuntüchtig wäre, ist der 
darüber geschlossene Kaufvertrag nicht nach den §§ 
327 ff. BGB, sondern gemäß den geänderten §§ 433 
ff. (, 474 ff.) BGB zu beurteilen. 
 
Ball stellte insbesondere die gesteigerten 
Anforderungen an die Mangelfreiheit (1.), die 
Aktualisierungspflicht (2.), die Erleichterung des 
Zugangs zu sekundären Käuferrechten (3.), die 
Erschwerung negativer Beschaffenheitsverein-
barungen (4.) und die Ausweitung der 
Beweislastumkehr (5.) als Kernanliegen heraus. 
 
1. Gesteigerte Anforderungen an die 

Mangelfreiheit 
 
Eine der wohl relevantesten Änderungen, die die 
Umsetzung der Warenkaufrichtlinie mit sich brachte, 
liegt im reformierten § 434 BGB, der die 
Voraussetzungen des Sachmangels feststellt. 
Auffällig ist insbesondere seine neue Struktur. 
Während vor dem 1.1.2022 ein abgestuftes System 
herrschte, wonach es für die Mangelfreiheit zunächst 
auf die Einhaltung einer subjektiven 
Beschaffenheitsvereinbarung ankam, in Ermangelung 
dieser auf eine vertraglich vorausgesetzte 
Verwendung und schließlich, falls auch eine solche 
nicht bestand, auf die übliche und erwartbare 
Beschaffenheit abgestellt wurde, gilt nun ein anderes. 
§ 434 BGB n.F. sieht eine Gleichrangigkeit von sog. 
subjektiven Anforderungen, § 434 Abs. 2 BGB, und 
sog. objektiven Anforderungen, § 434 Abs. 3 BGB, 
vor. Die Kaufsache muss demnach sowohl in 
Einklang mit einer ggf. vertraglich vereinbarten 
Verwendung als auch mit der Beschaffenheit sein, 
die bei Sachen derselben Art üblich ist und die der 
Käufer erwarten kann. Die Anforderungen sind 
folglich kumulativ zu erfüllen. Zu beachten ist 
jedoch, dass eine Konformität mit den objektiven 
Anforderungen jedoch nur zu wahren ist, soweit nicht 
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wirksam etwas anderes vereinbart worden ist, vgl. § 
434 Abs. 3 S. 1 BGB. Dies wird insbesondere im 
Rahmen von Verbrauchsgüterkaufverträgen virulent, 
in denen eine solche Vereinbarung nunmehr bloß 
unter gesteigerten Voraussetzungen getroffen werden 
kann (siehe sogleich). 
 
Ball stellte im Zuge der Vorstellung der einzelnen 
Elemente, die zu den subjektiven und objektiven 
Anforderungen zählen, größtenteils in den § 434 Abs. 
2 S. 2, Abs. 3 S. 2 BGB genannt und – wie eingangs 
bereits erwähnt – in § 327e Abs. 2 S. 2 BGB definiert 
werden, auch einige diskussionswürdige Punkte 
heraus. Zum einen könnte ein Vorführwagen beim 
Kauf eines solchen Kfz als „Muster“ i.S.v. § 434 
Abs. 3 S. 1 Nr. 3 BGB qualifiziert werden, was zur 
Folge hätte, dass das gekaufte Kfz der Beschaffenheit 
eben dieses Vorführwagens entsprechen müsste, 
sofern es dem Käufer vor Vertragsschluss zur 
Verfügung gestellt wurde. 
 
Des Weiteren wies er auf die Schwierigkeit hin, die 
nach § 434 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BGB geforderte 
„übliche und erwartbare Beschaffenheit“ bei dem 
äußerst praxisrelevanten Fall des 
Gebrauchtwagenkaufs zu bestimmen. Während die 
Mangelhaftigkeit derartiger Wägen bisher auf der 
Grundlage der in der Regel anzunehmenden 
Beschaffenheitsvereinbarung geprüft werden konnte, 
ist dies nun aufgrund der kumulativ zu erfüllenden 
Anforderungen an die subjektive und objektive 
Beschaffenheit zweifelhaft. Ball gab für die mögliche 
Beurteilung solcher Fälle Unterscheidungsmerkmale 
wie die Unfallfreiheit, die Laufleistung, den 
Verschleiß und die Anzahl der Vorbesitzer an die 
Hand. 
 
Erhebliche praktische Bedeutung würden außerdem 
öffentliche Äußerungen des Verkäufers im Vorfeld 
des Verkaufs erlangen, bei welchen zur korrekten 
Beurteilung unterschieden werden muss, ob insofern 
eine objektive Beschaffenheitsanforderung nach § 
434 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 lit. b) BGB kreiert wurde, oder 
etwa eine konkludente Beschaffenheitsvereinbarung 
i.S.d. § 434 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BGB angenommen 
werden kann. Auswirken würde sich die 
Qualifizierung als subjektive Beschaffenheitsan-
forderung im Verbrauchsgüterkauf darin, dass diese 
nicht wirksam abbedungen werden könnte, vgl. § 476 
Abs. 1 BGB. Außerhalb des Verbrauchsgüterkaufs 
wäre im Falle einer solchen Annahme zu beachten, 
dass ein pauschaler Gewährleistungsausschluss nach 
BGH-Rechtsprechung versagen würde, sollte die 
vereinbarte Beschaffenheit fehlen. Weiterhin würde 
der Verstoß gegen eine öffentliche Äußerung, sofern 
sie als subjektive Beschaffenheitsvereinbarung zu 
qualifizieren wäre, im Rahmen der Prüfung des 
Rücktritts vom gesamten Vertrag, wozu es nach § 

323 Abs. 5 S. 2 BGB der Erheblichkeit des Mangels 
bedarf, eine solche Erheblichkeit indizieren. Die 
Qualifikation als subjektive oder objektive 
Beschaffenheitsanforderung ist damit elementar. 
 
2. Aktualisierungspflicht 
 
Mit der Richtlinie hat eine neue Verpflichtung 
Einzug in das Verbrauchsgüterkaufrecht gefunden: 
Die Aktualisierungspflicht. Wird diese nicht erfüllt, 
werden also entweder die vereinbarten, § 475b Abs. 3 
Nr. 2 BGB, oder erwartbaren Aktualisierungen, § 
475b Abs. 4 Nr. 2 BGB, nicht vorgenommen, liegt 
ein Sachmangel der Ware mit digitalem Element vor. 
Bemerkenswert dabei ist, dass es folglich für die 
Mangelhaftigkeit der Sache nicht auf den Zeitpunkt 
des Gefahrübergangs ankommt, sondern entweder 
auf den vereinbarten oder/und den erwartbaren 
Zeitraum, vgl. § 475b Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 Nr. 2 
BGB, für welchen Aktualisierungen geschuldet sind. 
 
3. Erleichterung des Zugangs zu sekundären 

Käuferrechten 
 
Weiterhin stellte Ball die besonderen 
Rücktrittsgründe des § 475d Abs. 1 Nrn. 1-5 BGB 
vor. Während sich § 475d Abs. 1 Nr. 1 BGB dadurch 
auszeichnet, dass er nur noch den schlichten Ablauf 
einer angemessenen Frist verlangt, sehen die übrigen 
Rücktrittsgründe gänzlich von einem Abwarten ab 
und gewähren dem Verbraucher bei Vorliegen der 
entsprechenden Voraussetzungen mithin ein Recht 
zum sofortigen Rücktritt vom Vertrag. 
 
Abschließend erfolgte noch ein kurzer Überblick 
über das Recht der Verjährung. Dieses liegt für 
Verbrauchsgüterkaufverträge regulär bei zwei Jahren 
ab Übergabe. Für die Verjährung von Ansprüchen 
aus Verträgen über Waren mit digitalen Elementen 
gelten gem. § 475e BGB von nun an jedoch einige 
Besonderheiten. Im Falle der Verjährung eines 
Anspruchs aufgrund einer Verletzung der 
Aktualisierungspflicht gem. § 475e Abs. 2 BGB 
greift z.B. eine Ablaufhemmung, nach der ein solcher 
Anspruch frühestens 12 Monate nach Ende des 
Zeitraums der Aktualisierungspflicht verjährt. 
 
4. Erschwerung negativer 

Beschaffenheitsvereinbarungen 
 
Wie oben bereits angerissen, wird es für viele 
Unternehmer aufgrund der nun kumulativen 
Anwendung von subjektiven und objektiven 
Anforderungen an die Beschaffenheit einer Ware 
darauf ankommen, jene objektiven Anforderungen 
wirksam abzubedingen. Dies gelingt aufgrund der 
Umsetzung von Art. 7 Abs. 5 der 
Warenkaufrichtlinie und seiner Entsprechung in § 
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476 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und Nr. 2 BGB jedoch nur 
unter strengen Voraussetzungen. Danach muss der 
Verbraucher vor Abgabe seiner Vertragserklärung 
eigens über die Abweichung der Ware von den 
objektiven Anforderungen in Kenntnis gesetzt, und 
die Abweichung muss ausdrücklich und gesondert 
vereinbart worden sein. Ball stellte in Anbetracht 
dieser hohen Hürden z.B. zur Diskussion, ob „vor“ 
Abgabe der Erklärung eine gewisse „Cool-down-
Phase“ erfolgen müsste, damit der Verbraucher eine 
wohlüberlegte Entscheidung fällen könne. „Eigens“ 
bedeute hingegen in diesem Kontext, dass die 
Information gesondert von sonstigen vorvertraglichen 
Informationen erfolgen müsse. Zuletzt verlangten 
„ausdrücklich und gesondert", dass weder eine 
konkludente Vereinbarung angenommen werden 
dürfe noch eine Einstellung in sonstige 
Vertragsklauseln (AGB) diese Voraussetzung 
erfüllten. 
 
5. Ausweitung der Beweislastumkehr 
 
Schließlich verwies Ball noch auf die verlängerte 
Beweislastumkehr, die mit der Umsetzung von Art. 
11 Abs. 1 Warenkaufrichtlinie einherging. 
Abweichend von zuvor sechs Monaten muss sich der 
von § 434 BGB oder § 475b BGB abweichende 
Zustand nunmehr innerhalb eines Jahres seit 
Gefahrübergang gezeigt haben. Der deutsche 
Gesetzgeber machte damit keinen Gebrauch von der 
Befugnis aus Art. 11 Abs. 2 der Warenkaufrichtlinie, 
die Umkehr der Beweislast auf zwei Jahre zu 
verlängern. 
 
Abschließend ist anzumerken, dass es Herrn Ball 
trotz des zeitlich begrenzten Rahmens gelungen ist, 
anhand einer stringenten und gesetzesnahen 
Darstellung der neuen bzw. reformierten Regelungen 
eine fundierte Vorstellung davon zu geben, wie die 
Umsetzung der Richtlinien in das deutsche 
Rechtsregime erfolgt ist und welche Rechtsfragen 
sich nun am Horizont auftun könnten. 
 
II. Umsetzung der EU-Richtlinie in Spanien 

 
Die Rechtslage in Spanien schilderte Professor 
Alberto J. Tapia Hermida (Madrid), der einführend 
allgemein zur wachsenden Relevanz der Themen 
Nachhaltigkeit und Digitalisierung Stellung 
genommen und die Projektion dieser innerhalb des 
primären und sekundären Sektors von Produktion 
und Konsum von Gütern sowie Erbringung von 
Dienstleistungen durch die Reform des LGDCU (Ley 
General de Defensa de los Consumidores y Usuarios) 
durch das RDL 7/2021 thematisiert hat, wobei sich 
dies beispielsweise in der erwarteten Zunahme der 
Haltbarkeit von Konsumgütern widerspiegelt.  
 

Weiterhin wurde die Bedeutung des 
Verbraucherschutzes in Bezug auf Digitalisierung 
von Dienstleistungen vor dem Hintergrund einer 
entstehenden „digitalen Kluft" insbesondere „zum 
Nachteil besonders schutzbedürftiger Verbraucher“ 
(z.B. Personen mit mangelnder digitaler Kompetenz) 
betont.  
 
Die Nachhaltigkeit von Verbrauchsgütern 
(Dauerhaftigkeit), die teilweise Vereinheitlichung der 
Behandlung von Verträgen über den Warenkauf und 
Verträgen über die Bereitstellung digitaler Inhalte 
oder Dienstleistungen, die Vollharmonisierung durch 
die Richtlinienumsetzung, die Konformität als 
Leitprinzip sowie die direkte Haftung des Verkäufers 
und die subsidiäre Haftung des Herstellers wurden 
als die fünf wesentlichen Reformgrundsätze 
herauskristallisiert.  
 
1. Struktur der Neuregelung 
 
Strukturell basiert die Neuregelung auf Verbraucher 
und Unternehmer (Hersteller) als subjektive 
Elemente sowie dem objektiven Element des 
(fehlerhaften) Produkts, wobei Letzteres durch neue 
Begrifflichkeiten im Kontext mit Nachhaltigkeit 
(„Langlebigkeit", „kommerzielle Garantie" und 
„dauerhafte Unterstützung") und Digitalisierung 
(„Güter mit digitalen Elementen", „Kompatibilität", 
„digitale Umgebung", „Integration", „Interoper-
abilität" und „digitaler Dienst") ergänzt wurden.  
 
Der Reformgrundsatz der „Vereinheitlichung der 
Behandlung von Verträgen über den Verkauf von 
Waren und Verträgen über die Bereitstellung von 
digitalen Inhalten oder Dienstleistungen“ erfordert 
ferner eine Harmonisierung konkreter Aspekte beider 
Vertragstypen unter Berücksichtigung des 
wirtschaftlichen Kontexts. Basierend auf Art. 114 des 
LGDCU können demnach zwei Vertragstypen 
unterschieden werden - Verträge über den Verkauf 
von Waren und Verträge über die Bereitstellung 
digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen. 
Letztere erfahren eine zusätzliche Untergliederung in 
drei Kategorien, namentlich den Grundvertrag über 
die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler 
Dienstleistungen, den Vertrag über die Bereitstellung 
ergänzender digitaler Inhalte oder digitaler 
Dienstleistungen und den Vertrag über den 
Austausch digitaler Inhalte oder digitaler 
Dienstleistungen durch einen Unternehmer 
(„Austauschverträge“ gegen personenbezogene 
Daten des Verbrauchers). 
 
Die Neuregelung für Verträge über die Bereitstellung 
digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen 
umfasst ferner eine Regelung der „Änderung 
digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen". 
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Diese ist für Situationen relevant, in denen 
vertraglich die „Bereitstellung digitaler Inhalte oder 
digitaler Dienstleistungen oder der Zugang zu ihnen 
durch den Verbraucher für einen bestimmten 
Zeitraum garantiert“ wird. Weiterhin beinhaltet sie 
eine Regelung für die „Beendigung des Vertrags 
aufgrund der Änderung digitaler Inhalte oder 
digitaler Dienstleistungen". Hierbei wird dem 
Verbraucher das Recht zur Vertragskündigung 
eingeräumt, sofern sich die Änderung auf die 
Nutzung der digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen oder den Zugang zu diesen negativ 
auswirkt. Die Ausübung des Rücktritts ist dabei für 
den Verbraucher kostenlos und zeitlich auf 30 
Kalendertage nach Erhalt der Änderungs-
informationen oder ab dem Zeitpunkt der Änderung 
der digitalen Inhalte oder Dienstleistungen, begrenzt.  
 
Ferner wurde festgehalten, dass der Verbraucher kein 
Rücktrittsrecht genießt, sofern die negativen 
Auswirkungen der Änderung für ihn nur geringfügig 
sind. Auch bleibt ihm der Rücktritt verwehrt, wenn 
der Unternehmer ihm zugesteht, über die weiterhin 
konformen digitalen Inhalte oder Dienstleistungen, 
ohne Änderung und zusätzliche Kosten zu verfügen. 
 
2. Funktionsweise der neuen Regelung 
 
Das „Leitprinzip der Konformität von Waren und 
digitalen Inhalten oder Dienstleistungen“ (Art. 115) 
setzt zwei Arten von Anforderungen voraus – 
subjektive (Art. 115a) und objektive (Art. 115b).  
 
Zu den subjektiven Anforderungen zählen 
beispielsweise Beschreibung (Art, Menge, Qualität 
der Ware), Funktionalität, Interoperabilität, 
Kompatibilität und weitere vertraglich verabredete 
Eigenschaften sowie ferner die subjektive Eignung 
(geeignet für vom Verbraucher benötigten und dem 
Unternehmer bei Vertragsschluss erklärtem 
spezifischen Zweck) und Vollständigkeit (z.B. 
vertraglich vorgesehenes Zubehör und Anleitungen). 
Die objektiven Anforderungen werden insbesondere 
von der objektiven Eignung sowie Vollständigkeit 
bestimmt. Hierzu zählt beispielsweise die Eignung 
für den Zweck, für den Waren oder digitale Inhalte 
oder Dienstleistungen derselben Art üblicherweise 
bestimmt sind aber auch z.B. die Lieferung oder 
Bereitstellung des Zubehörs (Verpackung, 
Anweisungen etc.), die ein Verbraucher 
vernünftigerweise erwarten kann. 
 
Weiterhin wurde im Hinblick auf die 
ordnungsgemäße Installation digitaler Inhalte oder 
Dienste auf die besondere Bedeutung einer Regelung, 
die die unsachgemäße Installation von Waren oder 
Integration digitaler Inhalte oder Dienste unter 
bestimmten Voraussetzungen einer 

Vertragswidrigkeit gleichstellt, hingewiesen. 
Hiernach entfällt jedoch die Haftung des 
Unternehmers für diese Form der Vertragswidrigkeit, 
sofern der Verbraucher eine seitens des 
Unternehmers bereitgestellte Aktualisierung nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist installiert.  
 
3. Haftung des Unternehmers 
 
In Bezug auf die Haftung des Unternehmers wurde 
festgestellt, dass dieser „für jede Vertragswidrigkeit, 
die zum Zeitpunkt der Lieferung oder Bereitstellung 
besteht und die innerhalb von drei Jahren nach der 
Lieferung von Waren oder innerhalb von zwei Jahren 
nach der Bereitstellung von digitalen Inhalten oder 
Dienstleistungen offenbar wird" haftet (Art. 120 .1). 
Verbraucher und Unternehmer können jedoch eine 
kürzere Frist vereinbaren (z.B. Gebraucht-
wagenkauf). Diese darf indes nicht weniger als ein 
Jahr ab Lieferung betragen. Sieht ein Vertrag über 
digitale Inhalte oder Dienstleistungen oder über 
Waren mit digitalen Elementen „die fortlaufende 
Bereitstellung digitaler Inhalte oder Dienstleistungen 
für einen bestimmten Zeitraum vor“, so besteht die 
Unternehmerhaftung für jede in diesem Zeitraum 
auftretende Vertragswidrigkeit. Beläuft sich der 
Bereitstellungszeitraum auf weniger als drei Jahre, 
dann ist einer Haftungsfrist von drei Jahren ab 
Lieferzeitpunkt zu beachten (Art. 120.2).  
 
Die Verlängerung der Frist für die Erklärung der 
Vertragswidrigkeit von zwei auf drei Jahre offenbart 
das „Dilemma des übermäßigen Verbraucher-
schutzes“. Zum einen stellt ein so ausgeprägter 
Verbraucherschutz die Wettbewerbsfähigkeit 
spanischer Unternehmen gegenüber Unternehmen 
anderer EU-Mitgliedstaaten zur Disposition. Zum 
anderen hat dies auch Auswirkungen auf die 
Preisentwicklung der Produkte, die durch 
Preiserhöhungen gekennzeichnet sein dürften und in 
Anbetracht der aktuellen strukturellen Inflation als 
ungünstig zu deklarieren wäre. 
 
Wurde die Vertragswidrigkeit festgestellt, so hat der 
Verbraucher das Recht auf Nachbesserung oder 
Ersatz der Ware (Art. 118, Wahlrecht), es sei denn, 
die gewählte „Abhilfemaßnahme“ erweist sich als 
unmöglich oder ist für den Unternehmer mit 
unverhältnismäßig hohen Kosten verbunden, 
Preisminderung und Beendigung des Vertrags (Art. 
119, 119a, 119b und 119c). Die Wiederherstellung 
des vertragsgemäßen Zustands hat dabei für den 
Verbraucher kostenlos, zeitnah (innerhalb einer 
angemessenen Frist) und verhältnismäßig zu 
erfolgen.  
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4. Ausübung von Verbraucherrechten  
 

Die Neuregelung enthält diverse verfahrens- sowie 
materiellrechtliche Bestimmungen für die Ausübung 
der Verbraucherrechte. Diese haben sowohl auf die 
Beweislast (Art. 121) und Fristberechnung (Art. 122) 
als auch auf die sog. unterstützende Dokumentation 
(Art. 123, z.B. Belegunterlagen) Auswirkungen. 
Zudem bietet Art. 125 dem Verbraucher die 
Möglichkeit sich unter bestimmten Voraussetzungen 
direkt an den Hersteller zu wenden. 
 
Der eine Beweislastumkehr vorsehende Art. 121 
unterscheidet zwischen dem Verkauf von Waren und 
Verträgen über die Lieferung von digitalen Inhalten, 
Dienstleistungen oder Waren mit digitalen 
Elementen. Demnach besteht die Vermutung, dass 
Vertragswidrigkeiten, die sich innerhalb von zwei 
Jahren nach Lieferung der Ware oder innerhalb eines 
Jahres nach Bereitstellung der digitalen Inhalte oder 
Dienstleistungen offenbaren, bereits zum Lieferzeit- 
bzw. Bereitstellungszeitpunkt bestanden.  
 
Bei Gebrauchtwarenkäufen können kürzere 
Vermutungsfristen vereinbart werden, die jedoch 
nicht kürzer als die für die Vertragswidrigkeit 
vereinbarte Haftungsdauer gem. Art. 120.1 sein 
dürfen.  
 
Wird vertraglich eine fortlaufende Bereitstellung 
digitaler Inhalte oder Dienstleistungen über einen 
definierten Zeitraum gewährt, trägt der Unternehmer 
die Beweislast für die Konformität während des 
gesamten in Art. 120 Abs. 2 genannten Zeitraums.  
 
Der Art. 122 sieht im Rahmen der Fristberechnung 
eine Unterbrechung des Fristablaufs der in Art. 120 
und 121 aufgeführten Fristen bei Maßnahmen vor, 
die die Konformität der Ware, des digitalen Inhalts 
oder der digitalen Dienstleistung wiederherstellen 
sollen. Voraussetzung ist die Information des 
Verbrauchers über diese Maßnahme in eindeutiger 
digitaler Form. 

Ferner erfolgte eine kurze Bezugnahme auf die 
unterstützende Dokumentation im Kontext mit Art. 
123. Dieser stellt klar, dass bis zum Beweis des 
Gegenteils die Lieferung bzw. Leistung ab an dem 
auf der Rechnung fixierten Datum als erfolgt gilt. 
Sofern auf Kassenzetteln oder Lieferscheinen ein 
späteres Datum angegeben wurde, so gilt dieses. 
Zum Abschluss wurde die besondere Bedeutsamkeit 
des Art. 125 für den Verbraucherschutz unterstrichen. 
Dieser eröffnet dem Verbraucher die Möglichkeit 
aufgrund der Vertragswidrigkeit direkt gegen den 
Hersteller vorzugehen (Passivlegitimation), sofern 
sich die Kontaktaufnahme zum Unternehmer als 
unmöglich oder übermäßig aufwendig herausstellt.  
 
5. Abschlussdiskussion 
 
Abschließend bleibt festzuhalten, dass es Professor 
Alberto J. Tapia Hermida in einem sehr 
informativen, kurzweiligen und unterhaltsamen 
Vortrag gelang die Richtlinienumsetzung in Spanien 
in ihrer Gesamtheit und Komplexität zu illustrieren, 
so dass eine hervorragende Basis für die 
anschließende Diskussion insbesondere unter 
rechtsvergleichenden Aspekten geschaffen wurde. 
 
III. Schlusswort 
 
Entsprechend ihres Grundgedankens bot die Tagung 
die Möglichkeit, sich in einem breiten Fachkreis 
intensiv mit rechtsvergleichenden Fragestellungen 
zum Thema der Umsetzung der EU-Richtlinien im 
Kontext des aktuellen Kaufrechts 
auseinanderzusetzen. Zwischen den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern fand nicht nur im Rahmen der 
Diskussionsrunden, sondern auch während des 
Rahmenprogramms ein reger fachlicher Austausch 
statt. Insofern dürfte die Veranstaltung erfolgreich zu 
einem intensiven Meinungs- und 
Informationsaustausch und mithin zu einem 
ausgiebigen Networking beigetragen haben. 

 

 
 
 
 
 
 
 

 

* Wiss. Hilfskraft M.sc., Bielefeld, 
hendrikje.mederos@uni-bielefeld.de 
 

 

** Stud. iur., Bielefeld, 
 j.buschmann@uni-bielefeld.de 
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Deutsch-Spanische Juristenvereinigung e.V. / Asociación Hispano-Alemana de Juristas 

 

 

Frühstücks-WEBINAR - 23.11.2022, 9:30 – 11:00 a.m. 

 
Juristische Fach- und Urkundenübersetzungen im deutsch-spanischen Rechtsverkehr 

Traducciones jurídicas y juradas en el tráfico jurídico hispano-alemán 
 
 
Referentinnen / Ponentes: Elena Sotres Zapatero & Verena Laouari          
Vereidigte Übersetzerinnen mit dem Schwerpunkt juristische Fachübersetzungen / 

Traductoras Juradas especializadas en traducciones jurídicas  

Moderation / Moderación: Dr. Kathrin Monen, Rechtsanwältin, Düsseldorf 
 
Um internationale Rechtsgeschäfte reibungslos abwickeln zu können, ist es auch wichtig zu wissen, 
welche Anforderungen an Fachübersetzer im juristischen Bereich gestellt werden müssen.  
In diesem Webinar erläutern wir die grundlegenden Abläufe der Zusammenarbeit mit Übersetzern und 
gehen auf die Besonderheiten bestimmter Vorgänge ein, wie z.B. die Apostillierung und 
Überbeglaubigung in Deutschland und in Spanien.  
 
- Welche Anforderungen gibt es an Übersetzungen (Beglaubigung, Legalisierung, etc.) und in 

welchem Land sollten die Übersetzer ermächtigt sein? 
- Welche Qualifikationen müssen vereidigte Übersetzer in Deutschland bzw. in Spanien erfüllen? 
- Welche formalen Anforderungen muss eine Übersetzung in rechtlicher Hinsicht erfüllen?  
- Einblick in die Abwicklung von Übersetzungsprojekten: Berechnung von 

Übersetzungshonoraren, Bearbeitungszeiten, CAT-Tools 
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Para garantizar un desarrollo fluido de los actos jurídicos internacionales es también importante saber qué 
puede esperarse de los traductores jurados (TJ) y profesionales de traducción especializados en el ámbito 
jurídico. En este webinar abarcaremos los procesos básicos en la cooperación con estos profesionales y 
nos adentraremos en trámites específicos, como son la necesidad de apostillas o legalizaciones tanto en 
Alemania como en España.  
 
- ¿Cuáles son los requisitos para las traducciones (compulsa, legalización, etc.) y en qué país debe 

estar habilitado el TJ? 
- ¿Qué formación y/o cualificaciones deben ostentar los traductores jurados en Alemania y 

España? 
- ¿Qué requisitos formales debe cumplir una traducción jurada para desplegar validez legal?  
- Visión general sobre la gestión de proyectos de traducción: cálculo de los honorarios de 

traducción, tiempos de elaboración, herramientas TAO. 
 
 

Anmeldung / Inscripción 

 
Deutsch-Spanische Juristenvereinigung e.V. – Asociación Hispano-Alemana de Juristas 

San Elías 29 – 35 5º B, 08006 Barcelona, T +34 93 2097882, info@dsjv-ahaj.org,  
www.dsjv-ahaj.org 

 

 

 

Save the Date 
 

 

 

 

 

 

https://us06web.zoom.us/webinar/register/WN_34GMU0H_QLiJDC3PUD1pQg
https://us06web.zoom.us/webinar/register/WN_34GMU0H_QLiJDC3PUD1pQg
mailto:info@dsjv-ahaj.org
http://www.dsjv-ahaj.org/
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Mercado de trabajo 

Praktikantenstellen / Pasantías 
 
 
Dr. Artz, López & Col., Kanzlei für Erbrecht, 
Familienrecht und Immobilien 
Wir suchen Praktikanten und Referendare. Es 
erwartet Sie ein engagiertes Team und ein 
Arbeitsklima, auf das  wir stolz sind: Unsere Kanzlei 
setzt ihren Schwerpunkt in zukunftssicheren 
Rechtsbereichen, vor allem im (internationalen) 
Erbrecht und Familienrecht  und zudem im 
Immobilienrecht. Sie unterstützen unsere Arbeit als 
Testamentsvollstrecker, Nachlassverwalter und –
pfleger sowie Erbenermittler. Spanisch- u./o. 
Englischkenntnisse sind von Vorteil, aber nicht 
Voraussetzung. Ihre Bewerbung senden Sie bitte an 
mail@artzlopez.com, www.fb.com/artzlopez. 
 
AD & M Abogados y Consultores 
Unsere international ausgerichtete 
Rechtsanwaltskanzlei mit dem Schwerpunkt auf 
deutsch-spanischen Rechtsbeziehungen befindet sich 
im Zentrum von Barcelona. Unsere 
Tätigkeitsschwerpunkte sind Gesellschafts-, Handels-
, Erb-, Familien- und allgemeines Zivilrecht. Wir 
bieten deutschen Rechtsreferendaren oder 
Jurastudenten mit Spanischkenntnissen die 
Möglichkeit, Ihre Wahlstation oder ein Praktikum in 
unserer Kanzlei zu absolvieren. Bitte richten Sie Ihre 
Bewerbungsunterlagen postalisch an ADM Abogados 
y Consultores, Calle Balmes 163, Pral., 2a, 08008 
Barcelona, Spanien z.H. von RA Robert Engels oder 
per e-mail an info@admabogados.net. 
 
Augusta  Abogados 
Wir bieten deutschen Rechtsreferendaren und - 
studierenden die Möglichkeit, ein mehrmonatiges 
Praktikum in unserer Kanzlei in Barcelona zu 
absolvieren, sei es als Wahl- oder 
Auslandsstation.Wir suchen Jurastudenten 
(mindestens 4 Semester) und Rechtsreferendare, 
die offen, zuverlässig und an der internationalen 
Praxis interessiert sind. Die Dauer des Praktikums 
beträgt i.d.R. drei bis sechs Monate und wir 
versuchen, uns den beruflichen bzw. 
akademischen Interessen der Kandidaten anzu-
passen. Gute Spanisch- und Englischkenntnisse, 
mündlich und schriftlich, sind erwünscht. 
Bitte senden Sie uns ein Anschreiben mit 
Lebenslauf, Zeugnisse und Verfügbarkeit per E-
Mail an: Augusta Abogados, z.H.v. Frau Alba 
Ródenas-Borràs, Ref: Praktikum Barcelona, Via 
Augusta, 252, 4ª planta, E- 08017 Barcelona, Mail: 
info@augustaabogados.com; 
www.augustaabogados.com 
 

 
Castellana Legal Abogados 
Wahlstation für Rechtsreferendare/Praktikanten 
Unsere Kanzlei bietet Referendaren/Praktikanten 
die Möglichkeit, in Madrid die Wahlstation bzw. ein 
Praktikum zu absolvieren. Kenntnisse der 
spanischen Sprache sind erforderlich. Bei Interesse 
Bewerbungen bitte per e-mail z. Hd. von Marcos 
Andreu Bleckmann an mableckmann@c-legal.com 
unter Kennwort “Praktikum” zusenden. 
 
Dikeos Estudio Jurídico 
Wir sind eine international ausgerichtete Madrider 
Rechtsanwaltskanzlei mit Tätigkeitsschwerpunkten 
im Arbeits-, Gesellschafts-, Handels- und Zivilrecht, 
die sowohl forensisch als auch beratend tätig ist. 
Unsere Klienten sind hauptsächlich 
Wirtschaftsunternehmen, auch aus dem 
deutschsprachigen Ausland. Wir bieten 
Rechtsrefrendaren / -innen die Möglichkeit, Ihre 
Wahlstation in unserem Madrider Büro abzuleisten. 
Gute bis sehr gute Spanischkenntnisse sowie 
Interesse für internationale, insb. deutsch-spanische 
Rechtsbeziehungen setzen wir voraus. Wir freuen 
uns auf Ihre Bewerbung.  Paseo de la Habana, 5. 
Tel: 91 5903370, Fax 91 5638560; 
Ansprechpartner: Christian Alexander Paschkes 
(apaschkes@dikeos.com). 
 
Fabregat, Perulles, Sales, Abogados, 
Rechtsanwälte   
Wir bieten deutschen Referendaren mit guten 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit, ihre 
Wahlpflicht-ausbildung oder sonstige 
Ausbildungsstationen in unseren Kanzleien in 
Barcelona und Pollença (Mallorca) zu absolvieren. 
Plaza Emili Mira i López 2, E- 08022 Barcelona, Tel. 
+34 93 205 42 31, Fax. +34 93 418 955, mail: 
fps@fabregat-perulles-sales.com,  
Internet: www.fabregat-perulles-sales.com. 
 
Dr. Frühbeck Abogados 
Wir bieten Referendaren/innen und 
Praktikanten/innen mit guten Deutsch- und 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder 
mehrere Stationen bzw. ein mehrmonatiges 
Praktikum in unseren Kanzleien in Barcelona, Palma 
de Mallorca, Marbella und Las Palmas G.C. zu 
absolvieren. Es wird ein Zeitraum von mindestens 3 
Monaten bevorzugt. Wir bearbeiten hauptsächlich 
Fälle im Bereich des Handels-, Unternehmungs- und 
Arbeitsrechts.Ofrecemos a pasantes con buenos 
conocimientos de alemán y español la posibilidad de 
realizar prácticas en nuestras oficinas de Barcelona,  

mailto:mail@artzlopez.com,
http://www.fb.com/artzlopez
mailto:info@admabogados.net
mailto:info@augustaabogados.com
http://www.augustaabogados.com/
mailto:mableckmann@c-legal.com
mailto:mableckmann@c-legal.com
mailto:mableckmann@c-legal.com
mailto:apaschkes@dikeos.com
mailto:fps@fabregat-perulles-sales.com
http://www.fabregat-perulles-sales.com/
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Palma de Mallorca, Marbella y Las Palmas G.C. 
Preferente un período no inferior a tres meses. 
Principalmente trabajamos los campos del derecho 
mercantil, societario y laboral. 
Barcelona: T: +34 93 254 10 70; 
barcelona@fruhbeck.com 
Canarias: T +34 928 432 676; 
canarias@fruhbeck.com 
Mallorca: T +34 971 719 228; 
mallorca@fruhbeck.com 
Marbella:T + 34) 952 765225; 
marbella@fruhbeck.com 
 
Gerboth & Partner 
Wir bieten Referendaren oder Studenten mit guten 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit ihre Wahl- oder 
sonstige Ausbildungsstation während eines 
Zeitraumes, der drei Monate nicht unterschreiten 
sollte, in unseren Büros in Palma de Mallorca oder 
Ibiza zu absolvieren. Desweiteren bieten wir 
spanischen Praktikanten mit guten 
Deutschkenntnissen die Möglichkeit zur 
Durchführung eines Rechtspraktikums in unseren 
Büros, ebenfalls für einen Zeitraum, der drei Monate 
nicht unterschreiten sollte. 
Ansprechpartner: Christian Gerboth, Palma de 
Mallorca - Tel.: +34-971722494; E-mail: 
info@gerboth-partner.com 
 
Göhmann 
Als deutsch-spanische Kanzlei mit umfangreichen 
Tätigkeitsbereichen in beiden Rechtskreisen bieten 
wir interessierten deutschen Referendaren und 
spanischen Praktikanten die Möglichkeit, in einem 
unserer Büros in Bremen oder Barcelona eine oder 
mehrere Stationen bzw. ein mehrmonatiges 
Praktikum zu absolvieren. Sehr gute 
Sprachkenntnisse sind Voraussetzung. Bitte senden 
Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an: 
Bewerbungen in Deutschland: Dr. Arne Koch, 
Wachtstr. 17-24, D-28195 Bremen, Tel.: 
0421/33953-0, E-mail: bremen@goehmann.de 
Für Informationen können Sie unsere Internetseite 
www.goehmann.de besuchen. 
 
Gómez Acebo & Pombo 
Referendaren mit Spanischkenntnissen bieten wir die 
Möglichkeit ihre Wahlstation während eines 
Zeitraumes von drei Monaten in unserer Kanzlei in 
Madrid zu absolvieren. 
Schriftliche Bewerbungen richten Sie bitte an: Frau 
Christina Sánchez Weickgenannt, E-mail: 
csanchezw@ga- p.com Tel.: +34 91 582 9218 
 
 
 
 

 
Anwaltskanzlei Dr. Sabine Hellwege 
bietet Rechtsreferendaren / Rechtsreferendarinnen 
mit Spanischkenntnissen die Möglichkeit die 
Wahlfachstation oder sonstige Ausbildungsstationen 
während eines Zeitraumes, der drei Monate nicht 
unterschreiten sollte, in der Kanzlei in Palma de 
Mallorca zu absolvieren. 
Ansprechpartnerin: Dr. Sabine Hellwege, 
Rechtsanwältin u. Abogada, Niedersachsenstr. 11, D-
49074 Osnabrück , Tel.: 49 541 20 22 555, Fax: + 49 
541 20 22 559, Mobil:+  49171 8385328, E-Mail: 
Shellwege@t-online.de , Internet: www.hellwege.de 
oder Avda. Jaime III Nr. 17, 2, 27, E- 07012 Palma 
de Mallorca, Tel.: + 34 971 9054 12, Fax:   +34 971 
9054 13 
 
Iurisconsultants Abogados-Rechtsanwälte 
Deutsch-spanische Rechtsanwaltskanzlei mit Sitz in 
Manacor/Mallorca und zivilrechtlicher Ausrichtung 
sucht Jurastudenten und Rechtsreferendare mit guten 
Spanischkenntnissen, denen wir im Rahmen eines 
Praktikums/Ausbildungsstation eine interessante 
Tätigkeit anbieten. 
Ansprechpartner: Rechtsanwalt-Abogado Mirko 
Jurisch, C/Amargura, 14, 1º-1ª, E-07500 Manacor, 
Tel. 971 845805, Fax 971 844872, email: 
jurisch@iurisconsultants.com, 
ww.iurisconsultants.com 
 
Jakstadt – Abogados – Berlin 
Wir bieten in unserer Kanzlei in Berlin eine 
vollständige Rechts- und Steuerberatung für 
Unternehmen aus Spanien und Südamerika in 
Deutschland als auch für deutsche Mandanten mit 
Schwerpunkt in Spanien an. 
Referendare mit guten spanischen Kenntnissen sowie 
pasantes mit guten Deutschkenntnissen bieten wir die 
Möglichkeit der Ausbildung und Mitarbeit in unserer 
Kanzlei in Berlin an. 
Kanzlei Berlin, Telefon: 0 30/24 62 92 0, Telefax: 0 
30/2462 92 20, e-mail: info@jakstadt.de ,Internet: 
www.jakstadt.de, Rechtsanwalt Thomas Jakstadt. 
 
 
Löber Steinmetz & Garcia Partnerschaft von 
Rechtsanwälten mbB 
In unserer Kanzlei in Frankfurt bieten wir 
Referendaren und Praktikanten mit guten Deutsch- 
und Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder 
mehrere Stationen bzw. ein mehrmonatiges 
Praktikum zu absolvieren. Tätigkeitsschwerpunkte 
sind IPR, Erbschafts- und Immobilienrecht. Wir 
legen Wert auf selbständiges Arbeiten und hohe 
Motivation und können Ihnen im Gegenzug eine 
abwechslungs- und lehrreiche Tätigkeit anbieten. 
Aufgrund der engen Zusammenarbeit mit unserer 
spanischen Kooperationskanzlei in Palma de 
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Mallorca, Löber Steinmetz Garcia, Rechtsanwälte Y 
Abogados, S.L.P, besteht  nach  individueller  
Absprache  auch  die Möglichkeit, die Wahl- oder 
Anwaltstation oder einen Teil derselben in Palma zu 
absolvieren. 
Bitte richten Sie Ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen an: Kanzlei Löber Steinmetz 
& Garcia, z.Hd. Herrn Dr. Alexander Steinmetz, 
Kaulbachstr. 1,  D-60594  Frankfurt,  Tel.  069/96 22 
11 23,20, Fax 069/9622 11 11, E-Mail: 
a.steinmetz@loeber-steinmetz.de. 
 
Lohmann & Dr. Ahlers Rechtsanwälte in P., 
Notare a.D., Fachanwalt Verkehrsrecht, 
Mediatorin 
Wir bieten deutschen und spanischen Referendaren 
oder Praktikanten die Möglichkeit, im Rahmen einer 
Stage erweiterte Kenntnisse des deutschen Rechts 
und der deutschen Sprache zu erwerben. Der 
Zeitraum sollte dabei drei Monate nicht 
unterschreiten. Tägliche Anwesenheit ist erwünscht 
und sinnvoll. 
Ofrecen la posibilidad de realizar prácticas o 
pasantías a alemanes y españoles que deseen ampliar 
sus conocimientos en Derecho Alemán y la lengua 
alemana. El período de éstas no deberá ser superior a 
los tres meses Se recomienda la asistencia diaria a fin 
de obtener buenos resultados. 
Kontakt / Contacto: RA Wolfgang Lohmann, 
Pelzerstrasse 4, D - 28195 Bremen, Tel. 0421/18571 
Fax 0421/12648, RA-Lohmann-Ahlers@gmx.de 
RA Janis Amort (rrhh@mmmm.es). Spanischen 
Praktikanten mit guten Deutschkenntnissen bieten 
wir ebenfalls die Möglichkeit der Absolvierung eines 
Rechtspraktikums für einen Zeitraum, der 3 Monate 
nicht unterschreiten sollte, in unseren Büros in 
Madrid, Barcelona oder Palma de Mallorca. 
Ansprechpartner: César García de Quevedo 
(rrhh@mmmm.es) 
 
Bufete Mañá-Krier, Abogados Asociados 
Unsere wirtschaftsrechtlich ausgerichtete 
Anwaltskanzlei mit einem Schwerpunkt im deutsch-
spanischen Rechtsverkehr bietet Rechtsreferendaren 
mit Spanischkenntnissen die Möglichkeit, Ihre 
Wahlstation oder sonstige Auslandsstationen in 
unserer Kanzlei zu absolvieren. Unsere 
Tätigkeitsschwerpunkte sind Gesellschafts- und 
Handelsrecht, Steuerrecht sowie Immobilien-, Erb- 
und allgemeines Zivilrecht. Bei Interesse senden Sie 
bitte Ihre Bewerbung vorzugsweise per E-Mail an 
Frau Jessica Wehmeier, Rechtsanwältin u. Abogada, 
bmk@bmk.es, Tel.: +34 93 487 8030, Balmes 76, 
Pral. 1ª, 08007 Barcelona. 
 
 
 
 

MMB - Martínez, Marco & Beuthner, 
Rechtsanwälte & Abogados 
Als Rechtsanwaltssozietät mit Schwerpunkt im 
deutsch- spanischen Rechtsverkehr bieten wir 
deutschen Referendaren die Möglichkeit in unseren 
Büros in Murcia- Stadt und Puerto de Mazarron ihre 
Wahlstage zu absolvieren. Die Mindestdauer sollte 
vier Monate nicht unterschreiten. Sehr gute 
Sprachkenntnisse und eine hohe Motivation setzen 
wir voraus. Bitte richten Sie ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen an: 
MMB – Rechtsanwälte & Abogados, Herrn RA u. 
Abogado Dennis Beuthner, Avda. Tierno Galván 30, 
2D, E-30860 Puerto de Mazarron, Tel.: +34 / 968 / 
33 20 68, Fax: +34 968 33 20 69, e-mail: 
beuthner@mmb.es, Internet: www.mmb.es 
 
Monereo Meyer Abogados 
Referendaren oder Studenten mit guten 
Spanischkenntnissen bieten wir die Möglichkeit ihre 
Wahlpflichtfachausbildung oder sonstige 
Ausbildungsstationen während eines Zeitraumes, der 
3 Monate nicht unterschreiten sollte, in unseren 
Büros in Madrid, Barcelona oder Palma de Mallorca 
zu absolvieren.  
Ansprechpartner: RA Janis Amort (rrhh@mmmm.es)  
Spanischen Praktikanten mit guten 
Deutschkenntnissen bieten wir ebenfalls die 
Möglichkeit der Absolvierung eines 
Rechtspraktikums für einen Zeitraum, der 3 Monate 
nicht unterschreiten sollte, in unseren Büros in 
Madrid, Barcelona oder Palma de Mallorca. 
Ansprechpartner: César García de Quevedo 
(rrhh@mmmm.es) 
 
Xavier Pareja Advocats 
Die Kanzlei Xavier Pareja Advocats mit Haupsitz in 
Barcelona arbeitet vorrangig in den Bereichen des 
internationalen Wirtschafts-, Handels- und 
Zivilrechts. Darüber hinaus begleiten wir 
internationale Insolvenzfälle und unterstützen 
ausländische Mandanten bei deren Geschäften in 
Spanien. Der Großteil unserer Mandanten kommt aus 
Deutschland. Daneben haben wir Beziehungen zu 
Mandanten aus Lateinamerika sowie englisch- und 
französischsprachigen Ländern. Unser Team ist 
engagiert, flexibel und international agierend.  
Wir bieten ReferendarInnen und PraktikantInnen an, 
ihre Ausbildungsstationen in unsere Kanzlei in 
Barcelona zu absolvieren. Die Mindestdauer beträgt 
hierbei drei Monate. Die BewerberInnen sollten 
vorzugsweise über eine sehr gute deutsche 
Ausdrucksweise sowie vertiefte Kenntnisse der 
spanischen Sprache verfügen. 
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Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an 
unsere Rechtsanwältin Frau Esther Rojo 
barcelona@xavierpareja.com. Weitere Kontaktdaten: 
Gran Via Corts Catalanes, 529, 1º 2ª, 08011 
Barcelona, Tel.: +34 93 452 16 14, 
www.xavierpareja.com 
 
Pense Rechtsanwälte 
Wir bieten spanischen und deutschen Juristen mit 
guten Kenntnissen beider Sprachen die Möglichkeit, 
ein Praktikum oder einen Teil des Referendariats in 
unserer Kanzlei zu absolvieren. 
Das Wirtschaftsrecht, Zivil- und Immobilienrecht 
sowie Prozess- und Schiedssachen gehören zu den 
Kerngebieten unserer Tätigkeit. Wir sind auch für 
unsere internationale Rechtspraxis bekannt. Weitere 
Informationen entnehmen Sie bitte unseren 
Internetseiten www.pense.de. 
Bewerbungen richten Sie bitte an: Pense 
Rechtsanwälte, Herrn RA Dr. Till Pense, 
Wolfsgangstrasse 85, D - 60322 Frankfurt am Main, 
Tel + 49 (0) 69 - 55 05 65 Telefax + 49(0) 69 - 59 69 
861 E-mail: till.pense@pense.de. 
 
Dr. Reichmann Rechtsanwälte /Abogados 
Wir sind eine ausschließlich auf deutsch-spanisches 
Wirtschaftsrecht spezialisierte Kanzlei mit Büros in 
Frankfurt am Main und Palma de Mallorca: 
Wir bieten Studenten und Referendaren mit guten 
Spanischkenntnissen an, ein Praktikum bzw. ihre 
Wahlstation in einem unserer Büros zu absolvieren. 
Bitte richten Sie Ihre Bewerbung an: 
z. Hd. Dr Armin Reichmann, reichmann@dr- 
reichmann.com 
 
Ribas Brutschy Abogados 
Wir sind eine international ausgerichtete 
Rechtsanwaltskanzlei mit Schwerpunkt auf den 
deutsch- spanischen Rechtsverkehr. Unsere 
Tätigkeitsschwerpunkte sind Erb- und 
Immobilienrecht, Gesellschafts- und Handelsrecht, 
allgemeines Zivil- sowie Strafrecht. 
Wir bieten Referendaren/innen und 
Praktikanten/innen mit guten Deutsch- und 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit, ihre 
Wahlstation bzw. ein mehrmonatiges Praktikum am 
Hauptsitz unserer Kanzlei in Karlsruhe zu 
absolvieren. Hohe Motivation und Interesse für 
internationale, insbesondere deutsch-spanische 
Rechtsbeziehungen setzen wir voraus. 
Bitte senden Sie uns Ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen unter Angabe Ihres 
Wunschzeitraums vorzugsweise per e-mail an: 
Ribas Brutschy Abogados, z.H. von Frau Petra 
Beller, Marianne-Kirchgessner-Str. 5, 76646 
Bruchsal / Karlsruhe, 
p.beller@rb-abogados.eu, Tel.: + 49 7251 9377310 
 

Schiller Abogados 
Einer der Tätigkeitsschwerpunkte von Schiller 
Abogados ist die Beratung im deutsch-spanischen 
Rechtsverkehr. Wir bieten interessierten und 
motivierten Rechtsreferendaren und Praktikanten die 
Möglichkeit, eine   Ausbildungsstageoder ein 
mehrmonatiges Praktikum in unserem Büro in 
Barcelona zu absolvieren. Sehr gute spanische 
Sprachkenntnisse sind unabdinglich. 
Bitte richten Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an: Jordi 
Planchart Remmert, Rambla de Catalunya, 86-3º, E-
08008 Barcelona, 
e-mail: barcelona@schillerabogados.es 
 
Schindhelm Abogados 
Deutsch-Spanische Rechtsanwaltskanzlei bietet 
deutschen und spanischen Referendaren und 
Praktikanten mit guten Deutsch- und 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder 
mehrere Stationen bzw. ein mehrmonatiges 
Praktikum zu absolvieren. Tätigkeitsschwerpunkte 
sind Erbschafts- Immobilien-, Gesellschafts- und 
Steuerrecht. Bitte richten Sie Ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen an: Schindhelm Abogados, z. 
H. Fernando Lozano, Conde de Salvatierra, 21, E-
46004 Valencia, Tel. +34 963 28 77 93, Fax +34 963 
28 77 94, E-Mail: info@schindhelm.com. 
 

Simon & Partner Rechtsanwälte Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer 
bietet deutschen und spanischen Referendare/innen 
und Praktikanten/innen die Möglichkeit einer Stage. 
Der Mindestzeitraum sollte 3 Monate nicht 
unterschreiten. Gute Deutsch- und 
Spanischkenntnisse sind Voraussetzung. Schriftliche 
Bewerbungen in üblicher Form sind an Herrn RA 
und Abogado Lutz Carlos Moratinos Meissner zu 
richten.  
Kajen 12, D - 20459 Hamburg, Telefon: 040/323221-
0 Telefax: 040/32322121, www.simon-law.de 
 
 
Wienberg Abogados 
Rechtsanwaltskanzlei in Barcelona mit Schwerpunkt 
im dt.- sp. Rechtsverkehr bietet 
Ausbildungsmöglichkeit für Referendare und 
Praktikanten mit Spanischkenntnissen. Bewerbungen 
per Telefon: +34 93 241 97 20, Fax:   +34 93 241 97 
22 oder E-Mail: Simone.Jordan@wienberg.es, 
www.wienberg.es 
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ZinnBöcker Rechtsanwälte 
Wir bieten Rechtsreferendaren mit guten Kenntnissen 
der spanischen Sprachsowie spanischen Hochschul-
absolventen die Möglichkeit, ihre Referendarstation 
bzw. ein Praktikum in unserer Kanzlei zu absolvieren. 
Wir sind ausschliesslich auf dem Gebiet des 
Wirtschaftsrechts tätig. Ein grosser Teil unserer 
Mandate hat Bezug zu Spanien bzw. Lateinamerika 
(insbesondere Mexiko). Es erwartet Sie eine 
angenehme Arbeitsatmosphäre in erstklassiger 
Umgebung.  
Mehr unter www.zinnboecker.com. Bewerbungen 
senden Sie bitte an: ZinnBöcker Rechtsanwälte, 
z.Hd. Dr. Christian Böcker (Rechtsanwalt und 
Abogado), Friedrichsplatz 10, 68165 Mannheim oder 
per e-mail an  
office@zinnboecker.com 
 

Notare Dr. Christoph Neuhaus und Dr. Markus 
Buschbaum, LL.M., Maître en droit 
Wir bieten deutschen Referendaren/innen und 
spanischen Notaranwärtern/Notaranwärterinnen mit 
guten Kenntnissen der jeweils fremden Sprache sowie 
der jeweils anderen Rechtsordnung die Möglichkeit, 
die Wahlstation oder eine Hospitation in unserem 
Büro in Köln zu absolvieren. Kenntnisse der 
englischen und der französischen Sprache sind von 
Vorteil, werden jedoch nicht vorausgesetzt. Nähere 
Informationen zu unseren Tätigkeitsfeldern finden 
Sie unter http://neuhaus-buschbaum.de/. Wir freuen 
uns auf Ihre Bewerbung per e-mail an: 
notar@buschbaum- koeln.de. 
 
 
 
 

Vermietungen 
 

Arrendamientos 
 
 

Bürogemeinschaft (drei Rechtsanwälte) in zentraler 
Lage von Barcelona, Straße Pau Claris, Nähe Gran 
Via, bietet schöne Büroräume in einem 
repräsentativen Stadthaus: 
Option A: großer Büroraum und 
Besprechungszimmer EUR 800,00; 
Option B: großer Büroraum allein: EUR 600,00; 
Option C: Besprechungszimmer (9,18 qm) als Büro 
allein EUR 250,00. 
Kontakt: Marion Hohn Abad, Telefon 0034 93 
3181048 / E-Mail mahohn@icab.cat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Despacho a compartir (tres abogados) en el centro de 
Barcelona, C/ Pau Claris, cerca de la Gran Vía, se 
ofrecen diferentes espacios en finca clásica.  
Opción A: despacho grande y sala de juntas EUR 
800,00; 
Opción B: sólo despacho grande EUR 600,00; 
Opción C: sala de juntas (9,18 m²) como despacho 
EUR 250,00. 
Contacto: Marion Hohn Abad, teléfono 0034 
933181048 / e-mail mahohn@icab.cat 
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